
Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Änderung der Gewerbeordnung 1994 
§ 2. (1) ... 

 15. den Betrieb von Eisenbahnunternehmen und von deren Hilfseinrichtungen 
sowie deren Hilfstätigkeiten einschließlich des Betriebes von Seilbahnen, 
den Betrieb von Schleppliften, soweit auf diese das Seilbahngesetz 2003, 
BGBl. I Nr. 103, anzuwenden ist, im Falle der Gegenseitigkeit die Be-
wirtschaftung von Speisewagen und Schlafwagen in- und ausländischer 
Eisenbahnunternehmen durch ausländische Unternehmen bei Fahrten vom 
Ausland aus durch Österreich oder vom Ausland aus nach Österreich oder 
umgekehrt, den Betrieb von Schifffahrtsunternehmen mit Wasserfahrzeu-
gen, im Falle der Gegenseitigkeit die Bewirtschaftung von Schiffsrestau-
rants und –buffets auf Wasserfahrzeugen ausländischer Schifffahrtsunter-
nehmen durch ausländische Unternehmen bei Fahrten vom Ausland aus 
durch Österreich oder vom Ausland aus nach Österreich oder umgekehrt, 
den Betrieb von Fähren (Überfuhren) und von Kraftfahrlinienunterneh-
men; 

§ 2. (1) ... 
 15. den Betrieb von Eisenbahnunternehmen und von deren Hilfseinrichtungen 

sowie deren Hilfstätigkeiten einschließlich des Betriebes von Seilbahnen 
im Sinne des Seilbahngesetzes 2003, BGBl. I Nr. 103, im Falle der Ge-
genseitigkeit, die Bewirtschaftung von Speisewagen und Schlafwagen in- 
und ausländischer Eisenbahnunternehmen durch ausländische Unterneh-
men bei Fahrten vom Ausland aus durch Österreich oder vom Ausland 
aus nach Österreich oder umgekehrt, den Betrieb von Schifffahrtsunter-
nehmen mit Wasserfahrzeugen, im Falle der Gegenseitigkeit die Bewirt-
schaftung von Schiffsrestaurants und –buffets auf Wasserfahrzeugen aus-
ländischer Schifffahrtsunternehmen durch ausländische Unternehmen bei 
Fahrten vom Ausland aus durch Österreich oder vom Ausland aus nach 
Österreich oder umgekehrt, den Betrieb von Fähren (Überfuhren) und von 
Kraftfahrlinienunternehmen; 

 25. die Verabreichung von Speisen und der Ausschank von Getränken im 
Rahmen und Umfang von Veranstaltungen im Sinne des § 5 Z 12 des 
Körperschaftsteuergesetzes 1988 durch Körperschaften des öffentlichen 
Rechtes sowie sonstige juristische Personen, die im Sinne der §§ 34 ff 
BAO gemeinnützig, mildtätig oder kirchlich tätig sind, und durch deren 
Dienststellen. Diese Veranstalter haben die §§ 149 bis 151 sowie die ein-
schlägigen gesundheits-, lebensmittel-, wasser- und abfallrechtlichen Vor-
schriften einzuhalten. 

 25. die Verabreichung von Speisen und der Ausschank von Getränken im 
Rahmen und Umfang von Veranstaltungen im Sinne des § 5 Z 12 des 
Körperschaftsteuergesetzes 1988 durch Körperschaften des öffentlichen 
Rechtes sowie sonstige juristische Personen, die im Sinne der §§ 34 ff 
BAO gemeinnützig, mildtätig oder kirchlich tätig sind, und durch deren 
Dienststellen. Diese Veranstalter haben § 112 Abs. 4 und 5 und § 114 so-
wie die einschlägigen gesundheits-, lebensmittel-, wasser- und abfall-
rechtlichen Vorschriften einzuhalten. 

(2) bis (8) … (2) bis (8) … 
(9) Unter Buschenschank im Sinne dieses Bundesgesetzes (Abs. 1 Z 5) ist der 

buschenschankmäßige Ausschank von Wein und Obstwein, von Trauben- und 
Obstmost und von Trauben- und Obstsaft sowie von selbstgebrannten geistigen 
Getränken durch Besitzer von Wein- und Obstgärten, soweit es sich um deren 
eigene Erzeugnisse handelt, zu verstehen; im Rahmen des Buschenschankes ist 
auch die Verabreichung von kalten Speisen und der Ausschank von Mineralwasser 

(9) Unter Buschenschank im Sinne dieses Bundesgesetzes (Abs. 1 Z 5) ist der 
buschenschankmäßige Ausschank von Wein und Obstwein, von Trauben- und 
Obstmost und von Trauben- und Obstsaft sowie von selbstgebrannten geistigen 
Getränken durch Besitzer von Wein- und Obstgärten, soweit es sich um deren 
eigene Erzeugnisse handelt, zu verstehen; im Rahmen des Buschenschankes ist 
auch die Verabreichung von kalten Speisen und der Ausschank von Mineralwasser 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
und kohlensäurehältigen Getränken zulässig, jedoch nur unter der Voraussetzung, 
dass diese Tätigkeiten dem Herkommen im betreffenden Bundesland in Buschen-
schenken entsprechen. Die Verabreichung von warmen Speisen auf Grund dieser 
Ausnahmebestimmung ist nicht zulässig. 

und kohlensäurehältigen Getränken zulässig, jedoch nur unter der Voraussetzung, 
dass diese Tätigkeiten dem Herkommen im betreffenden Bundesland in Buschen-
schenken entsprechen. Die Verabreichung von warmen Speisen auf Grund dieser 
Ausnahmebestimmung ist nicht zulässig. Die Buschenschankbetreiber haben den 
§ 114 einzuhalten. 

§ 11. (1) bis (3) … 
(4) Bei Umgründungen (Verschmelzungen, Umwandlungen, Einbringungen, 

Zusammenschlüssen, Realteilungen und Spaltungen) geht die ursprüngliche Be-
rechtigung zur Gewerbeausübung auf den Nachfolgeunternehmer (Rechtsnachfol-
ger) nach Maßgabe der in den Abs. 5 und 6 festgelegten Bestimmungen über. Zu 
den Umgründungen zählt auch die Einbringung von Unternehmen eingetragener 
Unternehmer in eine zu diesem Zweck gegründete eingetragene Personengesell-
schaft. Die Bestimmungen des ersten Satzes sind auch in dem Fall anzuwenden, 
dass in Entsprechung des § 8 Abs. 3 UGB die Eintragung einer Gesellschaft bür-
gerlichen Rechts (§§ 1175 ff ABGB) in das Firmenbuch als eingetragene Perso-
nengesellschaft erfolgt. 

§ 11. (1) bis (3) … 
(4) Bei Umgründungen (Verschmelzungen, Umwandlungen, Einbringungen, 

Zusammenschlüssen, Realteilungen und Spaltungen) geht die ursprüngliche Be-
rechtigung zur Gewerbeausübung auf den Nachfolgeunternehmer (Rechtsnachfol-
ger) nach Maßgabe der in den Abs. 5 und 6 festgelegten Bestimmungen über. Zu 
den Umgründungen zählt auch die Einbringung von Unternehmen in eine zu die-
sem Zweck gegründete eingetragene Personengesellschaft. Die Bestimmungen des 
ersten Satzes sind auch in dem Fall anzuwenden, dass in Entsprechung des § 8 
Abs. 3 UGB die Eintragung einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts (§§ 1175 ff 
ABGB) in das Firmenbuch als eingetragene Personengesellschaft erfolgt. 

§ 13. (1) Natürliche Personen sind von der Ausübung eines Gewerbes ausge-
schlossen, wenn 
 1. sie von einem Gericht verurteilt worden sind 
 a) wegen betrügerischer Krida, Schädigung fremder Gläubiger, Begünsti-

gung eines Gläubigers oder grob fahrlässiger Beeinträchtigung von 
Gläubigerinteressen (§§ 156 bis 159 StGB) oder 

 b) wegen einer sonstigen strafbaren Handlung zu einer drei Monate über-
steigenden Freiheitsstrafe oder zu einer Geldstrafe von mehr als 180 
Tagessätzen und 

 2. die Verurteilung nicht getilgt ist. 
Von der Ausübung eines Gastgewerbes sind natürliche Personen ausge-

schlossen, wenn gegen sie eine nicht getilgte gerichtliche Verurteilung wegen 
Übertretung der §§ 28 bis 31 des Suchtmittelgesetzes, BGBl. I Nr. 112/1997, in 
der jeweils geltenden Fassung, vorliegt. Die Bestimmungen dieses Absatzes gelten 
auch, wenn mit den angeführten Ausschlussgründen vergleichbare Tatbestände im 
Ausland verwirklicht werden. 

§ 13. (1) Natürliche Personen sind von der Ausübung eines Gewerbes ausge-
schlossen sind, wenn sie 
 1. von einem Gericht verurteilt worden sind 
 a) wegen betrügerischen Vorenthaltens von Sozialversicherungsbeiträgen 

und Zuschlägen nach dem Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsge-
setz (§ 153d StGB), organisierter Schwarzarbeit (§ 153e StGB), betrü-
gerischer Krida, Schädigung fremder Gläubiger, Begünstigung eines 
Gläubigers oder grob fahrlässiger Beeinträchtigung von Gläubigerinte-
ressen (§§ 156 bis 159 StGB) oder 

 b) wegen einer sonstigen strafbaren Handlung zu einer drei Monate überstei
 2. die Verurteilung nicht getilgt ist. 

Von der Ausübung eines Gastgewerbes sind natürliche Personen ausge-
schlossen, wenn gegen sie eine nicht getilgte gerichtliche Verurteilung wegen 
Übertretung der §§ 28 bis 31a des Suchtmittelgesetzes, BGBl. I Nr. 112/1997, in 
der jeweils geltenden Fassung, vorliegt. Bei Geldstrafen, die nicht in Tagessätzen 
bemessen sind, ist die Ersatzfreiheitsstrafe maßgebend. Bei Verhängung einer 
Freiheitsstrafe und einer Geldstrafe sind Freiheitsstrafe und Ersatzfreiheitsstrafe 
zusammenzuzählen. Dabei ist ein Monat dreißig Tagen gleichzuhalten. Die Be-
stimmungen dieses Absatzes gelten auch, wenn mit den angeführten Ausschluss-
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gründen vergleichbare Tatbestände im Ausland verwirklicht wurden. 

(3) Rechtsträger sind von der Gewerbeausübung als Gewerbetreibende (§ 38 
Abs. 2) ausgeschlossen, wenn 

 1. der Konkurs mangels eines zur Deckung der Kosten des  
Konkursverfahrens voraussichtlich hinreichenden Vermögens      rechtskräftig 
nicht eröffnet wurde und 

(3) Rechtsträger sind von der Gewerbeausübung als Gewerbetreibende (§ 38 
Abs. 2) ausgeschlossen, wenn 

 1. der Konkurs mangels eines zur Deckung der Kosten des  
Konkursverfahrens voraussichtlich hinreichenden Vermögens      rechtskräftig 
nicht eröffnet oder aufgehoben wurde und 

(5) Eine natürliche Person ist von der Ausübung des Gewerbes als Gewerbe-
treibender ausgeschlossen, wenn ihr ein maßgebender Einfluß auf den Betrieb der 
Geschäfte eines anderen Rechtsträgers als einer natürlichen Person zusteht oder 
zugestanden ist, auf die der Abs. 3 anzuwenden ist oder anzuwenden war. 

5) Eine natürliche Person ist von der Ausübung des Gewerbes als Gewerbe-
treibender ausgeschlossen, wenn ihr ein maßgebender Einfluss auf den Betrieb der 
Geschäfte eines anderen Rechtsträgers als einer natürlichen Person zusteht oder 
zugestanden ist, bei dem der Ausschluss von der Gewerbeausübung gemäß Abs. 3 
eintritt oder eingetreten ist. Trifft auf den Rechtsträger ein Ausschlussgrund gemäß 
Abs. 4 zu, ist die natürliche Person nur von der Ausübung eines Gewerbes, das 
Tätigkeiten der Versicherungsvermittlung beinhaltet, ausgeschlossen. Abs. 1 letz-
ter Satz gilt sinngemäß. 

(7) Die Abs. 1 bis 3, 5 und 6 sind auf andere Rechtsträger als natürliche Per-
sonen sinngemäß anzuwenden, wenn die Voraussetzungen der Abs. 1 bis 6 auf 
eine natürliche Person zutreffen, der ein maßgebender Einfluß auf den Betrieb der 
Geschäfte zusteht. 

(7) Andere Rechtsträger als natürliche Personen sind von der Ausübung des 
Gewerbes ausgeschlossen, wenn eine natürliche Person, der ein maßgebender 
Einfluss auf den Betrieb der Geschäfte des betreffenden Rechtsträgers zusteht, 
gemäß Abs. 1 bis 3, 5 oder 6 von der Gewerbeausübung ausgeschlossen ist. Trifft 
auf die natürliche Person ein Ausschlussgrund gemäß Abs. 4 zu, ist der betreffen-
de Rechtsträger nur von der Ausübung eines Gewerbes, das Tätigkeiten der Versi-
cherungsvermittlung beinhaltet, ausgeschlossen. Abs. 1 letzter Satz gilt sinnge-
mäß. 

§ 14. (1) … 
(2) Juristische Personen und sonstige ausländische Rechtsträger , die weder 

ihren Sitz noch eine Niederlassung im Inland haben, dürfen, soweit Staatsverträge 
nicht anderes vorsehen, Gewerbe nicht ausüben. 

§ 14. (1) … 
(2) Hat der Gewerbeanmelder vor der Erteilung des Aufenthaltstitels nach 

dem Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz die erforderliche Berechtigung nach-
zuweisen und sind die Voraussetzungen für die Ausübung des Gewerbes mit Aus-
nahme der in Abs. 1 genannten Voraussetzung erfüllt, so hat die Gewerbebehörde 
eine Bescheinigung auszustellen, dass die Voraussetzungen für die Gewerbeaus-
übung mit Ausnahme des Aufenthaltstitels vorliegen. 

(3) Familienangehörige von Staatsangehörigen eines Mitgliedstaates der EU 
oder eines Vertragsstaates des EWR, die das Recht auf Aufenthalt oder das Recht 
auf Daueraufenthalt in einem Mitgliedstaat der EU oder einem Vertragsstaat des 
EWR genießen, dürfen ungeachtet ihrer Staatsangehörigkeit Gewerbe wie Inländer 
ausüben. Als Familienangehörige sind anzusehen 
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 1. der Ehegatte, 
 2. Verwandte in gerade absteigender Linie eines Staatsangehörigen eines 

Mitgliedstaates der EU oder eines Vertragsstaates des EWR und des Ehe-
gatten, die das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet haben oder denen von 
diesen Unterhalt gewährt wird und 

 3.  Verwandte in gerade aufsteigender Linie eines Staatsangehörigen eines 
Mitgliedstaates der EU oder eines Vertragsstaates des EWR und des Ehe-
gatten, denen von diesen Unterhalt gewährt wird. 

(4) Juristische Personen und sonstige ausländische Rechtsträger,  die weder 
ihren Sitz noch eine Niederlassung im Inland haben, dürfen, soweit Staatsverträge 
nicht anderes vorsehen, Gewerbe nicht ausüben. 

Befähigungsnachweis für reglementierte Gewerbe Befähigungsnachweis für reglementierte Gewerbe 
§ 18. (1) … 
(5) Bei Schulen, bei denen eine Abschlussprüfung vorgesehen ist, ist der er-

folgreiche Besuch (Abschluss) durch das Abschlussprüfungszeugnis (Reifeprü-
fungszeugnis), bei Schulen, bei denen keine Abschlussprüfung vorgesehen ist, 
durch das Abschlusszeugnis (Jahreszeugnis) nachzuweisen. 

(6) Ob und inwieweit durch ein Zeugnis einer ausländischen Universität, ei-
nes ausländischen Fachhochschul-Studienganges, einer ausländischen Schule oder 
eines ausländischen Lehrganges die für die Ausübung eines reglementierten Ge-
werbes erforderlichen fachlichen Fähigkeiten und Fertigkeiten erworben wurden, 
hat der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit im Einzelfall zu bestimmen. 

§ 18. (1) … 
(5) Bei Schulen, bei denen eine Abschlussprüfung vorgesehen ist, ist der er-

folgreiche Besuch (Abschluss) durch das Abschlussprüfungszeugnis (Reifeprü-
fungszeugnis), bei Schulen, bei denen keine Abschlussprüfung vorgesehen ist, 
durch das Abschlusszeugnis (Jahreszeugnis) nachzuweisen.. Als Abschluss eines 
Studiums gilt der Abschluss eines Diplom-, Bachelor-, Master- oder Doktoratsstu-
diums. Als Abschluss eines Fachhochschul-Studienganges gilt der Abschluss eines 
Fachhochschul-Bachelorstudienganges, eines Fachhochschul-Masterstudienganges 
oder eines Fachhochschul-Diplomstudienganges. 

(6) Ob durch Zeugnisse über außerhalb von Mitgliedstaaten der EU oder Ver-
tragsstaaten des EWR absolvierte Ausbildungen und Tätigkeiten die für die Aus-
übung eines reglementierten Gewerbes erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und 
Erfahrungen erworben werden, hat der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit 
auf Antrag auszusprechen. Dieser Ausspruch kann mit der Beschränkung auf Teil-
tätigkeiten des betreffenden Gewerbes getroffen werden, wenn die Befähigung des 
Antragstellers nur in diesem Umfang vorliegt. Diese Bestimmung gilt auch für 
Personen, die nicht Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der EU oder eines Ver-
tragsstaates des EWR sind und die ihre Ausbildung und Fachpraxis in einem ande-
ren Mitgliedstaat der EU oder in einem anderen Vertragsstaat des EWR absolviert 
haben. 

§ 20. (1) …(2) 
(3) Nur für Gewerbebetriebe, deren Inhaber oder gewerberechtlicher Ge-

§ 20. (1) …(2) 
(3) Gewerbebetriebe, deren Inhaber oder gewerberechtlicher Geschäftsführer 
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schäftsführer die Meisterprüfung erfolgreich abgelegt hat, dürfen bei der Namens-
führung und bei der Bezeichnung der Betriebsstätte die worte „Meister“, 
„Meisterbetrieb“ oder Worte ähnlichen Inhalts mit Beziehung auf das betreffende 
Handwerk verwendet werden. 

die Meisterprüfung erfolgreich abgelegt hat, dürfen bei der Namensführung und 
bei der Bezeichnung der Betriebsstätte die Worte „Meister“, „Meisterbetrieb“ oder 
Worte ähnlichen Inhalts verwenden. Weiters dürfen diese Betriebe im geschäftli-
chen Verkehr ein den betreffenden Betrieb als „Meisterbetrieb“ kennzeichnendes 
Gütesiegel verwenden. Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit hat die nä-
here Ausgestaltung dieses Gütesiegels durch Verordnung zu regeln. 

§ 21. (1) Zur Meisterprüfung ist zuzulassen, wer eigenberechtigt ist. (1) Zur Meisterprüfung darf antreten, wer eigenberechtigt ist. 
§ 22. (1) … 
(3) Zur Befähigungsprüfung ist zuzulassen, wer eigenberechtigt ist. 

§ 22. (1) … 
(3) Zur Befähigungsprüfung darf antreten, wer eigenberechtigt ist. 

§ 23. (1) … 
(5) Das Antreten zur Unternehmerprüfung ist an keine Zulassungsvorausset-

zungen gebunden. 

§ 23. (1) … 
(5) Zur Unternehmerprüfung darf antreten, wer eigenberechtigt ist. 

§ 37.(1) … 
(2) Das Recht zur Führung eines integrierten Betriebes wird für jede Be-

triebsstätte durch die bei der Behörde (§ 345 Abs. 2) erstattete Anzeige der Füh-
rung des integrierten Betriebes und der Bestellung eines befähigten Arbeitnehmers 
im Sinne des Abs. 1 begründet. Bei Anzeigen betreffend das Rauchfangkehrerge-
werbe gelten auch die besonderen Verfahrensbestimmungen sinngemäß. 

(3) Scheidet der befähigte Arbeitnehmer aus, so hat der Gewerbetreibende 
binnen sechs Wochen einen neuen Arbeitnehmer, der den für diesen aufgestellten 
Voraussetzungen des Abs. 1 entspricht, zu bestellen und diese Bestellung der 
Behörde anzuzeigen (§ 345 Abs. 2). Die Behörde kann diese Frist bis zur Dauer 
von drei Monaten verlängern, wenn dies aus wirtschaftlichen Gründen gerechtfer-
tigt ist. 

§ 37.(1) … 
(2) Das Recht zur Führung eines integrierten Betriebes wird für jede Be-

triebsstätte durch die bei der Behörde (§ 345 Abs. 1) erstattete Anzeige der Füh-
rung des integrierten Betriebes und der Bestellung eines befähigten Arbeitnehmers 
im Sinne des Abs. 1 begründet. Bei Anzeigen betreffend das Rauchfangkehrerge-
werbe gelten auch die besonderen Verfahrensbestimmungen sinngemäß. 

(3) Scheidet der befähigte Arbeitnehmer aus, so hat der Gewerbetreibende 
binnen sechs Wochen einen neuen Arbeitnehmer, der den für diesen aufgestellten 
Voraussetzungen des Abs. 1 entspricht, zu bestellen und diese Bestellung der 
Behörde anzuzeigen (§ 345 Abs. 1). Die Behörde kann diese Frist bis zur Dauer 
von drei Monaten verlängern, wenn dies aus wirtschaftlichen Gründen gerechtfer-
tigt ist. 

§ 39. (1) … 
(4) Der Gewerbeinhaber hat die Bestellung und das Ausscheiden des Ge-

schäftsführers der Bezirksverwaltungsbehörde anzuzeigen (§ 345 Abs.2 und 3). 
Die zuständige Behörde hat in jenen Fällen, in denen dieses Bundesgesetz die 
Bestellung eines Geschäftsführers vorschreibt und ein Arbeitnehmer als Ge-
schäftsführer angezeigt oder genehmigt (§ 176) wird, die Bestellung oder das 
Ausscheiden mit Sozialversicherungs- und Dienstgeberkontonummer auf automa-
tionsunterstütztem Weg dem Hauptverband der österreichischen Sozialversiche-
rungsträger zur Weiterleitung an den Versicherungsträger (§ 321 ASVG) anzuzei-

§ 39. (1) … 
(4) Der Gewerbeinhaber hat die Bestellung und das Ausscheiden des Ge-

schäftsführers der Bezirksverwaltungsbehörde anzuzeigen (§ 345 Abs.1). Die 
zuständige Behörde hat in jenen Fällen, in denen dieses Bundesgesetz die Bestel-
lung eines Geschäftsführers vorschreibt und ein Arbeitnehmer als Geschäftsführer 
angezeigt oder genehmigt (§ 176) wird, die Bestellung oder das Ausscheiden mit 
Sozialversicherungs- und Dienstgeberkontonummer auf automationsunterstütztem 
Weg dem Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger zur Wei-
terleitung an den Versicherungsträger (§ 321 ASVG) anzuzeigen. Der Versiche-
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gen. Der Versicherungsträger hat das Ende der Pflichtversicherung eines ihm 
angezeigten und nicht ausgeschiedenen Geschäftsführers möglichst auf automati-
onsunterstütztem Weg der Bezirksverwaltungsbehörde anzuzeigen. 

rungsträger hat das Ende der Pflichtversicherung eines ihm angezeigten und nicht 
ausgeschiedenen Geschäftsführers möglichst auf automationsunterstütztem Weg 
der Bezirksverwaltungsbehörde anzuzeigen. 

§ 42. (1) Das Fortbetriebsrecht der Verlassenschaft entsteht mit dem Ableben 
des Gewerbeinhabers. Der Vertreter der Verlassenschaft hat jedoch ohne unnöti-
gen Aufschub der Bezirksverwaltungsbehörde den Fortbetrieb anzuzeigen (§ 345 
Abs. 2). 

(1) Das Fortbetriebsrecht der Verlassenschaft entsteht mit dem Ableben des 
Gewerbeinhabers. Der Vertreter der Verlassenschaft hat jedoch ohne unnötigen 
Aufschub der Bezirksverwaltungsbehörde den Fortbetrieb anzuzeigen (§ 345 
Abs. 1). 

§ 43. (1) Das Fortbetriebsrecht des überlebenden Ehegatten und der Kinder, 
Wahlkinder sowie Kinder der Wahlkinder des Gewerbeinhabers entsteht mit dem 
Zeitpunkt , in dem das Fortbetriebsrecht der Verlassenschaft gemäß § 42 Abs. 2 
endet. Der Fortbetrieb durch den Ehegatten ist von diesem, der Fortbetrieb durch 
die Kinder, Wahlkinder und Kinder der Wahlkinder von ihrem gesetzlichen Ver-
treter, falls sie aber eigenberechtigt sind, von ihnen selbst ohne unnötigen Auf-
schub der Bezirksverwaltungsbehörde anzuzeigen. (§ 345 Abs. 2). 

§ 43. (1) Das Fortbetriebsrecht des überlebenden Ehegatten und der Kinder, 
Wahlkinder sowie Kinder der Wahlkinder des Gewerbeinhabers entsteht mit dem 
Zeitpunkt , in dem das Fortbetriebsrecht der Verlassenschaft gemäß § 42 Abs. 2 
endet. Der Fortbetrieb durch den Ehegatten ist von diesem, der Fortbetrieb durch 
die Kinder, Wahlkinder und Kinder der Wahlkinder von ihrem gesetzlichen Ver-
treter, falls sie aber eigenberechtigt sind, von ihnen selbst ohne unnötigen Auf-
schub der Bezirksverwaltungsbehörde anzuzeigen. (§ 345 Abs. 1). 

§ 44. Das Fortbetriebsrecht der Konkursmasse entsteht mit der Eröffnung des 
Konkurses über das Vermögen des Gewerbeinhabers. Der Masseverwalter hat 
jedoch den Fortbetrieb ohne unnötigen Aufschub der Bezirksverwaltungsbehörde 
anzuzeigen (§ 345 Abs. 2). Er kann nach Maßgabe des § 43 Abs. 3 auf das Fortbe-
triebsrecht verzichten. Das Fortbetriebsrecht der Konkursmasse endet mit der 
Aufhebung des Konkurses. 

§ 44. Das Fortbetriebsrecht der Konkursmasse entsteht mit der Eröffnung des 
Konkurses über das Vermögen des Gewerbeinhabers. Der Masseverwalter hat 
jedoch den Fortbetrieb ohne unnötigen Aufschub der Bezirksverwaltungsbehörde 
anzuzeigen (§ 345 Abs. 1). Er kann nach Maßgabe des § 43 Abs. 3 auf das Fortbe-
triebsrecht verzichten. Das Fortbetriebsrecht der Konkursmasse endet mit der 
Aufhebung des Konkurses. 

§ 46. (1) … 
(2) Der Gewerbeinhaber hat folgende Vorgänge der Behörde anzuzeigen: 

 1. den Beginn und die Einstellung der Ausübung des Gewerbes in einer 
weiteren Betriebsstätte, 

 2. die Verlegung des Betriebes eines Gewerbes in einen anderen Standort 
und 

 3. die Verlegung des Betriebes einer weiteren Betriebsstätte in einen anderen 
Standort. 

(3) … 
(4) Die Behörde hat, soweit im § 345 Abs. 8 Z 2 nicht anderes angeordnet ist, 

den Empfang der Anzeigen gemäß Abs.2 zu bestätigen und hat folgende Bezirks-
verwaltungsbehörden zu verständigen: 
 1. von den Anzeigen gemäß Abs. 2 Z 1 die für den Standort der Gewerbebe-

rechtigung zuständige Bezirksverwaltungsbehörde, 

§ 46. (1) … 
(2) Der Gewerbeinhaber hat folgende Vorgänge der Behörde anzuzeigen: 

 1. den Beginn und die Einstellung der Ausübung des Gewerbes in einer 
weiteren Betriebsstätte, 

 2. die Verlegung des Betriebes eines Gewerbes in einen anderen Standort 
und 

 3. die Verlegung des Betriebes einer weiteren Betriebsstätte in einen anderen 
Standort. 

Die Anzeige ist so rechtzeitig zu erstatten, dass sie spätestens am Tag der Auf-
nahme oder Einstellung der Gewerbeausübung in der weiteren Betriebsstätte oder 
in den Fällen der Z 2 und 3 mit dem Tag der Aufnahme der Gewerbeausübung im 
neuen Standort bei der Behörde einlangt. 

(3) … 
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 2. von den Anzeigen gemäß Abs. 2 Z 2 die für den letzten Standort zustän-

dige Bezirksverwaltungsbehörde und 
 3. von den Anzeigen gemäß Abs. 2 Z 3 die für den letzten Standort der wei-

teren Betriebsstätte und die für den Standort der Gewerbeberechtigung 
zuständige Bezirksverwaltungsbehörde. 

(4) Die Behörde hat folgende Bezirksverwaltungsbehörden zu verständigen: 
 1. von den Anzeigen gemäß Abs. 2 Z 1 die für den Standort der Gewerbebe-

rechtigung zuständige Bezirksverwaltungsbehörde, 
 2. von den Anzeigen gemäß Abs. 2 Z 2 die für den letzten Standort zustän-

dige Bezirksverwaltungsbehörde und 
 3. von den Anzeigen gemäß Abs. 2 Z 3 die für den letzten Standort der wei-

teren Betriebsstätte und die für den Standort der Gewerbeberechtigung 
zuständige Bezirksverwaltungsbehörde 

§ 47. (1) … 
(3) Die Bestellung eines Filialgeschäftsführers für die Ausübung eines Ge-

werbes in einer weiteren Betriebsstätte hat der Gewerbetreibende der Behörde 
(§ 345 Abs.4) anzuzeigen. Ebenso hat der Gewerbetreibende das Ausscheiden 
eines solchen Filialgeschäftsführers der Behörde (§ 345 [Abs.3] und 4) anzuzei-
gen. 

§ 47. (1) … 
(3) Der Gewerbetreibende hat die Bestellung und das Ausscheiden eines Fili-

algeschäftsführers für die Ausübung eines Gewerbes in einer weiteren Betriebs-
stätte der Behörde (§ 345 Abs. 2) anzuzeigen. Die Behörde hat die Bezirksverwal-
tungsbehörde des Standortes von der Bestellung und dem  Ausscheiden des Filial-
geschäftsführers zu verständigen. 

§ 53. (1) Das Feilbieten im Umherziehen von Ort zu Ort oder von Haus zu 
Haus darf nur ausgeübt werden auf Grund 
 1.  

§ 53. (1) Das Feilbieten im Umherziehen von Ort zu Ort oder von Haus zu 
Haus darf nur ausgeübt werden auf Grund 
 1.  

 2. einer Bewilligung der Gemeinde, die nur Gewerbetreibenden, die ihre 
Tätigkeit in kleinerem Umfang ausüben und die nicht im Firmenbuch ein-
getragen sind, zu deren besserem Fortkommen auf Ansuchen für das Feil-
bieten ihrer eigenen Erzeugnisse, beschränkt auf das Gemeindegebiet, 
nach Anhörung der zuständigen Gliederung der Landeskammer der ge-
werblichen Wirtschaft auf Widerruf zu erteilen ist. 

 2. einer Bewilligung der Gemeinde, die nur Gewerbetreibenden, die ihre 
Tätigkeit in kleinerem Umfang ausüben und auf die nicht die Buchfüh-
rungspflichten des § 189 Abs. 1 Z 2 UGB zutreffen, zu deren besserem 
Fortkommen auf Ansuchen für das Feilbieten ihrer eigenen Erzeugnisse, 
beschränkt auf das Gemeindegebiet, nach Anhörung der zuständigen 
Gliederung der Landeskammer der gewerblichen Wirtschaft auf Widerruf 
zu erteilen ist. 

Aufsuchen von Privatpersonen Aufsuchen von Privatpersonen 
Werbeveranstaltungen 

§ 57. (1) Das Aufsuchen von Privatpersonen zum Zwecke des Sammelns von 
Bestellungen auf Waren ist hinsichtlich des Vertriebes von Nahrungsergänzungs-
mitteln, Giften, Arzneimitteln, Heilbehelfen, Uhren aus Edelmetall, Gold-, Silber- 
und Platinwaren, Juwelen und Edelsteinen, Waffen und Munition, pyrotechni-
schen Artikeln, kosmetischen Mitteln, Grabsteinen und Grabdenkmälern und de-
ren Zubehör sowie Kränzen und sonstigem Gräberschmuck verboten. Hinsichtlich 
dieser Waren sind auch in Privathaushalten stattfindende Werbeveranstaltungen 
einschließlich Werbe- und Beratungspartys, die sich an Privatpersonen richten, 

§ 57. (1) Das Aufsuchen von Privatpersonen zum Zwecke des Sammelns von 
Bestellungen auf Waren ist hinsichtlich des Vertriebes von Nahrungsergänzungs-
mitteln, Giften, Arzneimitteln, Heilbehelfen, Uhren aus Edelmetall, Gold- und 
Platinwaren, Juwelen und Edelsteinen, Waffen und Munition, pyrotechnischen 
Artikeln, kosmetischen Mitteln, Grabsteinen und Grabdenkmälern und deren Zu-
behör sowie Kränzen und sonstigem Gräberschmuck verboten. Weiters verboten 
ist das Aufsuchen von Privatpersonen, wenn hiebei in irgendeiner Form der Ein-
druck erweckt wird, dass das für die bestellten Waren geforderte Entgelt zumin-
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verboten, gleichgültig, ob die Werbeveranstaltung von Gewerbetreibenden selbst 
oder von jemand anderem organisiert wird. Weiters verboten ist das Aufsuchen 
von Privatpersonen, wenn hiebei in irgendeiner Form der Eindruck erweckt wird, 
daß das für die bestellten Waren geforderte Entgelt zumindest zum Teil gemein-
nützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken zugute kommt. 

dest zum Teil gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken zugute 
kommt. 

(2) Der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten hat, wenn es 
Gründe der öffentlichen Sicherheit erfordern, im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Inneres, wenn es Gründe der Volksgesundheit oder des Konsumenten-
schutzes erfordern, im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Gesundheit, 
Sport und Konsumentenschutz, wenn es Gründe des Jugendschutzes erfordern, im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Umwelt, Jugend und Familie, oder 
wenn es - neben den Fällen des Abs. 1 - wegen der besonderen Gefahr einer Irre-
führung oder Benachteiligung der Bevölkerung erforderlich ist, mit Verordnung 
auch weitere Waren zu bezeichnen, hinsichtlich derer das Aufsuchen von Privat-
personen jedenfalls verboten ist. Für in einer solchen Verordnung bezeichnete 
Waren gilt auch das im Abs. 1 festgelegte Verbot von Werbeveranstaltungen. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit hat, wenn es Gründe der 
öffentlichen Sicherheit erfordern, im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Inneres, wenn es Gründe der Volksgesundheit oder des Jugendschutzes erfordern, 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Gesundheit, Familie und Jugend, 
wenn es Gründe des Konsumentenschutzes erfordern, im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Soziales und Konsumentenschutz, oder wenn es - neben den 
Fällen des Abs. 1 - wegen der besonderen Gefahr einer Irreführung oder Benach-
teiligung der Bevölkerung erforderlich ist, mit Verordnung auch weitere Waren zu 
bezeichnen, hinsichtlich derer das Aufsuchen von Privatpersonen jedenfalls verbo-
ten ist. 

(3) Hinsichtlich anderer Waren ist das Aufsuchen von Privatpersonen zum 
Zwecke des Sammelns von Bestellungen den Gewerbetreibenden, die zum Ver-
kauf dieser Waren berechtigt sind, und ihren Bevollmächtigten (Handlungsreisen-
den) innerhalb des Verwaltungsbezirkes, zu dem die Gemeinde des Standortes 
gehört, gestattet, hingegen außerhalb des Verwaltungsbezirkes, zu dem die Ge-
meinde des Standortes gehört, nur in einzelnen Fällen auf ausdrückliche, schriftli-
che, auf bestimmte Waren lautende, an den Gewerbetreibenden gerichtete Auffor-
derung gestattet. Es ist dem Gewerbetreibenden nicht gestattet, die Aufforderung 
durch Versendung vorgedruckter Aufforderungsschreiben auf andere Art als im 
Postweg herbeizuführen; es ist verboten, sie mit Preisausschreiben oder ähnlichen 
Veranstaltungen zu verbinden. Das Aufforderungsschreiben muß von der Person, 
die aufgesucht werden will, eigenhändig unterfertigt und dem Gewerbetreibenden 
im Postweg zugekommen sein. Der Gewerbetreibende oder sein Bevollmächtigter 
(Handlungsreisender) muß dieses Aufforderungsschreiben beim Aufsuchen von 
Bestellungen bei dieser Person mitführen. Die Gewerbetreibenden und die Be-
vollmächtigten müssen amtliche Legitimationen (§ 62) mit sich führen und diese 
auf Verlangen der behördlichen Organe vorweisen. 

(3) Hinsichtlich anderer Waren ist das Aufsuchen von Privatpersonen zum 
Zwecke des Sammelns von Bestellungen den Gewerbetreibenden, die zum Ver-
kauf oder zur Vermittlung dieser Waren berechtigt sind, und ihren Bevollmächtig-
ten (Handlungsreisenden) gestattet. Allfällige Werbezusendungen des Gewerbe-
treibenden dürfen nicht mit der Ankündigung unentgeltlicher oder vom Zufall 
abhängiger Zuwendungen wie etwa Preisausschreiben verbunden werden. Die 
Gewerbetreibenden und die Bevollmächtigten müssen amtliche Legitimationen 
(§ 62) mit sich führen und diese auf Verlangen der behördlichen Organe vorwei-
sen. 

(4) § 55 Abs. 2 findet sinngemäß Anwendung. (4) Hinsichtlich der in Abs. 1 angeführten Waren sind Werbeveranstaltungen 
einschließlich Werbe- und Beratungspartys, die sich an Privatpersonen richten, 
verboten, gleichgültig, ob die Werbeveranstaltung vom Gewerbetreibenden selbst 
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oder von jemand anderem organisiert wird. Dieses Verbot gilt auch für Waren, die 
in einer Verordnung gemäß Abs. 2 bezeichnet werden. 

 (5) Die Gewerbetreibenden haben Werbeveranstaltungen, die nicht nach 
Abs. 4 verboten sind und außerhalb von Betriebsstätten oder der Wohnung des 
Gewerbetreibenden stattfinden, der nach dem Ort der Veranstaltung zuständigen 
Behörde spätestens sechs Wochen vor der Veranstaltung anzuzeigen. Die Anzeige 
hat folgenden Inhalt aufzuweisen: 
 1. den Namen (die Firma) des Gewerbetreibenden und eine ladungsfähige 

Anschrift, 
 2. Zeitpunkt und Ort der Veranstaltung, 
 3. die Art der angebotenen Waren und gegebenenfalls der angebotenen 

Dienstleistungen, 
 4. den Text der geplanten an die Privatpersonen gerichteten Werbezusen-

dung und 
 5. den Namen (die Firma) und eine ladungsfähige Anschrift desjenigen, in 

dessen Namen die Geschäfte abgeschlossen werden. 
 (6) Die Werbezusendungen für die Veranstaltung dürfen nicht mit der An-

kündigung unentgeltlicher oder vom Zufall abhängiger Zuwendungen wie etwa 
Preisausschreiben verbunden werden und haben folgende Angaben zu enthalten: 
 1. den Namen (die Firma) des Gewerbetreibenden, eine ladungsfähige An-

schrift sowie Zeitpunkt und Ort der Veranstaltung, 
 2. die Charakterisierung der angebotenen Waren, gegebenenfalls der ange-

botenen Dienstleistungen, im Fall der Bewerbung von Reisen, den Namen 
(die Firma) sowie den Standort des Reiseveranstalters und 

 3. einen Hinweis auf das bestehende Verbot der Entgegennahme von Bestel-
lungen und des Barverkaufes im Rahmen der Veranstaltung. 

 (7) Werden die in Abs. 5 und 6 festgelegten Verpflichtungen nicht erfüllt o-
der liegen wiederholte Verstöße gegen die Bestimmungen der Abs. 5 und 6 vor, so 
hat die Behörde die Werbeveranstaltung zu untersagen. Wird der Untersagungsbe-
scheid nicht spätestens zwei Wochen vor der geplanten Veranstaltung erlassen, so 
darf diese durchgeführt werden 

 (8) Die Bestimmungen der Abs. 5 bis 7 gelten nicht für in Privathaushalten 
stattfindende Werbeveranstaltungen. 

§ 94. Folgende Gewerbe sind reglementierte Gewerbe: § 94. Folgende Gewerbe sind reglementierte Gewerbe: 
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 20. Fotografen  20. Berufsfotograf (Handwerk) 
 27. Getreidemüller  27. Getreidemüller (Handwerk) 
 33. Herstellung und Aufbereitung von Medizinprodukten, soweit diese Tätig-

keiten nicht unter ein anderes reglementiertes Gewerbe fallen und Handel 
mit Medizinprodukten 

 33. Herstellung und Aufbereitung sowie Vermietung von Medizinprodukten, 
soweit diese Tätigkeiten nicht unter ein anderes reglementiertes Gewerbe 
fallen, und Handel mit sowie Vermietung von Medizinprodukten 

 50. Milchtechnologie  50. Milchtechnologie (Handwerk) 
 59. Schlosser; Schmiede; Landmaschinentechnik (verbundenes Handwerk)  59. Metalltechnik für Metall- und Maschinenbau; Metalltechnik für Schmiede 

und Fahrzeugbau; Metalltechnik für Land- und Baumaschinen (verbunde-
nes Handwerk) 

Chemische Laboratorien Chemische Laboratorien 
§ 103. Einer Gewerbeberechtigung für das Gewerbe der Chemischen Labora-

torien (§ 94 Z 10) bedarf es für 
§ 103. Einer Gewerbeberechtigung für das Gewerbe der Chemischen Labora-

torien (§ 94 Z 10) bedarf es für 
 1. …  1. … 
 2. die Durchführung chemischer Analysen und chemischer Untersuchungen.  2. die Durchführung chemischer Analysen, chemischer Untersuchungen, die 

Überwachung und Messung sowie die Interpretation der Ergebnisse auf 
einschlägigen Fachgebieten gemäß der nachgewiesenen Ausbildung. 

Elektrotechnik Elektrotechnik 
§ 106. (1) Einer Gewerbeberechtigung für das Gewerbe der Elektrotechnik 

(§ 94 Z 16) bedarf es für 
§ 106. (1) Einer Gewerbeberechtigung für das Gewerbe der Elektrotechnik 

(§ 94 Z 16) bedarf es für 
 1. …  1. … 
 2. die Errichtung von Blitzschutzanlagen und  2. die Errichtung von Blitzschutzanlagen, 
 3. die Errichtung von Alarmanlagen für Betriebe, Gebäude oder Grundstü-

cke. 
 3. die Errichtung von Alarmanlagen für Betriebe, Gebäude oder Grundstü-

cke und 
  4. die Errichtung von Brandmeldeanlagen. 

§ 109. (1) … 
(2) Gewerbetreibende, die am 1. Juli 1993 auf Grund einer entsprechenden 

Gewerbeberechtigung das Gewerbe der Friseure und Perückenmacher ausgeübt 
haben und im Rahmen der Ausübung dieses Gewerbes auch die Tätigkeiten der 
Fußpfleger ausgeübt haben, dürfen letztere Tätigkeiten im Rahmen der Ausübung 
des Gewerbes der Friseure und Perückenmacher nur dann weiter ausüben, wenn 
sie 
 1. nachweisen, dass sie die Tätigkeiten der Fußpfleger in der Zeit vom 1. Juli 

§ 109. (1) … 
(2) Gewerbetreibende, die am 1. Juli 1993 auf Grund einer entsprechenden 

Gewerbeberechtigung das Gewerbe der Friseure und Perückenmacher ausgeübt 
haben und im Rahmen der Ausübung dieses Gewerbes auch die Tätigkeiten der 
Fußpfleger ausgeübt haben, dürfen letztere Tätigkeiten im Rahmen der Ausübung 
des Gewerbes der Friseure und Perückenmacher nur dann weiter ausüben, wenn 
sie 
 1. nachweisen, dass sie die Tätigkeiten der Fußpfleger in der Zeit vom 1. Juli 
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1992 bis 30. Juni 1993 im Rahmen einer befugten Ausübung des Gewer-
bes der Friseure und Perückenmacher tatsächlich regelmäßig ausgeübt ha-
ben und 

 2. die weitere Ausübung der Bezirksverwaltungsbehörde spätestens am 
30. November 1993 angezeigt haben. 

§ 345 Abs. 7, Abs. 8 Z 1 und Abs. 9 gilt sinngemäß. Andere Gewerbetreibende, 
die das Gewerbe der Friseure und Perückenmacher ausüben, dürfen ab 
1. Dezember 1993 nicht mehr Tätigkeiten der Fußpfleger auf Grund einer Gewer-
beberechtigung für das Gewerbe der Friseure und Perückenmacher ausüben. 

1992 bis 30. Juni 1993 im Rahmen einer befugten Ausübung des Gewer-
bes der Friseure und Perückenmacher tatsächlich regelmäßig ausgeübt ha-
ben und 

 2. die weitere Ausübung der Bezirksverwaltungsbehörde spätestens am 
30. November 1993 angezeigt haben. 

§ 345 Abs. 7, Abs. 8 Z 1 und Abs. 9 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 111/2002 gilt sinngemäß. Andere Gewerbetreibende, die das Gewerbe der Fri-
seure und Perückenmacher ausüben, dürfen ab 1. Dezember 1993 nicht mehr Tä-
tigkeiten der Fußpfleger auf Grund einer Gewerbeberechtigung für das Gewerbe 
der Friseure und Perückenmacher ausüben. 

Gastgewerbe Gastgewerbe 
§ 111. (1) … 
(2) Keiner Gewerbeberechtigung für das Gastgewerbe bedarf es für 

 1. bis 4. … 
 5. die Verabreichung von Speisen und den Ausschank von Getränken nach 

Maßgabe des § 143 Z 7 der Gewerbeordnung 1994 in der Fassung vor 
dem In-Kraft-Treten der Novelle BGBl. I Nr. 111/2002, wenn die Verab-
reichung von Speisen und der Ausschank von Getränken im Zusammen-
hang mit der Ausübung des Buschenschankes (§ 2 Abs. 9) erfolgt; 

§ 111. (1) … 
(2) Keiner Gewerbeberechtigung für das Gastgewerbe bedarf es für 

 1. bis 4. … 
 5. die Verabreichung von Speisen und den Ausschank von Getränken nach 

Maßgabe des § 143 Z 7 der Gewerbeordnung 1994 in der Fassung vor 
dem In-Kraft-Treten der Novelle BGBl. I Nr. 111/2002, wenn die Verab-
reichung von Speisen und der Ausschank von Getränken im Zusammen-
hang mit der Ausübung des Buschenschankes (§ 2 Abs. 9) nach Maßgabe 
landesgesetzlicher Vorschriften erfolgt; 

§ 112. (1) ... 
(2) Die Gastgewerbetreibenden haben die Betriebsräume und die allfälligen 

sonstigen Betriebsflächen und deren Einrichtung und Ausstattung stets in gutem 
Zustand zu erhalten und dafür zu sorgen, dass die Betriebsräume und die allfälli-
gen sonstigen Betriebsflächen, die Betriebseinrichtung und die Betriebsführung 
den der Betriebsart entsprechenden Anforderungen Rechnung tragen. Der Landes-
hauptmann hat erforderlichenfalls unter Bedachtnahme auf eine dem Ansehen der 
österreichischen Tourismuswirtschaft entsprechende Gewerbeausübung sowie auf 
besondere regionale oder örtliche Besonderheiten durch Verordnung festzulegen, 
durch welche Maßnahmen diesen Verpflichtungen der Gewerbetreibenden ent-
sprochen wird. 

§ 112. (1) ... 
(2) ... 
(2a) Die Behörde kann von den Bestimmungen einer Verordnung gemäß 

Abs. 2 abweichende Maßnahmen im Sinne des Abs. 2 mit Bescheid zulassen, 
wenn auch diese Maßnahmen die Einhaltung der im Abs. 2 umschriebenen Ver-
pflichtungen des Gewerbetreibenden gewährleisten. 

(2b) Die Behörde kann erforderlichenfalls einem Gewerbetreibenden Maß-
nahmen im Sinne des Abs. 2 mit Bescheid auftragen, wenn diesbezüglich keine 
Regelung in einer Verordnung gemäß Abs. 2 erlassen worden ist. 

(2c) Gastgewerbebetriebe, die zur Ausübung von Verabreichungs- und Aus-
schanktätigkeiten gemäß § 111 Abs. 1 Z 2 berechtigt sind, sind von den Bestim-
mungen der Abs. 2 bis 2b ausgenommen, wenn nicht mehr als acht Verabrei-
chungsplätze (zum Genuss von Speisen oder Getränken bestimmte Plätze) bereit-
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gestellt werden. Die Abs. 2 bis 2b und gemäß Abs. 2 erlassene Verordnungen 
gelten sinngemäß für die im § 50 Abs. 1 Z 11 genannten sowie die unter § 111 
Abs. 2 Z 2, 4 und 5 fallenden Tätigkeiten, wenn hiebei mehr als acht Verabrei-
chungsplätze bereitgestellt werden. 

Alkoholausschank an Jugendliche Ausschank und Abgabe von Alkohol an Jugendliche 
§ 114. Gewerbetreibende, die alkoholische Getränke ausschenken, dürfen 

weder selbst noch durch die im Betrieb beschäftigten Personen alkoholische Ge-
tränke an Jugendliche ausschenken oder ausschenken lassen, wenn diesen Jugend-
lichen nach den landesrechtlichen Jugendschutzbestimmungen der Genuss von 
Alkohol verboten ist. In diesen Fällen haben die Gastgewerbetreibenden an einer 
geeigneten Stelle der Betriebsräume einen Anschlag anzubringen, auf dem deut-
lich auf dieses Verbot hingewiesen wird. 

§ 114. Gewerbetreibenden ist es untersagt, selbst oder durch die im Betrieb 
beschäftigten Personen alkoholische Getränke an Jugendliche auszuschenken oder 
ausschenken zu lassen, abzugeben oder abgeben zu lassen, wenn Jugendlichen 
dieses Alters nach den landesrechtlichen Jugendschutzbestimmungen der Genuss 
von Alkohol verboten ist. Die Gewerbetreibenden und die im Betrieb beschäftig-
ten Personen müssen die Vorlage eines amtlichen Lichtbildausweises oder einer 
speziellen Jugendkarte, die nach den jeweiligen landesrechtlichen Jugendschutz-
bestimmungen zum Nachweis des Alters geeignet ist, verlangen, um das Alter der 
Jugendlichen festzustellen. Die Gewerbetreibenden haben an einer geeigneten 
Stelle der Betriebsräume einen Anschlag anzubringen, auf dem deutlich auf das im 
ersten Satz angeführte Verbot hingewiesen wird. 

Handel mit Medizinprodukten Handel mit und Vermietung von Medizinprodukten 
§ 115. Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit kann durch Verordnung 

im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Gesundheit und Frauen festlegen, 
dass der Handel mit bestimmten Medizinprodukten nicht dem reglementierten 
Gewerbe des Handels mit Medizinprodukten (§ 94 Z 33) vorbehalten ist, wenn 
nach der Eigenart der betreffenden Medizinprodukte zu erwarten ist, dass sie bei 
ihrer bestimmungsgemäßen Verwendung keine Auswirkungen auf die Gesundheit 
des Verwenders haben. Ebenso kann der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit 
durch Verordnung im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Gesundheit und 
Frauen bestimmte Medizinprodukte bezeichnen, deren Verkauf dem Medizinpro-
duktehandel und den Drogisten vorbehalten ist. 

§ 115. Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit kann durch Verordnung 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Gesundheit, Familie und Jugend 
festlegen, dass der Handel mit und die Vermietung von Medizinprodukten nicht 
dem reglementierten Gewerbe gemäß § 94 Z 33 vorbehalten ist, wenn nach der 
Eigenart der betreffenden Medizinprodukte zu erwarten ist, dass sie bei ihrer be-
stimmungsgemäßen Verwendung keine Auswirkungen auf die Gesundheit des 
Verwenders haben. Ebenso kann der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit 
durch Verordnung im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Gesundheit, 
Familie und Jugend bestimmte Medizinprodukte bezeichnen, deren Verkauf dem 
Handel mit und der Vermietung von Medizinprodukten und den Drogisten vorbe-
halten ist. 

Immobilientreuhänder Immobilientreuhänder 
§ 117. (1) bis (6) … § 117. (1) bis (6) … 

(7) Die zur Ausübung des Gewerbes der Immobilientreuhänder (§ 94 Z 35) 
berechtigten Gewerbetreibenden haben für ihre Berufstätigkeit eine Vermögens-
schadenhaftpflichtversicherung mit einer Versicherungssumme von mindestens 
100 000 Euro  pro geschädigtem Vertragspartner ohne Vereinbarung eines  Selbst-
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behaltes von mehr als fünf vH abzuschließen. 

(8) Bei der Anmeldung des Gewerbes der Immobilientreuhänder ist zusätz-
lich zu den Erfordernissen gemäß § 339 Abs. 3 der Nachweis der Vermögensscha-
denhaftpflichtversicherung gemäß Abs. 7 zu erbringen. 

(9) Bei Leistungsfreiheit des Versicherers gegenüber dem Versicherungs-
nehmer aus der Vermögensschadenhaftpflichtversicherung gelten betreffend die 
Meldung des Versicherers an die für den Immobilientreuhänder örtlich zuständige 
Behörde und betreffend die Haftung des Versicherers in Ansehung eines Dritten 
die Bestimmungen des § 92 GewO 1994 und die Bestimmungen der §§ 158b bis 
158i des VersVG, BGBl. Nr. 2/1959, in der geltenden Fassung. § 158c Abs. 2 
VersVG gilt mit der Maßgabe, dass der Umstand, der das Nichtbestehen oder die 
Beendigung des Versicherungsverhältnisses zur Folge hat, gegenüber dem Dritten 
erst nach Ablauf von zwei Monaten wirksam wird, nachdem der Versicherer die-
sen Umstand der für die Führung des Gewerberegisters zuständigen Behörde an-
gezeigt hat. 

(10) Bei Wegfall einer Vermögensschadenhaftpflichtversicherung im Sinne 
von Abs. 7 hat die Behörde unverzüglich ein Gewerbeentziehungsverfahren einzu-
leiten und, wenn eine neuerliche Vermögensschadenhaftpflichtversicherung nicht 
unverzüglich nachgewiesen wird, die Gewerbeberechtigung längstens binnen zwei 
Monaten zu entziehen. § 361 Abs. 2 ist in diesem Fall nicht anzuwenden. Beru-
fungen gegen Entziehungsbescheide kommt keine aufschiebende Wirkung zu. Die 
Einleitung des Gewerbeentziehungsverfahrens ist im Gewerberegister zu vermer-
ken. 

§ 129. (1) … 
(6) Der Gebrauch einer Uniform im Bewachungsgewerbe bedarf der Geneh-

migung des Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit. Diese ist zu erteilen, wenn 
eine Verwechslung mit Uniformen des öffentlichen Sicherheitsdienstes, der Jus-
tizwache, der Zollwache, des Bundesheeres, des Post- und Telegraphendienstes 
oder der Österreichischen Bundesbahnen nicht zu befürchten ist. 

§ 129. (1) … 
(6) Der Gebrauch einer einheitlichen Berufskleidung bei Ausübung des Be-

wachungsgewerbes bedarf der Genehmigung des Bundesministers für Wirtschaft 
und Arbeit. Diese ist zu erteilen, wenn eine Verwechslung mit Uniformen des 
öffentlichen Sicherheitsdienstes, der Zollverwaltung, der Justizwache und des 
Bundesheeres nicht zu befürchten ist. Jedenfalls müssen auf allen Bekleidungstei-
len, welche als Oberbekleidung Verwendung finden, deutlich erkennbare Bezeich-
nungen im Sinne der §§ 63 ff angebracht sein. Die Genehmigung ist vom Bun-
desminister für Wirtschaft und Arbeit zu widerrufen, wenn auf Grund von Ände-
rungen der Uniformen des öffentlichen Sicherheitsdienstes, der Zollverwaltung, 
der Justizwache oder des Bundesheeres eine Verwechslung der genehmigten  
Berufskleidung mit den neuen Uniformen der genannten staatlichen Organe nicht 
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ausgeschlossen werden kann. 

Versicherungsvermittlung 
§ 137. (1) ... 
(2) Nach diesem Bundesgesetz kann die Tätigkeit der Versicherungsvermitt-

lung - entsprechend der tatsächlichen Beziehung zu Versicherungsunternehmen - 
in der Form „Versicherungsagent“ oder in der Form „Versicherungsmakler und 
Berater in Versicherungsangelegenheiten“ erfolgen und zwar im Umfang einer 
Gewerbeberechtigung nach § 94 Z 75 oder Z 76 oder als Nebengewerbe. Bei ei-
nem Nebengewerbe kann es sich entweder um ein sonstiges Recht im Rahmen 
einer Berechtigung nach diesem Bundesgesetz im Sinne des § 32 Abs. 6 oder um 
eine Nebentätigkeit zur Ergänzung von im Rahmen einer Hauptberufstätigkeit auf 
Grund eines anderen Gesetzes gelieferten Waren oder erbrachten Dienstleistungen 
handeln 

Versicherungsvermittlung 
§ 137. (1) ... 
(2) ... 
(2a) Nebengewerbliche Tätigkeiten im Sinne des Abs. 2 sind nur soweit zu-

lässig, als 
 1. ein zwingender und wirtschaftlich sinnvoller enger Zweck-

zusammenhang mit dem Hauptinhalt des jeweiligen Ge-
schäftsfalles besteht, 

 2. ein zwingender und wirtschaftlich sinnvoller enger Zweck-
zusammenhang zwischen den vermittelten Versicherungs-
verträgen und dem Haupttätigkeitsinhalt des Gewerbetrei-
benden besteht und 

 3. im Rahmen des jeweiligen Geschäftsfalles der Umsatzerlös 
aus der Versicherungsvermittlung einen Anteil von 10vH 
des Umsatzerlöses aus dem damit verbundenen Hauptge-
schäftsfall nicht überschreitet. 

Ein Nebengewerbe der Versicherungsvermittlung kann bis spätestens 30. Juni 
2008 neu begründet werden. 

§ 137b (1) 
... 

(4) Bezüglich der fachlichen Eignung bei nebengewerblicher Tätigkeit und in 
den in Abs. 2 und 3 genannten Fällen können in einer Verordnung gemäß 

§ 18 nähere Vorschriften getroffen werden. 

§ 137b (1) 
... 
(4) Bezüglich der fachlichen Eignung bei nebengewerblicher Tätigkeit, bei 

eingeschränkter Tätigkeit und in den in Abs. 2 und 3 genannten Fällen können in 
einer Verordnung gemäß § 18 nähere Vorschriften getroffen werden. Der Inhalt 
der nachzuweisenden Befähigung hat dabei aus allgemeinem versicherungsspezifi-
schem Grundwissen entsprechend der beabsichtigten Ausübungsform und sparten-
spezifischem Wissen im Hinblick auf die zulässigen Versicherungszweige ent-
sprechend dem jeweiligen Nebengewerbe oder der Gewerbeeinschränkung zu 
bestehen. 

§ 137c. (1) ... 
(3) Bei der Anmeldung des Gewerbes der Gewerblichen Vermögensberatung 

(§ 94 Z 75), soferne die Tätigkeit der Versicherungsvermittlung nicht durch den 
Gewerbeumfang ausgeschlossen ist, und des Gewerbes der Versicherungsvermitt-

§ 137c. (1) ... 
(3) Bei der Anmeldung des Gewerbes der Gewerblichen Vermögensberatung 

(§ 94 Z 75), soferne die Tätigkeit der Versicherungsvermittlung nicht durch den 
Gewerbeumfang ausgeschlossen ist, und des Gewerbes der Versicherungsvermitt-
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lung (§ 94 Z 76) sowie bei der Begründung des Nebengewerbes zur Versiche-
rungsvermittlung ist zusätzlich zu den Erfordernissen gemäß § 339 Abs. 3 der 
Nachweis der Berufshaftpflichtversicherung oder einer sonstigen Haftungsabsi-
cherung gemäß Abs. 1 oder 2 und soweit Kundengelder entgegengenommen wer-
den sollen, der Nachweis getrennter Kundenkonten im Sinne des § 138 Abs. 3 zu 
erbringen. ... 

lung (§ 94 Z 76) sowie bei der Begründung des Nebengewerbes zur Versiche-
rungsvermittlung ist zusätzlich zu den Erfordernissen gemäß § 339 Abs. 3 der 
Nachweis der Berufshaftpflichtversicherung oder einer sonstigen Haftungsabsi-
cherung gemäß Abs. 1 oder 2 und soweit Kundengelder entgegengenommen wer-
den sollen, der Nachweis getrennter Kundenkonten im Sinne des § 138 Abs. 2 zu 
erbringen. ... 
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Mitteilung der Dienstleistung und Niederlassung in anderen 

Mitgliedstaaten 
§ 137d. (1) Jeder in Österreich eingetragene Versicherungsvermittler, der 

erstmalig in einem oder mehreren anderen Mitgliedstaaten im Rahmen der Dienst-
leistungsfreiheit oder der Niederlassungsfreiheit tätig werden will, teilt dies der 
Behörde seines Standortes mit. Diese hat die Eintragung der anderen Mitgliedstaa-
ten im Gewerberegister (§§ 365a Z 12 und 365b Z 9) vorzunehmen und die unver-
zügliche Weiterleitung der Daten an das zentrale Gewerbe- und Versicherungs-
vermittlerregister zu veranlassen. 

Mitteilung der Dienstleistung und Niederlassung in anderen 
Mitgliedstaaten 

§ 137d. (1) Jeder in Österreich eingetragene Versicherungsvermittler, der die 
tatsächliche Absicht hat, erstmalig in einem oder mehreren anderen Mitgliedstaa-
ten im Rahmen der Dienstleistungsfreiheit oder der Niederlassungsfreiheit tätig zu 
werden, hat dies – im Falle einer Niederlassung, unter Angabe der Niederlas-
sungsadresse sowie des Repräsentanten der Niederlassung - der Behörde seines 
Standortes mitzuteilen. Die Behörde hat die Eintragung der Daten im Gewerbere-
gister (§§ 365a Z 12 und 365b Z 9) vorzunehmen und die unverzügliche Weiterlei-
tung derselben an das zentrale Gewerbe- und Versicherungsvermittlerregister zu 
veranlassen. 

Ausübungsgrundsätze 
Informationspflichten 

§ 137f. (1) Versicherungsvermittler haben im Geschäftsverkehr als solche 
aufzutreten. Die bei der Versicherungsvermittlung verwendeten eigenen Papiere 
und Schriftstücke haben Namen und Anschrift, die Gewerberegisternummer sowie 
die Bezeichnung „Versicherungsvermittler“zu enthalten. 

(2) Für Versicherungsvermittler ausschließlich in der Form „Versicherungs-
agent“, gilt Abs. 1 mit dem Unterschied, dass sie als solche aufzutreten und Papie-
re und Schriftstücke den Hinweis „Versicherungsagent“ und alle Agenturverhält-
nisse zu enthalten haben. 

(3) Für Versicherungsvermittler ausschließlich in der Form „Versicherungs-
makler und Berater in Versicherungsangelegenheiten“, gilt Abs. 1 mit dem Unter-
schied, dass sie als solche aufzutreten und Papiere und Schriftstücke den Hinweis 
„Versicherungsmakler und Berater in Versicherungsangelegenheiten“ zu enthalten 
haben. 

(4) Gewerbetreibende, die das Recht zur Versicherungsvermittlung auf Grund 
einer Berechtigung zur Gewerblichen Vermögensberatung (§ 94 Z 75) besitzen, 
haben im Geschäftsverkehr und auf Papieren und Schriftstücken hinzuweisen, dass 
sie zur Versicherungsvermittlung bezüglich Lebens- und Unfallversicherungen 
berechtigt sind. Erfolgt die Tätigkeit ausschließlich in der in Abs. 2 oder in Abs. 3 
genannten Form, hat der Hinweis sinngemäß Abs. 2 oder Abs. 3 zu berücksichti-
gen. 

Ausübungsgrundsätze 
Informationspflichten 

§ 137f. (1) Versicherungsvermittler haben im Geschäftsverkehr einschließlich 
in der äußeren Bezeichnung der Betriebsstätte als solche aufzutreten. Die bei der 
Versicherungsvermittlung verwendeten eigenen Papiere und Schriftstücke haben 
deutlich sichtbar im Kopf oder in der Fußzeile Namen und Anschrift, die Gewer-
beregisternummer sowie die Bezeichnung „Versicherungsvermittler“zu enthalten. 

(2) Für Versicherungsvermittler ausschließlich in der Form „Versicherungs-
agent“, gilt Abs. 1 mit dem Unterschied, dass sie als solche aufzutreten und Papie-
re und Schriftstücke deutlich sichtbar im Kopf oder in der Fußzeile den Hinweis 
„Versicherungsagent“ und alle Agenturverhältnisse zu enthalten haben. 

(3) Für Versicherungsvermittler ausschließlich in der Form „Versicherungs-
makler und Berater in Versicherungsangelegenheiten“, gilt Abs. 1 mit dem Unter-
schied, dass sie als solche aufzutreten und Papiere und Schriftstücke deutlich 
sichtbar im Kopf oder in der Fußzeile den Hinweis „Versicherungsmakler und 
Berater in Versicherungsangelegenheiten“ zu enthalten haben. 

(4) Gewerbetreibende, die das Recht zur Versicherungsvermittlung auf Grund 
einer Berechtigung zur Gewerblichen Vermögensberatung (§ 94 Z 75) besitzen, 
haben im Geschäftsverkehr einschließlich in der äußeren Bezeichnung der Be-
triebsstätte und auf Papieren und Schriftstücken deutlich sichtbar im Kopf oder in 
der Fußzeile hinzuweisen, dass sie zur Versicherungsvermittlung bezüglich Le-
bens- und Unfallversicherungen berechtigt sind. Erfolgt die Tätigkeit ausschließ-
lich in der in Abs. 2 oder in Abs. 3 genannten Form, hat der Hinweis sinngemäß 
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(5) Gewerbetreibende, die die Tätigkeit der Versicherungsvermittlung als 

Nebengewerbe angemeldet haben, haben im Geschäftsverkehr und auf Papieren 
und Schriftstücken auf das Nebengewerbe hinzuweisen. Erfolgt die Tätigkeit aus-
schließlich in der in Abs. 2 oder in Abs. 3 genannten Form, hat der Hinweis sinn-
gemäß Abs. 2 oder Abs. 3 zu berücksichtigen. 

Abs. 2 oder Abs. 3 zu berücksichtigen. 
(5) Gewerbetreibende, die die Tätigkeit der Versicherungsvermittlung als 

Nebengewerbe oder in der Fußzeile angemeldet haben, haben im Geschäftsverkehr 
einschließlich in der äußeren Bezeichnung der Betriebsstätte und auf Papieren und 
Schriftstücken deutlich sichtbar im Kopf oder in der Fußzeile auf das Nebenge-
werbe bzw. auf das eingeschränkte Gewerbe hinzuweisen. Erfolgt die Tätigkeit 
ausschließlich in der in Abs. 2 oder in Abs. 3 genannten Form, hat der Hinweis 
sinngemäß Abs. 2 oder Abs. 3 zu berücksichtigen. 

Zuständigkeit für Waffengewerbe betreffend militärische Waffen und militä-
rische Munition 

Zuständigkeit für Waffengewerbe betreffend militärische Waffen und militä-
rische Munition 

§ 148. Zur Erteilung einer Gewerbeberechtigung gemäß § 139 Abs. 1 Z 2 und 
zur Erteilung einer Genehmigung gemäß § 96 hinsichtlich militärischer Waffen 
und militärischer Munition ist der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Inneres zuständig. 

§ 148. Zur Entscheidung über die Anmeldung eines Waffengewerbes gemäß 
§ 139 Abs. 1 Z 2, über Ansuchen gemäß § 95 Abs. 2 und § 19 sowie über Anzei-
gen gemäß § 11 Abs. 5 und § 46 Abs. 2 betreffend ein solches Gewerbe ist der 
Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nister für Inneres zuständig. Die auf eine derartige Entscheidung gerichteten An-
bringen sind beim Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit zu erstatten. 

Rechte einzelner reglementierter Gewerbe Rechte einzelner reglementierter Gewerbe 
§ 150. (1) bis (8) … § 150. (1) bis (8) … 
(9) Kälte- und Klimatechniker (§ 94 Z 37) sind auch zur Ausübung der Tätig-

keiten der Mechatroniker für Elektromaschinenbau und Automatisierung (§ 94 
Z 49), der Mechatroniker für Elektronik, Büro- und EDV-Systemtechnik (§ 94 
Z 49) und der Heizungstechnik; Lüftungstechnik (§ 94 Z 31) berechtigt. 

(9) Kälte- und Klimatechniker (§ 94 Z 37) sind auch zur Ausübung der Tätig-
keiten der Mechatroniker für Elektromaschinenbau und Automatisierung (§ 94 
Z 49), der Mechatroniker für Elektronik, Büro- und EDV-Systemtechnik (§ 94 
Z 49) und der Heizungstechnik; Lüftungstechnik (§ 94 Z 31) berechtigt. Sie sind 
unbeschadet der Rechte der Gewerbetreibenden, die zur Ausübung des Gewerbes 
der Elektrotechnik (§ 94 Z 16) berechtigt sind, zum Anschluss der selbst herge-
stellten Maschinen und Anlagen sowie der selbst errichteten Anlagen an bestehen-
de und ausreichend dimensionierte Stromversorgungsleitungen berechtigt. 

(10) bis (14) … (10) bis (14) … 
(15) Mechatroniker für Maschinen- und Fertigungstechnik (§ 94 Z 49) sind 

auch zum Instandsetzen von Motorrädern, zur Ausübung der Gewerbe der Schlos-
ser (§ 94 Z 59), der Landmaschinentechnik (§ 94 Z 59), der Mechatroniker für 
Elektronik, Büro- und EDV-Systemtechnik (§ 94 Z 49) und der Mechatroniker für 
Elektromaschinenbau und Automatisierung (§ 94 Z 49) sowie der Tätigkeiten der 
Kälte- und Klimatechniker (§ 94 Z 37) berechtigt. Mechatroniker für Elektroma-
schinenbau und Automatisierung (§ 94 Z 49) sind auch zur Ausübung der Tätig-

(15) Mechatroniker für Maschinen- und Fertigungstechnik (§ 94 Z 49) sind 
auch zum Instandsetzen von Motorrädern, zur Ausübung der Gewerbe der Metall-
technik für Metall- und Maschinenbau (§ 94 Z 59), der Metalltechnik für Land- 
und Baumaschinen (§ 94 Z 59), der Mechatroniker für Elektronik, Büro- und 
EDV-Systemtechnik (§ 94 Z 49) und der Mechatroniker für Elektromaschinenbau 
und Automatisierung (§ 94 Z 49) sowie der Tätigkeiten der Kälte- und Klimatech-
niker (§ 94 Z 37) berechtigt. Mechatroniker für Elektromaschinenbau und Auto-
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keiten der Kälte- und Klimatechniker (§ 94 Z 37) sowie der Tätigkeiten der Kom-
munikationselektroniker (§ 94 Z 39) berechtigt. Mechatroniker für Elektronik, 
Büro- und EDV-Systemtechnik sind auch zur Ausübung der Tätigkeiten der Kälte- 
und Klimatechniker (§ 94 Z 37) sowie zur Ausübung der Tätigkeiten der Kommu-
nikationselektroniker (§ 94 Z 39) berechtigt. 

matisierung (§ 94 Z 49) sind auch zur Ausübung der Tätigkeiten der Kälte- und 
Klimatechniker (§ 94 Z 37) sowie der Tätigkeiten der Kommunikationselektroni-
ker (§ 94 Z 39) berechtigt. Mechatroniker für Elektronik, Büro- und EDV-
Systemtechnik sind auch zur Ausübung der Tätigkeiten der Kälte- und Klimatech-
niker (§ 94 Z 37) sowie zur Ausübung der Tätigkeiten der Kommunikationselekt-
roniker (§ 94 Z 39) berechtigt. Die Gewerbetreibenden, die zur Ausübung eines 
der in § 94 Z 49 angeführten Gewerbe berechtigt sind, sind unbeschadet der Rech-
te der Gewerbetreibenden, die zur Ausübung des Gewerbes der Elektrotechnik 
(§ 94 Z 16) berechtigt sind, zum Anschluss der selbst hergestellten Maschinen und 
Anlagen sowie der selbst errichteten Anlagen an bestehende und ausreichend di-
mensionierte Stromversorgungsleitungen berechtigt. 

Adressverlage und Direktmarketingunternehmen Adressverlage und Direktmarketingunternehmen 
§ 151. (1) bis (8) … 
(9) Der Fachverband Werbung und Marktkommunikation der Bundessparte 

„Gewerbe, Handwerk, Dienstleistung“ der Wirtschaftkammer Österreich hat eine 
Liste zu führen, in welche Personen kostenlos einzutragen sind, die die Zustellung 
von Werbematerial für sich ausschließen wollen. Die Liste ist mindestens monat-
lich zu aktualisieren und den Gewerbetreibenden nach Abs. 1 zur Verfügung zu 
stellen. Gewerbetreibende nach Abs. 1 dürfen an die in dieser Liste eingetragenen 
Personen keine adressierten Werbemittel versenden oder verteilen und deren Da-
ten auch nicht vermitteln. Die in der Liste enthaltenen Daten dürfen ausschließlich 
zum Zweck des Unterbindens der Zusendung von Werbemitteln verwendet wer-
den. 

§ 151. (1) bis (8) … 
(9) Der Fachverband Werbung und Marktkommunikation der Wirtschaft-

kammer Österreich hat eine Liste zu führen, in welche Personen kostenlos einzu-
tragen sind, die die Zustellung von Werbematerial für sich ausschließen wollen. 
Die Liste ist mindestens monatlich zu aktualisieren und den Gewerbetreibenden 
nach Abs. 1 zur Verfügung zu stellen. Gewerbetreibende nach Abs. 1 dürfen an 
die in dieser Liste eingetragenen Personen keine adressierten Werbemittel versen-
den oder verteilen und deren Daten auch nicht vermitteln. Die in der Liste enthal-
tenen Daten dürfen ausschließlich zum Zweck des Unterbindens der Zusendung 
von Werbemitteln verwendet werden. 

Handelsgewerbe Handelsgewerbe und Handelsagentengewerbe 
§ 154. (1) bis (6) … § 154. (1) bis (6) … 

(7) Der Tätigkeitsbereich der Handelsagenten umfasst das Vermitteln oder 
das Abschließen von Warenhandelsgeschäften in fremdem Namen und für fremde 
Rechnung zwischen selbständig Erwerbstätigen und Personen, die Waren der 
angebotenen Art zur Ausübung einer selbständigen Erwerbstätigkeit benötigen, 
ohne Rücksicht darauf, ob das Vermitteln oder Abschließen im Rahmen einer 
selbständigen Betrauung oder auf Grund einzelner Aufträge ausgeübt wird. 

Schleppliftunternehmen Haftpflichtversicherung 
§ 156. (1) Die zur Ausübung des Gewerbes des Betriebes von Schleppliften 

berechtigten Gewerbetreibenden haben eine Haftpflichtversicherung abzuschlie-
§ 156. Die zur Ausübung des Gewerbes der Beförderung von Personen mit 

Anhängern, bei denen die Zugmaschinen nicht dem Kraftfahrgesetz 1967, BGBl. 
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ßen, welche die nach dem Eisenbahn- und Kraftfahrzeughaftpflichtgesetz, BGBl. 
Nr. 48/1959, in der zum Zeitpunkt des Abschlusses des Versicherungsvertrages 
jeweils geltenden Fassung vorgesehenen Haftungshöchstbeträge deckt. Werden 
die nach dem Eisenbahn- und Kraftfahrzeughaftpflichtgesetz vorgesehenen 
Höchstbeträge erhöht, so haben die zur Ausübung des Gewerbes des Betriebes von 
Schleppliften berechtigten Gewerbetreibenden die Haftpflichtversicherung den 
erhöhten Haftungshöchstbeträgen innerhalb eines Jahres nach dem In-Kraft-Treten 
der Erhöhung anzupassen. 

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 über den Abschluss einer Haftungsversi-
cherung gelten auch für die gewerbliche Beförderung von Personen mit Anhän-
gern, bei denen die Zugmaschinen nicht dem Kraftfahrgesetz 1967, BGBl. 
Nr. 267, unterliegen oder gemäß § 1 Abs. 2 lit. a und b sowie Abs. 3 leg. cit. von 
dessen Bestimmungen über die Haftpflichtversicherung ausgeschlossen sind (Zie-
hen von mit Personen besetzten Anhängern). 

(3) Gewerbetreibende, die Schlepplifte betreiben, sind auch zum Betrieb von 
Beschneiungsanlagen berechtigt; auf letztere sind nicht die Bestimmungen des 
Seilbahngesetzes 2003, sondern die des gewerblichen Betriebsanlagenrechts dieses 
Bundesgesetzes anzuwenden. 

Nr. 267, unterliegen oder gemäß § 1 Abs. 2 lit. a und b sowie Abs. 3 leg.cit. von 
dessen Bestimmungen über die Haftpfichtversicherung ausgeschlossen sind (Zie-
hen von mit Personen besetzten Anhängern), berechtigten Gewerbetreibenden 
haben eine Haftpflichtversicherung abzuschließen, welche die nach dem Eisen-
bahn- und Kraftfahrzeughaftpflichtgesetz, BGBl. Nr. 48/1959, in der zum Zeit-
punkt des Abschlusses des Versicherungsvertrages jeweils geltenden Fassung 
vorgesehenen Haftungshöchstbeträge deckt. Werden die nach dem Eisenbahn- und 
Kraftfahrzeughaftpflichtgesetz vorgesehenen Höchstbeträge erhöht, so haben die 
im ersten Satz genannten Personen die Haftpflichtversicherung den erhöhten Haf-
tungshöchstbeträgen innerhalb eines Jahres nach dem Inkrafttreten der Erhöhung 
anzupassen. 

Märkte Märkte 
§ 286. (1) bis (5) … § 286. (1) bis (5) … 

(6) Ein Markt oder Gelegenheitsmarkt liegt auch dann vor, wenn die Veran-
staltung als Flohmarkt deklariert wird, sofern die Voraussetzungen der Abs. 1 oder 
2 gegeben sind und keine Ausnahme nach den Abs. 3 bis 5 vorliegt. 

§ 289. (1) Eine Verordnung der Gemeinde nach § 286 Abs. 1 ist zu erlassen, 
wenn ein Bedarf nach der Abhaltung des Marktes angenommen werden kann und 
nicht zu befürchten ist, dass das öffentliche Interesse an der Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit, am Schutz der Gesundheit und am 
ungestörten Straßenverkehr beeinträchtigt oder dass die wirtschaftliche Lage der 
ansässigen Gewerbetreibenden wesentlich ungünstig beeinflusst wird. 

§ 289. (1) Eine Verordnung der Gemeinde nach § 286 Abs. 1 ist zu erlassen, 
wenn ein Bedarf nach der Abhaltung des Marktes angenommen werden kann und 
nicht zu befürchten ist, dass das öffentliche Interesse an der Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit, am Schutz der Gesundheit und am 
ungestörten Straßenverkehr beeinträchtigt oder dass die wirtschaftliche Lage der 
ansässigen Gewerbetreibenden wesentlich ungünstig beeinflusst wird. Eine solche 
Verordnung darf die Ermächtigung enthalten, mit der Durchführung eines Marktes 
oder aller Märkte einen Dritten zu betrauen. 
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§ 336. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes der Bundespoli-

zeidirektionen haben durch Maßnahmen zur Vorbeugung gegen drohende Verwal-
tungsübertretungen und Maßnahmen, die für die Einleitung von Verwaltungsstraf-
verfahren erforderlich sind, an der Vollziehung der §§ 366 Abs. 1 Z 1, 2, 3, 367 
Z 35, 50 und 51 sowie bei Verstößen gegen die Bestimmungen über Sperrstunden 
(§ 113) mitzuwirken. 

§ 336. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes haben durch Maß-
nahmen zur Vorbeugung gegen drohende Verwaltungsübertretungen und Maß-
nahmen, die für die Einleitung von Verwaltungsstrafverfahren erforderlich sind, an 
der Vollziehung der §§ 366 Abs. 1 Z 1, 2, 3, 367 Z 35, 38, 50 und 51 und 367a 
sowie bei Verstößen gegen die Bestimmungen über Sperrstunden (§ 113) mitzu-
wirken. 

§ 340. (1) Auf Grund der Anmeldung des Gewerbes (§ 339 Abs. 1) hat die 
Behörde zu prüfen, ob die gesetzlichen Voraussetzungen für die Ausübung des 
angemeldeten Gewerbes durch den Anmelder in dem betreffenden Standort vor-
liegen. Liegen die Voraussetzungen für die Ausübung des Gewerbes vor und hat 
die Anmeldung nicht ein in Abs. 2 genanntes Gewerbe zum Gegenstand, so hat die 
Behörde den Anmelder längstens binnen drei Monaten in das Gewerberegister 
einzutragen und durch Übermittlung eines Auszugs aus dem Gewerberegister von 
der Eintragung zu verständigen. Als Tag der Gewerbeanmeldung gilt jener Tag, an 
welchem alle erforderlichen Nachweise (§ 339 Abs. 3) bei der Behörde eingelangt 
sind und die allenfalls erforderliche Feststellung der individuellen Befähigung 
gemäß § 19 rechtswirksam erfolgt ist. 

§ 340. (1) Auf Grund der Anmeldung des Gewerbes (§ 339 Abs. 1) hat die 
Behörde zu prüfen, ob die gesetzlichen Voraussetzungen für die Ausübung des 
angemeldeten Gewerbes durch den Anmelder in dem betreffenden Standort vor-
liegen. Liegen die Voraussetzungen für die Ausübung des Gewerbes vor und hat 
die Anmeldung nicht ein in Abs. 2 genanntes Gewerbe zum Gegenstand, so hat die 
Behörde den Anmelder längstens binnen drei Monaten in das Gewerberegister 
einzutragen und durch Übermittlung eines Auszugs aus dem Gewerberegister von 
der Eintragung zu verständigen. Ist im Zeitpunkt der Gewerbeanmeldung ein Ver-
fahren über eine erforderliche Nachsicht, eine Anerkennung gemäß § 373c oder 
eine Gleichhaltung gemäß § 373d oder § 373e anhängig, so hat die Behörde die 
innerhalb der im zweiten Satz festgelegten dreimonatigen Frist rechtskräftig erteil-
te Nachsicht, Anerkennung oder Gleichhaltung zu berücksichtigen. Als Tag der 
Gewerbeanmeldung gilt jener Tag, an welchem alle erforderlichen Nachweise 
(§ 339 Abs. 3) bei der Behörde eingelangt sind und die allenfalls erforderliche 
Feststellung der individuellen Befähigung gemäß § 19, eine erforderliche Nach-
sicht, eine Anerkennung gemäß § 373c oder eine Gleichhaltung gemäß § 373d 
oder 373e rechtswirksam erfolgt ist. Als Mangel der gesetzlichen Voraussetzungen 
gilt auch, wenn der Firmenwortlaut im Hinblick auf den Inhalt des Gewerbes eine 
erhebliche Irreführung bedeuten würde. 
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c) Anzeigeverfahren 

§ 345. (1) Die Anzeigen gemäß § 8 Abs. 4 (weitere Ausübung des Gewerbes 
nach Zurücklegung des 24. Lebensjahres oder bei Erlangung der Eigenberechti-
gung), gemäß § 11 Abs. 3 (weitere Ausübung des Gewerbes einer Personengesell-
schaft des Handelsrechtes nach Ausscheiden des letzten Mitgesellschafters, Eintritt 
eines neuen Gesellschafters) und gemäß § 11 Abs. 5 (Eintragung der Umgründung 
in das Firmenbuch und weitere Ausübung des Gewerbes durch den Nachfolgeun-
ternehmer) sind bei der Bezirksverwaltungsbehörde des Standortes zu erstatten. 

(2) Die Anzeigen gemäß § 37 Abs. 2 (Führung eines integrierten Betriebes 
sowie Bestellung eines befähigten Arbeitnehmers), gemäß § 37 Abs. 3 (Bestellung 
eines neuen befähigten Arbeitnehmers in einem integrierten Betrieb), gemäß § 39 
Abs. 4 (Bestellung und Ausscheiden eines Geschäftsführers für die Ausübung 
eines Gewerbes), gemäß §§ 42 bis 44 (Fortbetriebe), gemäß § 63 Abs. 4 (Ände-
rung des Namens),gemäß § 86 (Anzeige über die Zurücklegung einer Gewerbebe-
rechtigung) und gemäß § 111 Abs. 5 (Änderung der Betriebsart eines Gastgewer-
bes) sind bei der Bezirksverwaltungsbehörde des Standortes zu erstatten. 

(3) entfällt. 
(4) Die Anzeigen gemäß § 46 Abs. 2 (Beginn und Einstellung der Ausübung 

eines Gewerbes in einer weiteren Betriebsstätte; Verlegung des Betriebes eines 
Gewerbes in einen anderen Standort; Verlegung des Betriebes einer weiteren Be-
triebsstätte in einen anderen Standort) und gemäß § 47 Abs. 3 (Bestellung und 
Ausscheiden eines Filialgeschäftsführers für die Ausübung eines Gewerbes in 
einer weiteren Betriebsstätte) sind bei der für die Betriebsstätte bzw. bei der für 
den neuen Standort zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde zu erstatten. Für die 
Anzeige gemäß § 46 Abs. 2 Z 1 erster Fall und für die Anzeigen gemäß § 46 
Abs. 2 Z 2 und 3 gelten die Vorschriften des § 339 Abs. 2 sinngemäß. 

(5) aufgehoben 
(6) entfällt. 
(7) Den Anzeigen gemäß Abs. 1, 2 und 4 sind die zum Nachweis der gesetz-

lichen Voraussetzungen für die Maßnahme oder Tätigkeit, die Gegenstand der 
Anzeige ist, erforderlichen Belege anzuschließen. Betrifft die Anzeige die Tätig-
keit einer natürlichen Person, so sind jedenfalls die Belege gemäß § 339 Abs. 3 
Z 1 anzuschließen. Betrifft eine solche Anzeige die Tätigkeit als Geschäftsführer 
oder Filialgeschäftsführer,  so sind überdies die Belege gemäß § 339 Abs. 3 Z 2 

c) Anzeigeverfahren 
§ 345. (1) Die Bestimmungen der Abs. 2 bis 5 gelten für die nach diesem 

Bundesgesetz zu erstattenden Anzeigen, die bewirken, dass die Behörde Daten in 
das Gewerberegister neu einzutragen oder eingetragene Daten zu ändern hat. 

(2) Die Anzeigen sind zu erstatten 
 1. gemäß § 46 Abs. 2 Z 1 und § 47 Abs. 3 bei der für die weitere Betriebs-

stätte zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde und 
 2. gemäß § 46 Abs. 2 Z 2 und 3 bei der für den neuen Standort zuständigen 

Bezirksverwaltungsbehörde. 
Sonstige Anzeigen sind bei der Bezirksverwaltungsbehörde des Standortes zu 
erstatten. 

(3) Für die Art der Einbringung der Anzeigen gilt § 339 Abs. 4. Den Anzei-
gen sind die zum Nachweis der gesetzlichen Voraussetzungen für die Maßnahme 
oder Tätigkeit, die Gegenstand der Anzeige ist, erforderlichen Belege anzuschlie-
ßen. Betrifft die Anzeige die Tätigkeit einer natürlichen Person, so sind jedenfalls 
die Belege gemäß § 339 Abs. 3 Z 1 anzuschließen. Betrifft eine solche Anzeige 
die Tätigkeit als Geschäftsführer oder Filialgeschäftsführer, so sind überdies die 
Belege gemäß § 339 Abs. 3 Z 2 anzuschließen. Für die Anzeige gemäß § 46 
Abs. 2 Z 1 erster Fall und für die Anzeigen gemäß § 46 Abs. 2 Z 2 und 3 gelten 
die Vorschriften des § 339 Abs. 2 sinngemäß. Der Erstatter einer Anzeige ist bei 
Vorliegen der Voraussetzungen gemäß § 339 Abs. 4 Z 1 oder 2 von der Vorlage 
der Belege entbunden. 

(4) Wenn die jeweils geforderten Voraussetzungen gegeben sind und in die-
sem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt wird, hat die Behörde die sich aus der 
Anzeige ergebende Eintragung in das Gewerberegister vorzunehmen und den 
Erstatter der Anzeige von der Eintragung zu verständigen. 

(5) Wenn die jeweils geforderten gesetzlichen Voraussetzungen nicht gege-
ben sind, hat die Behörde, bei der die Anzeige erstattet worden ist - unbeschadet 
eines Verfahrens nach §§ 366 ff - dies mit Bescheid festzustellen und die Maß-
nahme oder die Tätigkeit, die Gegenstand der Anzeige ist, zu untersagen. 

(6) Die Behörde hat die Anzeigen gemäß § 81 Abs. 3 binnen zwei Monaten 
nach Erstattung der Anzeige mit Bescheid zur Kenntnis zu nehmen, wenn die 
geforderten Voraussetzungen gegeben sind. Der Bescheid bildet einen Bestandteil 
des Genehmigungsbescheides. Sind die gesetzlichen Voraussetzungen nicht er-
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anzuschließen. Der Erstatter der Anzeige ist bei Vorliegen der Voraussetzungen 
gemäß § 339 Abs. 4 Z 1 oder 2 von der Vorlage der Belege entbunden. 

(8) Wenn die jeweils geforderten Voraussetzungen gegeben sind, hat die Be-
hörde, bei der gemäß Abs. 1, 2 und 4 die Anzeigen zu erstatten sind, 
 1. die Anzeigen gemäß § 8 Abs. 4, § 11 Abs. 3 und 5, § 37 Abs. 2 und 3, 

§ 39 Abs. 4, wenn die Bestellung eines Geschäftsführers angezeigt wird, 
sowie §§ 42 bis 44 mit Bescheid zur Kenntnis zu nehmen; 

 2. bei den im § 95 genannten Gewerben die Anzeigen gemäß § 46 Abs. 2 
Z 1 erster Fall mit Bescheid zur Kenntnis zu nehmen und folgende Be-
zirksverwaltungsbehörden zu verständigen: 

 a) von den Anzeigen gemäß § 46 Abs. 2 Z 1 die für den Standort der 
Gewerbeberechtigung zuständige Bezirksverwaltungsbehörde, 

 b) von den Anzeigen gemäß § 46 Abs. 2 Z 2 die für den letzten Standort 
zuständige Bezirksverwaltungsbehörde, 

 c) von den Anzeigen gemäß § 46 Abs. 2 Z 3 die für den letzten Standort 
der weiteren Betriebsstätte und die für den Standort der Gewerbebe-
rechtigung zuständige Bezirksverwaltungsbehörde; 

 3. die Anzeigen gemäß § 47 Abs. 3, wenn die Bestellung eines Filialge-
schäftsführers angezeigt wird, mit Bescheid zur Kenntnis zu nehmen und 
die für den Standort der Gewerbeberechtigung zuständige Bezirksverwal-
tungsbehörde zu verständigen; 

 4. die Anzeigen gemäß § 39 Abs. 4, wenn das Ausscheiden eines Geschäfts-
führers angezeigt wird, gemäß § 47 Abs. 3, wenn das Ausscheiden eines 
Filialgeschäftsführers angezeigt wird, sowie § 86 in den Verwaltungsak-
ten entsprechend zu vermerken, wenn nicht die Erlassung eines Beschei-
des oder die Ausfertigung einer Bescheinigung beantragt worden ist; 

 5. die geänderten Daten auf Grund der Anzeigen gemäß § 63 Abs. 4 und 
§ 111 Abs. 5 in das Gewerberegister einzutragen; 

 6. die Anzeigen gemäß § 81 Abs. 3 binnen zwei Monaten nach Erstattung 
der Anzeige mit Bescheid zur Kenntnis zu nehmen; dieser Bescheid bildet 
einen Bestandteil des Genehmigungsbescheides. 

(9) Werden durch dieses Bundesgesetz vorgeschriebene Anzeigen erstattet, 
obwohl hiefür die jeweils geforderten gesetzlichen Voraussetzungen nicht gegeben 
sind, so hat die Behörde, bei der die Anzeige erstattet worden ist – unbeschadet 

füllt, hat die Behörde innerhalb von zwei Monaten nach Erstattung der Anzeige 
einen Bescheid im Sinne des Abs. 5 zu erlassen. Für die den Anzeigen gemäß § 81 
Abs. 3 anzuschließenden Belege gilt § 353. 
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eines Verfahrens nach §§ 366 ff - dies mit Bescheid festzustellen und die Maß-
nahme oder die Tätigkeit, die Gegenstand der Anzeige ist, zu untersagen. Für die 
der Anzeige anzuschließenden Belege gilt § 339 Abs. 4 bzw. § 353. 

h) Organisation und Verfahren bei Prüfungen h) Organisation und Verfahren bei Prüfungen 
§ 350. (1) Zur Durchführung der Meisterprüfungen, der Befähigungsprüfun-

gen für ein sonstiges reglementiertes Gewerbe und der Unternehmerprüfungen 
sind die Meisterprüfungsstellen berufen. Die Meisterprüfungsstellen sind im über-
tragenen Wirkungsbereich der Landeskammern der gewerblichen Wirtschaft ein-
gerichtet. 

§ 350. (1) Zur Durchführung der Meisterprüfungen, der Befähigungsprüfun-
gen für ein sonstiges reglementiertes Gewerbe und der Unternehmerprüfungen 
sowie des Moduls UP des Unternehmerführerscheins der Wirtschaftskammer 
Österreich sind die Meisterprüfungsstellen berufen. Die Meisterprüfungsstellen 
sind im übertragenen Wirkungsbereich der Landeskammern der gewerblichen 
Wirtschaft eingerichtet. 

Zusammensetzung und Bestellung der Kommissionen Zusammensetzung und Bestellung der Kommissionen 
§ 351. (1) … 
(2) Der Kommission haben höchstens zwei weitere Beisitzer anzugehören, 

wenn die Mitwirkung der weiteren Beisitzer im Hinblick auf die zu prüfenden 
Sachverhalte in der Meisterprüfungsordnung für das Handwerk oder in der Prü-
fungsordnung für das sonstige reglementierte Gewerbe angeordnet wird. 

§ 351. (1) … 
(2) Der Kommission hat höchstens ein weiterer Beisitzer anzugehören, wenn 

die Mitwirkung eines weiteren Beisitzers im Hinblick auf die zu prüfenden Sach-
gebiete in der Meisterprüfung für das Handwerk oder in der Prüfungsordnung für 
das sonstige reglementierte Gewerbe angeordnet wird. Soweit dies in der jeweili-
gen Prüfungsordnung angeordnet wird, haben der Kommission für das Gewerbe 
der Baumeister sowie für das Gewerbe der Technischen Büros – Ingenieurbüros 
(Beratende Ingenieure) jeweils höchstens zwei weitere Beisitzer anzugehören. 

(3) … (3) … 
(4) Der Vorsitzende einer Kommission für die Meisterprüfung oder eine 

sonstige Befähigungsprüfung muss ein geeigneter Beamter des höheren Verwal-
tungsdienstes sein. Die Funktion des Vorsitzenden ist öffentlich in geeigneter 
Weise auszuschreiben. Das Auswahl- und Ausschreibungsverfahren ist vom Leiter 
der Meisterprüfungsstelle durchzuführen. Der Landeshauptmann hat die Vorsit-
zenden auf die Dauer von drei Jahren zu bestellen. Die Beisitzer müssen in der 
beruflichen Praxis stehende Fachleute auf einem der zu prüfenden Fachgebiete 
sein. Der Vorsitzende und die Beisitzer bei der Unternehmerprüfung müssen Fach-
leute sein. Die Beisitzer sind vom Leiter der Meisterprüfungsstelle auf die Dauer 
von drei Jahren zu bestellen. 

(4) Der Vorsitzende einer Kommission für die Meisterprüfung oder eine 
sonstige Befähigungsprüfung muss ein geeigneter öffentlich Bediensteter des 
höheren Verwaltungsdienstes sein. Die Funktion des Vorsitzenden ist öffentlich in 
geeigneter Weise auszuschreiben. Das Auswahl- und Ausschreibungsverfahren ist 
vom Leiter der Meisterprüfungsstelle durchzuführen. Der Landeshauptmann hat 
die Vorsitzenden auf die Dauer von fünf Jahren zu bestellen. Die Beisitzer müssen 
in der beruflichen Praxis stehende Fachleute auf einem der zu prüfenden Fachge-
biete sein. Der Vorsitzende und die Beisitzer bei der Unternehmerprüfung müssen 
Fachleute sein. Die Beisitzer sind vom Leiter der Meisterprüfungsstelle auf die 
Dauer von fünf Jahren zu bestellen. 

Anmeldung zur Prüfung und Prüfungsverfahren Anmeldung zur Prüfung und Prüfungsverfahren 
§ 352. (1) bis (5) … § 352. (1) bis (5) … 
(6) Das Ergebnis der schriftlichen Prüfung ist dem Prüfungswerber durch die (6) Das Ergebnis der schriftlichen Prüfung ist dem Prüfungswerber durch die 
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Meisterprüfungsstelle schriftlich oder fernmündlich bekannt zu geben. Dem Prü-
fungswerber ist auf sein Ersuchen in der Meisterprüfungsstelle Einsicht in die 
Beurteilung seiner schriftlichen Prüfungsarbeiten zu gewähren. 

Meisterprüfungsstelle schriftlich bekannt zu geben. Dem Prüfungswerber ist auf 
sein Ersuchen innerhalb eines Jahres nach der Prüfung in der Meisterprüfungsstel-
le Einsicht in die Beurteilung seiner schriftlichen Prüfungsarbeiten zu gewähren. 

(7) bis (12) … (7) bis (12) … 
(13) Prüfungen, deren Ergebnis durch Fälschung einer Urkunde, falsches 

Zeugnis oder eine andere gerichtlich strafbare Handlung herbeigeführt oder 
sonstwie erschlichen worden ist oder deren Aufgabenstellung oder Abwicklung 
nachweisbar schwere Mängel aufweist, können von der Aufsichtsbehörde für 
ungültig erklärt werden. 

(13) Prüfungen, deren Ergebnis durch Fälschung einer Urkunde, falsches 
Zeugnis oder eine andere gerichtlich strafbare Handlung herbeigeführt oder 
sonstwie erschlichen worden ist oder deren Aufgabenstellung oder Abwicklung 
nachweisbar schwere Mängel aufweist, können von der Aufsichtsbehörde für 
ungültig erklärt werden. Wird wegen mangelhafter Aufgabengestaltung oder Ab-
wicklung nur ein Modul der Prüfung von der Aufsichtsbehörde für ungültig er-
klärt, so gilt dieses als vom Prüfungswerber erfolgreich abgelegt. Entstehen bei 
der Aufsichtsbehörde ernsthafte Zweifel über die Richtigkeit der Beurteilung der 
Prüfung durch die Meisterprüfungskommission, so hat die Meisterprüfungskom-
mission sämtliche diesbezügliche Unterlagen der Aufsichtsbehörde auf deren 
Aufforderung vorzulegen; die Aufsichtsbehörde kann einen Gutachter mit einer 
Nachbeurteilung befassen. Kommt ein solches Gutachten in nachvollziehbarer 
Weise zu dem Schluss, dass eine unrichtige Beurteilung der Prüfung bzw. eines 
der Module durch die Meisterprüfungskommission vorliegt, so hat die Aufsichts-
behörde die Prüfung für ungültig zu erklären und der Meisterprüfungsstelle die 
Ausstellung eines dem Gutachten entsprechenden Zeugnisses an den Prüfungs-
werber aufzutragen. 

§ 359b. (1) … 
(5) Ergibt sich aus dem Ansuchen um Genehmigung der Änderung der Be-

triebsanlage und dessen Beilagen (§ 353), dass die geplante Änderung den Aus-
tausch von Maschinen oder Geräten betrifft, deren mangelnde Gleichartigkeit 
einen Bescheid gemäß § 345 Abs.9 zur Folge hatte, so ist das Änderungsgenehmi-
gungsverfahren als vereinfachtes Verfahren im Sinne des Abs.1 durchzuführen. 

§ 359b. (1) … 
(5) Ergibt sich aus dem Ansuchen um Genehmigung der Änderung der Be-

triebsanlage und dessen Beilagen (§ 353), dass die geplante Änderung den Aus-
tausch von Maschinen oder Geräten betrifft, deren mangelnde Gleichartigkeit 
einen Bescheid gemäß § 345 Abs. 5 zur Folge hatte, so ist das Änderungsgeneh-
migungsverfahren als vereinfachtes Verfahren im Sinne des Abs.1 durchzuführen. 

§ 363. (1) … 
(4) Wird eine natürliche Person oder ein sonstiger Rechtsträger auf Grund der 

Anmeldung eines Gewerbes gemäß § 340 Abs. 1 in das Gewerberegister eingetra-
gen und liegen die Voraussetzungen für eine Nichtigerklärung gemäß Abs. 1 Z 1, 
2 oder 3 vor, so kann die sachlich in Betracht kommende Oberbehörde in Aus-
übung des Aufsichtsrechtes mit Bescheid die Löschung der Eintragung verfügen. 
Bis zum Eintritt der Rechtskraft des Löschungsbescheides darf das Gewerbe aus-
geübt werden. Im Löschungsverfahren sind die Abs. 2 und 3 anzuwenden. 

§ 363. (1) … 
(4) Die sachlich in Betracht kommende Oberbehörde kann in Ausübung des 

Aufsichtsrechtes mit Bescheid die Löschung einer Eintragung in das Gewerbere-
gister verfügen, wenn 
 1. a) eine natürliche Person oder ein sonstiger Rechtsträger auf Grund einer 

Anmeldung eines Gewerbes gemäß § 340 Abs. 1 in das Gewerberegis-
ter eingetragen wurde oder 
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 b) eine Maßnahme oder Tätigkeit, die Gegenstand einer Anzeige gemäß 

§ 345 ist, in das Gewerberegister eingetragen wurde und 
 2. die Voraussetzungen für eine Nichtigerklärung gemäß Abs. 1 vorliegen. 

Bis zum Eintritt der Rechtskraft des Löschungsbescheides darf das Gewerbe  
ausgeübt werden. Im Löschungsverfahren sind die Abs. 2 und 3 anzuwenden. 
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Daten über natürliche Personen 

§ 365a. (1) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat natürliche Personen in das 
Gewerberegister einzutragen, die in der Funktion als Gewerbeinhaber, Fortbe-
triebsberechtigte, Geschäftsführer, Filialgeschäftsführer oder befähigte Arbeit-
nehmer gemäß § 37 Abs. 1 tätig sind. Hinsichtlich der genannten Personen sind 
folgende Daten in das Gewerberegister einzutragen: 
 1. ...11. 
 12. bei Gewerbetreibenden, die die Gewerbe Gewerbliche Vermögensbera-

tung (§ 94 Z 75), sofern die Tätigkeit der Versicherungsvermittlung nicht 
durch den Gewerbeumfang ausgeschlossen ist, oder Versicherungsver-
mittlung, sei es auch nur als Nebengewerbe (§ 94 Z 76), angemeldet ha-
ben, auch jene anderen Staaten der Gemeinschaft, in denen der Versiche-
rungsvermittler tätig ist, sowie die Bezeichnung, Rechtsform und Firmen-
buchnummer die Haftung absichernder Unternehmen im Sinne des § 137c 
Abs. 1 oder 2 sowie einen Hinweis, ob die Absicherung nach § 137c 
Abs. 1 oder 2 erfolgt, 

 13. ... 
(2) … (4) 
(5) Die Behörden sind zur Abfrage folgender Daten mittels automationsunter-

stützter Datenübermittlung befugt, soweit das Erfassen der Daten zur Vollziehung 
der gewerberechtlichen Vorschriften erforderlich ist: 
 1. … 
 2. aus den beim Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträ-

ger gespeicherten Versicherungsdaten Angaben über Dienstverhältnisse 
des laufenden und letzten Kalenderjahres und 

 2. … 

Daten über natürliche Personen 
§ 365a. (1) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat natürliche Personen in das 

Gewerberegister einzutragen, die in der Funktion als Gewerbeinhaber, Fortbe-
triebsberechtigte, Geschäftsführer, Filialgeschäftsführer oder befähigte Arbeit-
nehmer gemäß § 37 Abs. 1 tätig sind. Hinsichtlich der genannten Personen sind 
folgende Daten in das Gewerberegister einzutragen: 
 1. ...11. 
 12. bei Gewerbetreibenden, die die Gewerbe Gewerbliche Vermögensbera-

tung (§ 94 Z 75), sofern die Tätigkeit der Versicherungsvermittlung nicht 
durch den Gewerbeumfang ausgeschlossen ist, oder Versicherungsver-
mittlung, sei es auch nur als Nebengewerbe (§ 94 Z 76), angemeldet ha-
ben, auch jene anderen Staaten der Gemeinschaft, in denen der Versiche-
rungsvermittler tätig ist einschließlich die Adresse einer ausländischen 
Niederlassung, Familienname und Vorname des Repräsentanten dieser 
Niederlassung, sowie die Bezeichnung, Rechtsform und Firmenbuch-
nummer die Haftung absichernder Unternehmen im Sinne des § 137c 
Abs. 1 oder 2 sowie einen Hinweis, ob die Absicherung nach § 137c 
Abs. 1 oder 2 erfolgt, 

 13. .. 
(2) … (4) 
(5) Die Behörden sind zur Abfrage folgender Daten mittels automationsunter-

stützter Datenübermittlung befugt, soweit das Erfassen der Daten zur Vollziehung 
der gewerberechtlichen Vorschriften erforderlich ist: 
 1. … 
 2. … 
 3. aus dem Datenbestand des Hauptverbandes der österreichischen Sozial-

versicherungsträger 
 a) Sozialversicherungsnummern der im Abs. 4 genannten natürlichen 

Personen und Dienstgeberkontonummern von nach diesem Bundesge-
setz zu bestellenden Geschäftsführern, die Arbeitnehmer sind und 

 b) Versicherungsdaten über Dienstverhältnisse des laufenden und letzten 
Kalenderjahres und 

Daten über andere Rechtsträger als natürliche Personen Daten über andere Rechtsträger als natürliche Personen 
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§ 365b. (1) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat andere Rechtsträger als na-

türliche Personen in das Gewerberegister einzutragen, die ein Gewerbe in der 
Funktion als Gewerbeinhaber oder Fortbetriebsberechtigte ausüben. Hinsichtlich 
der genannten Rechtsträger sind folgende Daten in das Gewerberegister einzutra-
gen: 
 1. ... 8. 
 9. bei Gewerbetreibenden, die die Gewerbe Gewerbliche    Vermögensbera-

tung (§ 94 Z 75), sofern die Tätigkeit der Versicherungsvermittlung nicht 
durch den Gewerbeumfang ausgeschlossen ist, oder Versicherungsver-
mittlung, sei es auch nur als Nebengewerbe (§ 94 Z 76), angemeldet ha-
ben, auch die Namen der vertretungsbefugten Mitglieder des Leitungsor-
gans (Hinweis auf das Firmenbuch) sowie jene anderen Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft, in denen der Versicherungsvermittler tätig ist sowie die 
Bezeichnung, Rechtsform und Firmenbuchnummer die Haftung absi-
chernder Unternehmen im Sinne des § 137c Abs. 1 oder 2 sowie einen 
Hinweis, ob die Absicherung nach § 137c Abs. 1 oder 2 erfolgt, 

 10. ... 

§ 365b. (1) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat andere Rechtsträger als na-
türliche Personen in das Gewerberegister einzutragen, die ein Gewerbe in der 
Funktion als Gewerbeinhaber oder Fortbetriebsberechtigte ausüben. Hinsichtlich 
der genannten Rechtsträger sind folgende Daten in das Gewerberegister einzutra-
gen: 
 1. ... 8. 
 9. bei Gewerbetreibenden, die die Gewerbe Gewerbliche    Vermögensbera-

tung (§ 94 Z 75), sofern die Tätigkeit der Versicherungsvermittlung nicht 
durch den Gewerbeumfang ausgeschlossen ist, oder Versicherungsver-
mittlung, sei es auch nur als Nebengewerbe (§ 94 Z 76), angemeldet ha-
ben, auch die Namen der vertretungsbefugten Mitglieder des Leitungsor-
gans (Hinweis auf das Firmenbuch) sowie jene anderen Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft, in denen der Versicherungsvermittler tätig ist ein-
schließlich die Adresse einer ausländischen Niederlassung, Familienname 
und Vorname des Repräsentanten dieser Niederlassung sowie die Be-
zeichnung, Rechtsform und Firmenbuchnummer die Haftung absichernder 
Unternehmen im Sinne des § 137c Abs. 1 oder 2 sowie einen Hinweis, ob 
die Absicherung nach § 137c Abs. 1 oder 2 erfolgt, 

 10. ... 
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r) Maßnahmen zur Verhinderung der Geldwäsche 
Allgemeines 

§ 365m. (1) Die folgenden Bestimmungen der §§ 365m bis 365t setzen die 
Richtlinie 91/308/EWG des Rates in der Fassung der Richtlinie 2001/97/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Dezember 2001 zur Verhinderung 
der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche für den Bereich des 
Gewerberechts um. Sie gelten für Gewerbetreibende, die mit hochwertigen Gütern 
wie Edelsteinen oder Edelmetallen oder mit Kunstwerken handeln, einschließlich 
Versteigerer, wenn eine Zahlung in bar erfolgt und sich der Betrag auf mindestens 
15 000 Euro beläuft, für gewerbliche Buchhalter und für Immobilienmakler. Die 
im Folgenden dargestellten Verpflichtungen gelten sowohl für natürliche als auch 
für juristische Personen. 

(2) Behörde im Sinne der Bestimmungen dieses Unterabschnittes ist der 
Bundesminister für Inneres. 

(3) Dem Bargeld gleichgestellt ist elektronisches Geld. Elektronisches 
Geld (E-Geld) ist ein gegen Eintausch eines Geldbetrages auf einem 

elektronischen Datenträger gespeicherter Geldwert, der von anderen 
Unternehmen als der ausgebenden Stelle als Zahlungsmittel akzeptiert 

wird. 

r) Maßnahmen zur Verhinderung der Geldwäsche und der Terroris-
musfinanzierung 

Allgemeines 
§ 365m. (1) Die §§ 365m bis 365z setzen die Richtlinie 2005/60/EG zur Ver-

hinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der 
Terrorismusfinanzierung sowie die Richtlinie 2006/70/EG mit Durchführungsbe-
stimmungen für die Richtlinie 2005/60/EG für den Bereich  dieses Bundesgesetzes 
um. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit ist ermächtigt, durch Ver-
ordnung diejenigen Regelungen zu erlassen, die notwendig sind, um allfällige 
weitere Durchführungsmaßnahmen der Europäischen Kommission insbesondere 
im Sinne von Art. 40 der Richtlinie 2005/60/EG umzusetzen. 

(3) Die Bestimmungen der §§ 365m bis 365z gelten für folgende Gewerbe-
treibende und zwar sowohl für natürliche als auch für juristische Personen und 
eingetragene Personengesellschaften: 
 1. Handelsgewerbetreibende einschließlich Versteigerer, soweit Zahlungen 

in bar von 15000 Euro oder mehr erfolgen, unabhängig davon, ob die 
Transaktion in einem einzigen Vorgang oder in mehreren Vorgängen, 
zwischen denen eine Verbindung besteht oder zu bestehen scheint, getä-
tigt wird, 

 2. Immobilienmakler, 
 3. Unternehmensberater einschließlich der Unternehmensorganisation bei 

der Erbringung folgender Dienstleistungen für Gesellschaften oder Treu-
handschaften: 

 a) Gründung von Gesellschaften oder anderen juristischen Personen, oder 
 b) Ausübung der Funktion eines Leiters oder eines Geschäftsführers einer 

Gesellschaft, eines Gesellschafters einer Personengesellschaft oder 
Wahrnehmung einer vergleichbaren Position gegenüber anderen juris-
tischen Personen oder Bewirken, dass eine andere Person die zuvor ge-
nannten Funktionen ausüben kann, oder 

 c) Bereitstellung eines Gesellschaftssitzes, einer Geschäfts-, Verwaltungs- 
oder Postadresse und anderer damit zusammenhängender Dienstleis-
tungen für eine Gesellschaft, eine Personengesellschaft oder eine ande-
re juristische Person oder rechtsgeschäftliche Vereinbarung, oder 
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 d) Ausübung der Funktion eines Treuhänders einer Treuhandschaft oder 

einer ähnlichen rechtsgeschäftlichen Vereinbarung oder Bewirken, dass 
eine andere Person die zuvor genannten Funktionen ausüben kann, o-
der 

 e) Ausübung der Funktion eines nominellen Anteilseigners für eine ande-
re Person, bei der es sich nicht um eine auf einem geregelten Markt no-
tierte Gesellschaft handelt, die dem Gemeinschaftsrecht entsprechen-
den Offenlegungsanforderungen bzw. gleichwertigen internationalen 
Standards unterliegt, oder Bewirken, dass eine andere Person die zuvor 
genannten Funktionen ausüben kann; 

 4. Versicherungsvermittler im Sinne von § 137a Abs. 1, wenn diese im Zu-
sammenhang mit Lebensversicherungen und anderen Dienstleistungen mit 
Anlagezweck tätig werden, außer wenn die Versicherungsvermittlung nur 
im Zusammenhang mit einer Haupttätigkeit angeboten wird und 

 a) im Rahmen des jeweiligen Geschäftsfalles der Umsatzerlös aus der 
Versicherungsvermittlung einen Anteil von 10vH des Umsatzerlöses 
aus dem damit verbundenen Hauptgeschäftsfall nicht überschreitet, 

 b) die Gesamtprämie des jeweiligen Geschäftsfalles oder mehrerer Ge-
schäftsfälle mit einem Kunden, die miteinander verknüpft zu sein 
scheinen, 1000 Euro nicht übersteigt, 

 c) der Umsatz aus der Versicherungsvermittlung 5vH des Gesamtumsat-
zes nicht übersteigt, 

 d) ein zwingender und wirtschaftlich sinnvoller enger Zweckzusammen-
hang zwischen den vermittelten Versicherungsverträgen und dem 
Haupttätigkeitsinhalt des Gewerbetreibenden und damit dem Hauptin-
halt des jeweiligen Geschäftsfalles besteht und 

 e) die Haupttätigkeit keine Tätigkeit nach Abs. 3 Z 2, 3 oder 4 ist. 
(4) Meldestelle zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzie-

rung ist der Bundesminister für Inneres. Die Meldestelle nimmt Verdachtsmeldun-
gen gemäß den §§ 365u bis 365y entgegen. Für alle anderen nicht direkt der Mel-
destelle zugewiesenen behördlichen Aufgaben, insbesondere die laufende Über-
wachung und Sicherstellung der Einhaltung der §§ 365m bis 365z durch die Ge-
werbetreibenden einschließlich der Sanktionierung von Verstößen gegen diese 
Bestimmungen, ist die Gewerbebehörde (§ 333) zuständig. Die Gewerbebehörde 
hat die Einhaltung der Bestimmungen auf risikoorientierter Grundlage wirksam zu 
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überwachen und die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um deren Einhaltung 
sicherzustellen. Dabei kommen ihr alle zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben ange-
messenen Befugnisse und Mittel zu, einschließlich der Möglichkeit, alle Auskünf-
te im Bezug auf die Überwachung der einschlägigen Vorschriften zu verlangen 
und Kontrollen und Prüfungen vor Ort durchzuführen (§ 338). 

(5) Dem Bargeld gleichgestellt ist elektronisches Geld (E-Geld). 
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Identitätsfeststellung 

§ 365n. (1) Immobilienmakler, die mit Kunden eine dauerhafte Geschäftsbe-
ziehung anknüpfen, die einen Auftrag zur Suche von Kauf- oder Mietgelegenhei-
ten beinhaltet, sowie gewerbliche Buchhalter haben die Identität des Kunden durch 
Vorlage eines amtlichen Lichtbildausweises festzustellen. 

(2) Gewerbetreibende, die mit hochwertigen Gütern wie Edelsteinen oder E-
delmetallen oder mit Kunstwerken handeln, einschließlich Versteigerer, wenn eine 
Zahlung in bar erfolgt und sich der Betrag auf mindestens 15 000 Euro beläuft, 
und Immobilienmakler, wenn auf Grund der Tätigkeit des Maklers eine Transakti-
on stattfindet, deren Betrag sich auf 15 000 Euro oder mehr beläuft, haben die 
Identität der Kunden festzustellen, unabhängig davon, ob die Transaktion in einem 
einzigen Vorgang oder in mehreren Vorgängen zwischen denen eine Verbindung 
zu bestehen scheint, getätigt wird. Bei auf Grund der Tätigkeit des Maklers statt-
findenden Immobilienmietgeschäften ist die Identität festzustellen, wenn die Höhe 
der Jahresmiete sich auf 15 000 Euro oder mehr beläuft. Ist der Betrag zu Beginn 
einer Transaktion nicht bekannt, so hat der Gewerbetreibende die Identität festzu-
stellen, sobald der Betrag bekannt ist und festgestellt wird, dass die Schwelle er-
reicht oder überschritten wird. 

(3) Falls die den vorstehenden Bestimmungen zur Verhinderung der Geldwä-
sche unterliegenden Gewerbetreibenden Zweifel hegen, ob die in den vorstehen-
den Bestimmungen genannten Kunden für eigene Rechnung handeln, oder falls sie 
Gewissheit haben, dass diese nicht für eigene Rechnung handeln, haben sie ange-
messene Maßnahmen zur Einholung von Informationen über die tatsächliche Iden-
tität der Personen zu setzen, für deren Rechnung diese Kunden handeln. Kommt 
der Kunde einem Auskunftsverlangen des Gewerbetreibenden im Rahmen seiner 
Identifizierungsverpflichtung nicht nach, ist die Behörde (§ 365m Abs. 2) zu ver-
ständigen. 

(4) Gewerbliche Buchhalter und Immobilienmakler haben bei begründetem 
Verdacht auf Geldwäscherei im Sinne des Strafgesetzbuches die Identität festzu-
stellen, selbst wenn der Betrag der Transaktion unter den genannten Grenzen liegt. 

(5) Wenn der Kunde ein der Richtlinie 91/308/EWG in der Fassung 
2001/97/EG unterliegendes Kredit- oder Finanzinstitut ist, besteht für die 

Gewerbetreibenden keine Verpflichtung zur Identitätsfeststellung nach den 
vorstehenden Bestimmungen. 

Definitionen 
§ 365n. Im Sinne der §§ 365m bis 365z bedeutet: 

 1. „Geldwäsche“ den Straftatbestand gemäß § 165 StGB, BGBl. Nr. 60/1974 
in der jeweils geltenden Fassung 

 2. „Terrorismusfinanzierung“ die Leistung eines finanziellen Beitrages zur 
Unterstützung einer terroristischen Vereinigung gemäß § 278b StGB zur 
Begehung einer terroristischen Straftat, gemäß § 278c StGB oder die Er-
füllung des Straftatbestandes gemäß § 278d StGB 

 3. „wirtschaftlicher Eigentümer“ die natürliche Person in deren Eigentum 
oder unter deren Kontrolle der Kunde steht, oder die natürliche Person, in 
deren Auftrag eine Transaktion oder Tätigkeit ausgeführt wird. Dies um-
fasst: 

 a) bei Gesellschaften: 
 aa) natürliche Personen, in deren Eigentum oder unter deren Kontrolle 

eine Rechtsperson über das direkte oder indirekte Halten oder 
Kontrollieren eines Anteils von mindestens 25vH plus einer Aktie 
an Aktien oder Stimmrechten einschließlich Beteiligungen in Form 
von Inhaberaktien steht, sofern es sich nicht um eine auf einem ge-
regelten Markt notierte Gesellschaft handelt, die dem Gemein-
schaftsrecht entsprechenden Offenlegungsanforderungen bzw. 
gleichwertigen internationalen Standards unterliegt, oder 

 ab) natürliche Personen, die auf andere Weise die Kontrolle über die 
Geschäftsleitung einer Rechtsperson ausüben, oder 

 b) bei Rechtspersonen, wie beispielsweise Stiftungen, und bei rechtsge-
schäftlichen Vereinbarungen, wie beispielsweise Treuhandschaften, die 
Gelder verwalten oder verteilen: 

 ba) natürliche Personen - sofern die künftigen Begünstigten bereits 
bestimmt wurden – die Begünstigte von 25vH oder mehr des Ver-
mögens einer Rechtsperson oder rechtsgeschäftlichen Vereinba-
rung sind, oder 

 bb) die Gruppe von Personen - sofern die Einzelpersonen, die Begüns-
tigte der Rechtsperson oder rechtsgeschäftlichen Vereinbarung 
sind, noch nicht bestimmt wurden - in deren Interesse hauptsäch-
lich die Rechtsperson oder rechtsgeschäftliche Vereinbarung wirk-
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sam ist oder errichtet wurde, oder 

 bc) natürliche Personen, die eine Kontrolle über 25vH oder mehr des 
Vermögens einer Rechtsperson oder rechtsgeschäftlichen Verein-
barung ausüben. 

 4. „politisch exponierte Personen“ 
 a) natürliche Personen, die – sofern nicht in nur mittlerer oder niedriger 

Funktion - eines oder mehrere der im Folgenden aufgezählten öffentli-
chen Ämter, im Hinblick auf lit. aa bis lit. ee, auch auf Gemeinschafts-
ebene oder internationaler Ebene ausüben oder - sofern nicht verstärkte 
Sorgfaltspflichten auf risikobezogener Grundlage bestehen - längstens 
bis vor einem Jahr ausgeübt haben: 

 aa) Staatschefs, Regierungschefs, Minister, stellvertretende Minister 
und Staatssekretäre, 

 bb) Parlamentsmitglieder, 
 cc) Mitglieder von obersten Gerichten, Verfassungsgerichten oder 

sonstigen hochrangigen Institutionen der Justiz, gegen deren Ent-
scheidungen, von außergewöhnlichen Umständen abgesehen, kein 
Rechtsmittel eingelegt werden kann, 

 dd) Mitglieder der Rechnungshöfe oder der Vorstände von Zentralban-
ken, 

 ee) Botschafter, Geschäftsträger und hochrangige Offiziere der Streit-
kräfte, 

 ff) Mitglieder der Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgane 
staatlicher Unternehmen, 

 b) Familienmitglieder der unter a) genannten Personen: 
 aa) der Ehepartner, 
 bb) der Partner, der nach einzelstaatlichem Recht dem Ehepartner 

gleichgestellt ist, 
 cc) die Kinder und deren Ehepartner oder Partner, 
 dd) die Eltern, 
 c) eine den unter a) genannten Personen bekanntermaßen nahe stehende 

Person, die 
 aa) gemeinsamer wirtschaftlicher Eigentümer von Rechtspersonen und 

rechtsgeschäftlichen Vereinbarungen ist, 
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 bb) enge Geschäftsbeziehungen zu dieser Person unterhält, 
 cc) alleiniger wirtschaftlicher Eigentümer einer Rechtsperson oder 

rechtsgeschäftlichen Vereinbarung ist, die bekanntermaßen tat-
sächlich zum Nutzen der unter lit. a) genannten Person errichtet 
wurde; 

 5. „Geschäftsbeziehung“ jede geschäftliche, berufliche oder kommerzielle 
Beziehung, die in Verbindung mit den gewerblichen Tätigkeiten der den 
Bestimmungen der §§ 365m bis 365t unterliegenden Gewerbetreibenden 
unterhalten wird und bei der bei Zustandekommen des Kontakts davon 
ausgegangen wird, dass sie von einer gewissen Dauer sein wird. 

 6. „Elektronisches Geld“ Geld im Sinne von Art. 1 Abs. 3 lit. b 
der Richtlinie 2000/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
18. September 2000 über die Aufnahme, Ausübung und Beaufsichtigung der 
Tätigkeit von E-Geld-Instituten, sohin einen monetären Wert in Form einer 
Forderung gegen die ausgebende Stelle, der auf einem Datenträger gespei-

chert ist, gegen Entgegennahme eines Geldbetrages ausgegeben wird, dessen 
Wert nicht geringer als der ausgegebene monetäre Wert ist und von anderen 
Unternehmen als der ausgebenden Stelle als Zahlungsmittel akzeptiert wird. 
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Identitätsfeststellung bei Ferngeschäften 

§ 365o. (1) Gewerbetreibende, die mit hochwertigen Gütern wie Edelsteinen 
oder Edelmetallen oder mit Kunstwerken handeln, wenn eine Zahlung in bar er-
folgen soll und sich der Betrag auf mindestens 15 000 Euro beläuft, gewerbliche 
Buchhalter und Immobilienmakler haben bei der Aufnahme von Geschäftsbezie-
hungen oder beim Einleiten einer Transaktion mit einem Kunden, der zur Feststel-
lung der Identität nicht physisch anwesend war (Ferngeschäfte), dem Kunden 
Bestell- und Auftragsformulare an die angegebene Adresse mit eingeschriebener 
Briefsendung zuzustellen. Der Kunde ist aufzufordern, dem rückzuübermittelnden 
Bestell- oder Auftragsformular eine leserliche Kopie eines amtlichen Lichtbild-
ausweises beizulegen, anhand derer die Gewerbetreibenden die Daten der Bestel-
lung oder des Auftrages zu überprüfen haben. 

(2) Versteigerer haben, wenn der untere Schätzwert oder der Ausrufpreis, 
falls kein Schätzpreis angegeben ist, und das Gebot des Kunden mindestens 
15 000 Euro betragen, die Zahlung in bar erfolgen soll und der Kunde zu keinem 
Zeitpunkt zur Feststellung der Identität physisch anwesend war (Ferngeschäfte), 
die Übermittlung einer leserlichen Kopie eines amtlichen Lichtbildausweises zu 
verlangen, anhand derselben die Identifizierung vorzunehmen sowie besondere 
Aufmerksamkeit darauf zu richten, das erhöhte Geldwäscherisiko auszugleichen, 
das durch die physische Abwesenheit des Kunden entsteht, etwa indem zusätzliche 
Maßnahmen gesetzt werden, die Angaben zu überprüfen. 
(3) Die Identifizierung im Sinne der beiden vorigen Absätze entfällt, wenn die 

erste Zahlung über ein Konto erfolgt, das im Namen des Kunden bei einem 
der Richtlinie 91/308/EWG in der Fassung der Richtlinie 2001/97/EG unter-
liegenden Institut errichtet wurde oder die Identität des Kunden durch eine 

sichere elektronische Signatur im Sinne des Signaturgesetzes, BGBl. I 
Nr. 190/1999, nachgewiesen wird. 

Sorgfaltspflichten 
Allgemeine 

§ 365o. Die in diesem Abschnitt vorgeschriebenen Pflichten bestehen in den 
folgenden Fällen: 
 1. Begründung einer Geschäftsbeziehung, 
 2. Abwicklung gelegentlicher Transaktionen in Höhe von 15000 Euro oder 

mehr, und zwar unabhängig davon, ob die Transaktion in einem einzigen 
Vorgang oder in mehreren Vorgängen, zwischen denen eine Verbindung 
zu bestehen scheint, getätigt wird, 

 3. Verdacht auf Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung, ungeachtet et-
waiger Ausnahmeregelungen, Befreiungen oder Schwellenwerte, 

 4. Zweifel an der Echtheit oder der Angemessenheit von Kun-
denidentifikationsdaten. 

Aufbewahrungspflichten 
§ 365p. Gewerbetreibende, die mit hochwertigen Gütern wie Edelsteinen o-

der Edelmetallen oder mit Kunstwerken handeln, einschließlich Versteigerer, 
wenn eine Zahlung in bar erfolgt und sich der Betrag auf mindestens 15 000 Euro 
beläuft, gewerbliche Buchhalter und Immobilienmakler haben aufzubewahren: 
 1. Unterlagen, die einer Identifizierung nach den vorstehenden Paragrafen 

dienen, bis mindestens fünf Jahre nach dem letzten Geschäftsfall mit die-

§ 365p. (1) Die Pflichten gegenüber Kunden umfassen: 
 1. Feststellung und Überprüfung der Kundenidentität auf der Grundlage 

eines amtlichen Lichtbildausweises, 
 2. gegebenenfalls Feststellung der Identität des wirtschaftlichen Eigentümers 

unter Ergreifung risikobasierter und angemessener Maßnahmen, um sich 
von dessen Identität auch tatsächlich zu überzeugen. Im Falle von juristi-
schen Personen, Treuhandschaften und ähnlichen rechtsgeschäftlichen 
Vereinbarungen schließt dies risikobasierte und angemessene Maßnahmen 
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sem Kunden; 

 2. Von sämtlichen Transaktionen Belege und Aufzeichnungen 
soweit sie darüber verfügen, bis mindestens fünf Jahre nach deren Durchfüh-

rung. 

zur Feststellung der Eigentums- und Kontrollstruktur des Kunden ein, 
 3. Einholung von Informationen über Zweck und angestrebte Art der Ge-

schäftsbeziehung und 
 4. kontinuierliche Überwachung der Geschäftsbeziehung, einschließlich 

einer Überprüfung der im Verlauf der Geschäftsbeziehung abgewickelten 
Transaktionen, um sicherzustellen, dass diese mit den Kenntnissen über 
den Kunden, seine Geschäftstätigkeit und sein Risikoprofil, einschließlich 
erforderlichenfalls der Quelle der Mittel, übereinstimmen, und Gewähr-
leistung, dass die jeweiligen Dokumente, Daten oder Informationen stets 
aktualisiert werden. 

(2) Der Umfang der in Abs. 1 genannten Sorgfaltspflichten bestimmt sich 
nach dem konkreten Risiko je nach Art des Kunden, der Geschäftsbeziehung, des 
Produkts oder der Transaktion. Die Angemessenheit der gesetzten Maßnahmen 
muss gegenüber der Gewerbebehörde nachgewiesen werden können. Kundendaten 
sind mit der gebührenden Sorgfalt zu erheben. 

(3) Die in Abs. 1 genannten Pflichten sind auch gegenüber den im Zeitpunkt 
des In Kraft Tretens dieser Bestimmungen bereits bestehenden Kunden zu beach-
ten. 

(4) Sofern die Gewerbetreibenden nicht in der Lage sind, Abs. 1 Z 1 bis 3 
nachzukommen, sind sie verpflichtet, keine Transaktion über ein Bankkonto ab-
zuwickeln, keine Geschäftsbeziehung zu begründen, die Transaktion nicht abzu-
wickeln oder die Geschäftsbeziehung zu beenden. Weiters haben sie die Notwen-
digkeit einer Meldung an die Meldestelle gemäß § 365u Abs. 1 Z 1 zu prüfen. 
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Sorgfaltspflichten 

§ 365q. Gewerbetreibende, die mit hochwertigen Gütern wie Edelsteinen o-
der Edelmetallen oder mit Kunstwerken handeln, einschließlich Versteigerer, 
wenn eine Zahlung in bar erfolgt und sich der Betrag auf mindestens 15 000 Euro 
beläuft, gewerbliche Buchhalter und Immobilienmakler sind verpflichtet, Transak-
tionen besonders sorgfältig zu prüfen, deren Art besonders nahe legt, dass sie mit 
einer Geldwäsche zusammenhängen. 

Identitätsfeststellung 
§ 365q. (1) Die Identitätsfeststellung betreffend den Kunden und den wirt-

schaftlichen Eigentümer hat vor der Begründung einer Geschäftsbeziehung oder 
der Abwicklung einer Transaktion zu erfolgen. Bei auf Grund der Tätigkeit eines 
Immobilienmaklers stattfindenden Immobilienmietgeschäften ist die Identität 
festzustellen, wenn die Höhe der Jahresmiete sich auf 15000 Euro oder mehr be-
läuft. Ist der Betrag zu Beginn einer Transaktion nicht bekannt, so hat der Gewer-
betreibende die Identität festzustellen, sobald der Betrag bekannt ist oder festge-
stellt werden kann und sich zeigt, dass die Schwelle erreicht oder überschritten 
wird. 

(2) Die Überprüfung der Identität des Kunden und des wirtschaftlichen Ei-
gentümers darf entgegen Abs. 1 auch erst während der Begründung einer Ge-
schäftsbeziehung abgeschlossen werden, wenn sich dies als erforderlich erweist, 
um den normalen Geschäftsablauf nicht zu unterbrechen und nur ein geringes 
Risiko der Geldwäsche oder der Terrorismusfinanzierung besteht. In diesem Fall 
haben die betreffenden Identifikationsverfahren möglichst bald nach dem ersten 
Kontakt abgeschlossen zu werden. 

(3) Beim Lebensversicherungsgeschäft muss die Überprüfung der Identität 
des Begünstigten aus der Polizze entgegen Abs. 1 erst dann erfolgen, wenn die 

Auszahlung vorgenommen wird bzw. der Begünstige seine Rechte aus der 
Polizze in Anspruch nehmen will. 

Meldepflicht 
§ 365r. (1) Gewerbetreibende, die mit hochwertigen Gütern wie Edelsteinen 

oder Edelmetallen oder mit Kunstwerken handeln, einschließlich Versteigerer, 
wenn eine Zahlung in bar erfolgt und sich der Betrag auf mindestens 15 000 Euro 
beläuft, gewerbliche Buchhalter und Immobilienmakler sind verpflichtet, die Be-
hörde (§ 365m Abs. 2) bei begründetem Verdacht auf Geldwäscherei im Sinne des 
Strafgesetzbuches von sich aus zu unterrichten. Insbesondere haben sie die Behör-
de zu benachrichtigen, wenn ein Kunde einem Verlangen im Zusammenhang mit 
der Identifizierung des wirtschaftlich Berechtigten im Sinne von § 365n Abs. 3 
nicht entspricht. Sie dürfen Transaktionen, von denen sie wissen oder vermuten, 
dass sie mit einer Geldwäscherei zusammenhängen, nicht vornehmen, bevor sie 
die Behörde benachrichtigt haben. Die Gewerbetreibenden sind berechtigt, von der 
Behörde zu verlangen, dass diese entscheidet, ob gegen die unverzügliche Ab-
wicklung einer Transaktion Bedenken bestehen; äußert sich die Behörde bis zum 

Vereinfachte Pflichten 
§ 365r. (1) Die Anforderungen der §§ 365o Abs. 1 Z 1, 2 und 4, § 365p 

Abs. 1 und Abs. 2 und § 365q Abs. 1 gelten nicht, wenn es sich beim Kunden um 
 1. ein unter die Richtlinie 2005/60/EG fallendes Kredit- oder Finanzinstitut 

oder ein in einem Drittland ansässiges Kredit- oder Finanzinstitut, das 
dort gleichwertigen Anforderungen wie den in dieser Richtlinie vorgese-
henen Anforderungen unterworfen ist und einer Aufsicht in Bezug auf de-
ren Einhaltung unterliegt, oder 

 2. eine börsennotierte Gesellschaft, deren Wertpapiere zum Handel auf ei-
nem geregelten Markt im Sinne der Richtlinie 2004/39/EG in einem oder 
mehreren Mitgliedstaaten zugelassen sind, oder eine börsennotierte Ge-
sellschaft aus Drittländern, die Offenlegungsanforderungen unterliegt, die 
mit dem Gemeinschaftsrecht kohärent sind, oder 
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Ende des folgenden Werktages nicht, so darf die Transaktion unverzüglich abge-
wickelt werden. Falls von der Transaktion vermutet wird, dass sie eine Geldwä-
scherei zum Gegenstand hat, und falls der Verzicht auf eine Transaktion nicht 
möglich ist oder falls dadurch die Verfolgung der Nutznießer einer mutmaßlichen 
Geldwäscherei behindert werden könnte, erteilen die betreffenden Gewerbetrei-
benden unmittelbar danach die nötige Information. 

(2) Die Gewerbetreibenden sowie deren leitendes Personal und deren Ange-
stellten haben der Behörde (§ 365m Abs. 2) in allen Fällen auf Verlangen alle 
Auskünfte zu erteilen, die dieser zur Verhinderung oder zur Verfolgung von 
Geldwäsche erforderlich scheinen. Die Übermittlung kann durch speziell dazu 
vom Gewerbetreibenden beauftragte Personen erfolgen. 

(3) Die Behörde (§ 365m Abs. 2) ist ermächtigt, anzuordnen, dass eine lau-
fende oder bevorstehende Transaktion, bei der der begründete Verdacht besteht, 
dass sie der Geldwäsche dient, unterbleibt oder vorläufig aufgeschoben wird. Die 
Behörde hat den Kunden und die Staatsanwaltschaft ohne unnötigen Aufschub von 
der Anordnung zu verständigen. Die Verständigung des Kunden hat den Hinweis 
zu enthalten, dass er oder ein sonst Betroffener berechtigt ist, Beschwerde wegen 
Verletzung ihrer Rechte an den unabhängigen Verwaltungssenat zu erheben; hier-
bei ist auch auf die in § 67c AVG enthaltenen Bestimmungen für solche Be-
schwerden hinzuweisen. 

(4) Die Behörde (§ 365m Abs. 2) hat die Anordnung nach Abs. 3 aufzuheben, 
sobald die Voraussetzungen für die Erlassung weggefallen sind oder die Staatsan-
waltschaft erklärt, dass die Voraussetzungen für die Erlassung einer einstweiligen 
Verfügung nach § 144a StPO nicht bestehen. Die Anordnung tritt im übrigen au-
ßer Kraft, 
 1. wenn seit ihrer Erlassung sechs Monate vergangen sind; 
 2. sobald das Gericht über einen Antrag auf Erlassung einer einstweiligen 

Verfügung nach § 144a StPO rechtskräftig entschieden hat. 
(5) Die Gewerbetreibenden sowie deren leitendes Personal und deren Ange-
stellten haben alle Vorgänge, die der Wahrnehmung der Abs. 1 bis 3 dienen, 
gegenüber Kunden und Dritten geheim zu halten. Sobald eine Anordnung 

nach Abs. 3 ergangen ist, sind sie jedoch ermächtigt, den Kunden zur Behör-
de (§ 365m Abs. 2) zu verweisen; mit Zustimmung der Behörde sind sie au-
ßerdem ermächtigt, den Kunden selbst von der Anordnung zu informieren. 

 3. inländische Behörden oder 
 4. Behörden oder öffentliche Einrichtungen, die auf Grundlage des Vertra-

ges über die europäische Union, der Verträge zur Gründung der europäi-
schen Gemeinschaften oder des Sekundärrechts der Gemeinschaft mit öf-
fentlichen Aufgaben betraut wurden, deren Identität öffentlich nachprüf-
bar und transparent ist und zweifelsfrei feststeht, deren Tätigkeit ein-
schließlich der Rechnungslegungspraktiken transparent ist und entweder 
der Prüfung eines Organes der Gemeinschaft oder der staatlichen Behör-
den oder einem sonstigen Kontrollmechanismus unterliegt, 

handelt. In diesen Fällen haben die Gewerbetreibenden ausreichende Informatio-
nen zu sammeln, um feststellen zu können, ob der Kunde für eine Ausnahme im 
Sinne dieses Absatzes in Frage kommt. 

(2) Die Anforderungen der §§ 365o Abs. 1 Z 1, 2 und 4, § 365p Abs. 1 und 
Abs. 2 und § 365q Abs. 1 gelten außerdem nicht bei 
 1. Lebensversicherungspolizzen, bei denen die Höhe der Jahresprämien 

1000 Euro nicht übersteigt, oder bei Zahlung einer einmaligen Prämie 
diese nicht mehr als 2500 Euro beträgt, oder 

 2. Versicherungspolizzen für Rentenversicherungsverträge, sofern die Ver-
träge weder eine Rückkaufsklausel enthalten noch als Sicherheit für ein 
Darlehen dienen können, oder 

 3. Rentensysteme und Pensionspläne bzw. vergleichbare Systeme, die die 
Altersversorgungsleistungen den Arbeitnehmern zur Verfügung stellen, 
wobei die Beiträge vom Gehalt abgezogen werden und die Regeln des 
Systems den Begünstigten nicht gestatten, ihre Rechte zu übertragen, oder 

 4. elektronisches Geld, sofern der auf dem Datenträger gespeicherte Betrag – 
falls der Datenträger nicht wieder aufgeladen werden kann – nicht mehr 
als 150 Euro beträgt oder sofern – falls der Datenträger wieder aufgeladen 
werden kann – sich der in einem Kalenderjahr insgesamt abgewickelte 
Betrag auf nicht mehr als 2500 Euro belaufen darf. Dies gilt nicht, wenn 
ein Betrag von 1000 Euro oder mehr in demselben Kalenderjahr vom In-
haber nach Art. 3 der Richtlinie 2000/46/EG rückgetauscht wird, oder 

 5. andere Spar-, Versicherungs- und Anlageprodukte unter folgenden Vor-
aussetzungen: 

 a) Für das Produkt besteht ein schriftlicher Vertrag, 
 b) die betreffenden Transaktionen werden über ein Konto des Kunden bei 
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einem unter die Richtlinie 2005/60/EG fallenden Kreditinstitut oder 
über ein in einem Drittland ansässiges Kreditinstitut abgewickelt, für 
das Anforderungen gelten, die denen der genannten Richtlinie gleich-
wertig sind, 

 c) das Produkt oder die damit zusammenhängende Transaktion ist nicht 
anonym und ermöglicht die rechtzeitige Anwendung von § 365o Z 3, 

 d) die Höhe der im Laufe des Jahres zu zahlenden Prämien übersteigt 
nicht 1000 Euro oder bei Zahlung einer einmaligen Prämie diese nicht 
mehr als 2500 Euro, 

 e) die Leistungen aus dem Produkt oder der damit zusammenhängenden 
Transaktion können nicht zugunsten Dritter ausgezahlt werden, außer 
bei Tod, Behinderung, Überschreiten einer bestimmten Altersgrenze 
oder Ähnlichem und 

 f) es sich um Produkte oder damit zusammenhängende Transaktionen 
handelt, bei denen in Finanzanlagen oder Ansprüche, wie Versicherun-
gen oder sonstige bedingte Forderungen, investiert werden kann, die 
Leistungen aus dem Produkt oder der Transaktion nur langfristig aus-
zahlbar sind, das Produkt oder die Transaktion nicht als Sicherheit hin-
terlegt werden kann und während der Laufzeit keine vorzeitigen Zah-
lungen geleistet, keine Rückkaufsklauseln in Anspruch genommen und 
der Vertrag nicht vorzeitig gekündigt werden kann. 

§ 365s. Die gutgläubige Mitteilung an die Behörde gilt nicht als Verletzung 
vertraglicher oder durch Rechts- und Verwaltungsbestimmungen geregelter Be-
kanntmachungsbeschränkungen und zieht für den Gewerbetreibenden keinerlei 
nachteilige Rechtsfolgen nach sich. 

Erhöhte Pflichten 
§ 365s. (1) Gewerbetreibende haben in den Fällen, in denen der Kunde zur 

Feststellung der Identität nicht physisch anwesend war (Ferngeschäfte), dem Kun-
den Bestell- und Auftragsformulare an den Wohnsitz bzw. den Sitz mit einge-
schriebener Briefsendung zuzustellen. Der Kunde ist aufzufordern, dem rückzuüb-
ermittelnden Bestell- oder Auftragsformular eine leserliche Kopie eines amtlichen 
Lichtbildausweises beizulegen, anhand derer die Gewerbetreibenden die Kunden-
angaben zur Identität in der Bestellung oder im Auftrag zu überprüfen haben. 

(2) Versteigerer haben, wenn der untere Schätzwert oder der Ausrufpreis - 
falls kein Schätzpreis angegeben ist - und das Gebot des Kunden mindestens 
15000 Euro betragen, die Zahlung in bar erfolgen soll und der Kunde zu keinem 
Zeitpunkt zur Feststellung der Identität physisch anwesend war (Ferngeschäfte), 
die Übermittlung einer leserlichen Kopie eines amtlichen Lichtbildausweise zu 
verlangen und anhand dieser die Identifizierung vorzunehmen. Dabei ist besondere 
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Aufmerksamkeit darauf zu richten, das erhöhte Geldwäscherisiko infolge der phy-
sischen Abwesenheit des Kunden auszugleichen, indem zusätzliche Maßnahmen 
gesetzt werden, die Angaben zu überprüfen, etwa durch Abwicklung der ersten 
Zahlung über ein Konto, das im Namen des Kunden bei einem Kreditinstitut er-
richtet wurde. 

(3) Hinsichtlich Transaktionen oder Geschäftsbeziehungen zu politisch expo-
nierten Personen, die in einem anderen Mitgliedstaat oder in einem Drittland an-
sässig sind, haben die Gewerbetreibenden sowie gegebenenfalls deren leitendes 
Personal und deren Angestellte 
 1. angemessene, risikobasierte Verfahren einzusetzen, mit denen bestimmt 

werden kann, ob es sich bei dem Kunden um eine politisch exponierte 
Person handelt oder nicht, 

 2. die Zustimmung der Führungsebene einzuholen, bevor sie Geschäftsbe-
ziehungen mit diesen Kunden aufnehmen, 

 3. angemessene Maßnahmen zu ergreifen, mit denen die Herkunft des Ver-
mögens und die Herkunft der Gelder bestimmt werden kann, die im Rah-
men der Geschäftsbeziehung oder der Transaktion eingesetzt werden und 

 4. die Geschäftsbeziehung einer verstärkten fortlaufenden Überwachung zu 
unterziehen. 

(4) Die Gewerbetreibenden haben der Gefahr der Geldwäsche oder Terro-
rismusfinanzierung aus Produkten oder Transaktionen, die die Anonymität 
begünstigen können, besondere Aufmerksamkeit zu widmen und allenfalls 
Maßnahmen zu ergreifen, um einem Missbrauch in dieser Hinsicht vorzu-

beugen. 
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Innerorganisatorische Maßnahmen 

§ 365t. Gewerbetreibende, die mit hochwertigen Gütern wie Edelsteinen oder 
Edelmetallen oder mit Kunstwerken handeln, einschließlich Versteigerer, die im 
Rahmen ihres Gewerbes Barverkäufe einschließlich Versteigerungen von mindes-
tens 15 000 Euro tätigen, gewerbliche Buchhalter und Immobilienmakler haben 
 1. geeignete Kontroll- und Mitteilungsverfahren einzuführen, um Transakti-

onen vorzubeugen, die der Geldwäsche dienen und 
 2. durch geeignete Maßnahmen das mit der Abwicklung von Transaktionen 

befasste Personal mit den Bestimmungen, die der Verhinderung oder der 
Bekämpfung der Geldwäsche dienen, vertraut zu machen. Diese Maß-
nahmen haben unter anderem die Teilnahme der zuständigen Angestellten 
an Fortbildungsprogrammen zur Erkennung mit Geldwäsche zusammen-
hängender Transaktionen und richtigem Verhalten in solchen Fällen zu 
umfassen. 

Meldepflichten 
Allgemeines 

§ 365t. Die Gewerbetreibenden haben Transaktionen, die einen Zusammen-
hang mit Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung besonders nahe legen, beson-
dere Aufmerksamkeit zu widmen. Dies gilt insbesondere für komplexe oder unüb-
lich große Transaktionen oder Transaktionen von unüblichem Muster ohne offen-
sichtlichen wirtschaftlichen oder erkennbaren rechtmäßigen Zweck. 

 § 365u. (1) Die Gewerbetreibenden sowie gegebenenfalls deren leitendes 
Personal und deren Angestellte haben 
 1. die Meldestelle von sich aus umgehend zu informieren, wenn sie wissen, 

einen Verdacht oder einen berechtigten Grund zur Annahme haben, dass 
eine Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung begangen oder zu bege-
hen versucht wurde oder wird und 

 2. der Meldestelle auf Verlangen umgehend alle erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen und die erforderlichen Unterlagen zu übermitteln. 

(2) Informationen im Sinne von Abs. 1 gelten nicht als Verletzung einer ver-
traglich oder durch Rechts- oder Verwaltungsvorschriften geregelten Beschrän-
kung der Informationsweitergabe und ziehen keinerlei Haftung nach sich. 

§ 365v. (1) Die Gewerbetreibenden dürfen Transaktionen, von denen sie wis-
sen oder vermuten, dass sie mit Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung zu-
sammenhängen, nicht durchführen, bevor sie die im § 365u Abs. 1 vorgesehene 
Meldung abgeschlossen haben. Die Gewerbetreibenden sind berechtigt, von der 
Meldestelle zu verlangen, dass diese entscheidet, ob gegen die unverzügliche Ab-
wicklung einer Transaktion Bedenken bestehen. Äußert sich die Behörde bis zum 
Ende des folgenden Werktages nicht, so darf die Transaktion unverzüglich abge-
wickelt werden. 

(2) Falls von der Transaktion vermutet wird, dass sie Geldwäsche oder Terro-
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rismusfinanzierung zum Gegenstand hat, und falls der Verzicht auf eine Transak-
tion nicht möglich ist oder falls dadurch die Verfolgung der Nutznießer einer 
mutmaßlichen Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung behindert werden könn-
te, haben die Gewerbetreibenden die Meldestelle unmittelbar danach zu benach-
richtigen. 

(3) Die Meldestelle ist ermächtigt, anzuordnen, dass eine Transaktion unter-
bleibt oder vorläufig aufgeschoben wird, wenn der Verdacht besteht, dass sie der 
Geldwäsche oder der Terrorismusfinanzierung dient. Die Meldestelle hat den 
Kunden und die Staatsanwaltschaft ohne unnötigen Aufschub von der Anordnung 
zu verständigen. Die Verständigung des Kunden hat den Hinweis zu enthalten, 
dass er oder ein sonst Betroffener berechtigt ist, Beschwerde wegen Verletzung 
ihrer Rechte an den unabhängigen Verwaltungssenat zu erheben; hierbei ist auch 
auf die in § 67c AVG enthaltenen Bestimmungen für solche Beschwerden hinzu-
weisen. 

(4) Die Meldestelle hat die Anordnung nach Abs. 3 aufzuheben, sobald die 
Voraussetzungen für die Erlassung weggefallen sind oder die Staatsanwaltschaft 
erklärt, dass die Voraussetzungen für eine Beschlagnahme nicht bestehen. Die 
Anordnung tritt im Übrigen außer Kraft, wenn 
 1. seit ihrer Erlassung sechs Monate vergangen sind oder 
 2. das Gericht über einen Antrag auf Beschlagnahme gemäß §§ 109 Z 2, 115 

StPO rechtskräftig entschieden hat. 
§ 365w. Die Gewerbebehörden haben umgehend die Meldestelle zu unter-

richten, wenn sie im Rahmen von Prüfungen, die sie bei den Gewerbetreibenden 
durchführen, oder bei anderen Gelegenheiten auf Tatsachen stoßen, die mit Geld-
wäsche oder Terrorismusfinanzierung zusammenhängen könnten. 

Verbot der Informationsweitergabe 
§ 365x. (1) Die Gewerbetreibenden sowie gegebenenfalls deren leitendes 

Personal und deren Angestellte dürfen weder den betroffenen Kunden noch Dritte 
davon in Kenntnis setzen, dass gemäß § 365u Informationen übermittelt wurden 
oder Ermittlungsverfahren wegen Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung 
durchgeführt werden oder werden könnten. 

(2) Das Verbot nach Abs. 1 gilt nicht für die Weitergabe von Informationen 
an die zuständigen Behörden oder die Weitergabe von Informationen zu Zwecken 
der Strafverfolgung. 
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Aufbewahrung von Aufzeichnungen und statistischen Daten 

§ 365y. (1) Die Gewerbetreibenden haben die nachstehenden Dokumente und 
Informationen im Hinblick auf die Verwendung in Ermittlungsverfahren wegen 
möglicher Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung oder im Hinblick auf die 
Durchführung entsprechender Analysen durch die Meldestelle oder andere zustän-
dige Behörden für die Dauer von mindestens fünf Jahren nach Durchführung der 
Transaktion oder nach Beendigung der Geschäftsbeziehung aufzubewahren: 
 1. betreffend Kundendaten eine Kopie oder Referenzangaben der verlangten 

Dokumente umfassend die Art des Dokumentes, die Dokumentennum-
mer, das Ausstellungsdatum, die ausstellende Behörde und das Austel-
lungsland und 

 2. alle Belege und Aufzeichnungen betreffend Geschäftsbeziehungen und 
Transaktionen. 

(2) Versicherungsvermittler, die mit Lebensversicherungen und anderen 
Dienstleistungen mit Anlagezweck tätig werden, haben die Maßnahmen im Hin-
blick auf Sorgfaltspflichten und die Aufbewahrung von Aufzeichnungen im Sinne 
des ersten Absatzes auch in ihren – sofern vorhanden – Zweigstellen und mehr-
heitlich in ihrem Besitz befindlichen Tochterunternehmen in Drittländern anzu-
wenden. Ist die Anwendung dieser Maßnahmen in einem Drittland nicht zulässig, 
so haben sie die Meldestelle hievon schriftlich zu informieren. Die Meldestelle hat 
die Europäische Kommission zu informieren, wenn sie zur Auffassung kommt, 
dass in einem solchen Fall eine Lösung im Rahmen eines abgestimmten Vorge-
hens angestrebt werden könnte. Weiters haben Versicherungsvermittler, wenn 
Maßnahmen nach dem ersten Satz in einem Drittland nicht zulässig sind, zusätzli-
che Maßnahmen zu ergreifen, um dem Risiko der Geldwäsche oder der Terroris-
musfinanzierung wirkungsvoll zu begegnen. 

(3) Versicherungsvermittler, die im Zusammenhang mit Lebensversicherun-
gen und anderen Dienstleistungen mit Anlagezweck tätig werden, haben Vorsorge 
zu treffen, dass sie auf Anfrage der Meldestelle oder anderer zuständiger Behörden 
vollständig und rasch Auskunft geben können, ob sie mit bestimmten natürlichen 
oder juristischen Personen eine Geschäftsbeziehung unterhalten oder während der 
letzten fünf Jahre unterhalten haben sowie über die Art dieser Geschäftsbeziehung. 

Interne Verfahren, Schulungen und Rückmeldung 
§ 365z. (1) Die Gewerbetreibenden haben angemessene und geeignete interne 
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Verfahren für die Erfüllung der Sorgfaltspflichten gegenüber Kunden, Verdachts-
meldungen, die Aufbewahrung von Aufzeichnungen, die interne Kontrolle, die 
Risikobewertung, das Risikomanagement, die Gewährleistung der Einhaltung der 
einschlägigen Vorschriften und die Kommunikation einzuführen, um Transaktio-
nen, die mit Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung zusammenhängen, vorzu-
beugen und zu verhindern. 

(2) Versicherungsvermittler, die mit Lebensversicherungen und sonstigen 
Dienstleistungen mit Anlagezweck tätig werden, haben die Maßnahmen im Sinne 
des ersten Absatzes auch ihren – sofern vorhanden – Zweigstellen und mehrheit-
lich in ihrem Besitz befindlichen Tochterunternehmen in Drittländern mitzuteilen. 

(3) Die Gewerbetreibenden haben ihre betroffenen Mitarbeiter mit den Be-
stimmungen zur Verhinderung der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung 
vertraut zu machen. Dies umfasst auch die Teilnahme der Mitarbeiter an Fortbil-
dungsprogrammen zum Erkennen von und richtigem Verhalten bei mit Geldwä-
sche oder Terrorismusfinanzierung zusammenhängenden Transaktionen. 

(4) Der Bundesminister für Inneres hat die Wirtschaftskammer Österreich 
zum Zwecke der Information der Gewerbetreibenden über Methoden der Geldwä-
sche und der Terrorismusfinanzierung und über Anhaltspunkte, an denen sich 
verdächtige Transaktionen erkennen lassen, geeignet zu informieren. 
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s) Beschwerden in Versicherungsvermittlungsangelegenheiten 
§ 365u. (1) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit hat ... 

s) Beschwerden in Versicherungsvermittlungsangelegenheiten 
§ 365z1. (1) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit hat ... 

V. Hauptstück 

Strafbestimmungen 
§ 366. (1) Eine Verwaltungsübertretung, die mit Geldstrafe bis zu 3 600 € zu 

bestrafen ist, begeht, wer 
 1. ... 
 4. entgegen § 71 Abs.1 Maschinen, Geräte, Ausrüstungen oder deren Teile 

oder Zubehör in den inländischen Verkehr bringt oder im Inland ausstellt; 
 8. die Tätigkeit der Versicherungsvermittlung (§ 137 Abs. 1) ausübt, ohne in 

einem Mitgliedstaat im Sinne der Richtlinie 2002/92/EG eingetragen zu 
sein, soweit nicht Z 1 zutrifft. 

V. Hauptstück 

Strafbestimmungen 
§ 366. (1) Eine Verwaltungsübertretung, die mit Geldstrafe bis zu 3 600 € zu 

bestrafen ist, begeht, wer 
 1. ... 
 4. entgegen § 69 Abs.1 oder § 71 Maschinen, Geräte, Ausrüstungen oder 

deren Teile oder Zubehör in den inländischen Verkehr bringt oder im In-
land ausstellt; 

 8. die Tätigkeit der Versicherungsvermittlung (§ 137 Abs. 1) ausübt, ohne in 
einem Mitgliedstaat im Sinne der Richtlinie 2002/92/EG eingetragen zu 
sein, soweit nicht Z 1 zutrifft; dem ist gleich zu halten, wenn eine Tätig-
keit der Versicherungsvermittlung ausgeübt wird, obwohl eine Ruhend-
meldung im Versicherungsvermittlerregister vermerkt worden ist. 

 9. wer es entgegen den Bestimmungen des § 365u unterlässt, die Geldwä-
schemeldestelle umgehend zu informieren, oder die erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen oder Unterlagen herauszugeben; 

§ 367. Eine Verwaltungsübertretung, die mit Geldstrafe bis zu 2 180 € zu be-
strafen ist, begeht, wer 
 1. ... 

§ 367. Eine Verwaltungsübertretung, die mit Geldstrafe bis zu 2180 € zu be-
strafen ist, begeht, wer 
 1. ... 

  2a. entgegen § 20 Abs. 3 die Worte „Meister“, „Meisterbetrieb“ oder Worte 
ähnlichen Inhalts oder ein den betreffenden Betrieb als „Meisterbetrieb“ 
kennzeichnendes Gütesiegel unbefugt verwendet oder bei der Verwen-
dung des Gütesiegels der Verordnung gemäß § 20 Abs. 3 zuwiderhandelt; 

 16. entgegen § 46 Abs. 1 ein Gewerbe unzulässigerweise außerhalb des 
Standortes der Gewerbeberechtigung oder einer weiteren Betriebsstätte 
ausübt; 

 16. ein Gewerbe in einer weiteren Betriebsstätte oder in einem neuen Standort 
ausübt, ohne die Anzeige gemäß § 46 Abs. 2 unverzüglich erstattet zu ha-
ben; 

  20a. eine Werbeveranstaltung durchführt, obwohl diese von der Behörde un-
tersagt wurde oder die Anzeige gemäß § 57 Abs. 5 nicht erstattet wurde; 

 35. entgegen den Bestimmungen des § 112 Abs. 5 oder des § 114 Alkohol 
ausschenkt; 

 35. entgegen der Bestimmung des § 112 Abs. 5 Alkohol ausschenkt; 
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 38. die Bestimmungen der §§ 365m bis 365t betreffend Maßnahmen zur Ver-

hinderung der Geldwäsche nicht befolgt; 
 38. die Bestimmungen der §§ 365m bis 365z betreffend Maßnahmen zur 

Verhinderung der Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung nicht befolgt; 
 § 367a. Eine Verwaltungsübertretung, die mit Geldstrafe von mindestens 

180 Euro bis zu 3 600  Euro zu bestrafen ist, begeht, wer entgegen der Bestim-
mung des § 114 Alkohol ausschenkt oder abgibt oder ausschenken oder abgeben 
lässt. 

§ 368. Eine Verwaltungsübertretung, die mit einer Geldstrafe bis zu 
1 090 Euro zu bestrafen ist, begeht, wer andere als in den §§ 366 und 367 genann-
te Gebote oder Verbote dieses Bundesgesetzes oder der auf Grund dieses Bundes-
gesetzes erlassenen Verordnungen oder der Bescheide, die auf Grund der Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes oder auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassener 
Verordnungen ergangen sind, nicht einhält. 

§ 368. Eine Verwaltungsübertretung, die mit einer Geldstrafe bis zu 
1 090 Euro zu bestrafen ist, begeht, wer andere als in den §§ 366, 367 und 367a 
genannte Gebote oder Verbote dieses Bundesgesetzes oder der auf Grund dieses 
Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen oder der Bescheide, die auf Grund der 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes oder auf Grund dieses Bundesgesetzes 
erlassener Verordnungen ergangen sind, nicht einhält. 

§ 369. Die Strafe des Verfalles von Waren, Eintrittskarten einschließlich An-
weisungen auf Eintrittskarten für Theater, Konzerte, Veranstaltungen uä., Werk-
zeugen, Maschinen, Geräten, Ausrüstungen oder Transportmitteln (§§ 10, 17 und 
18 VStG) kann ausgesprochen werden, wenn diese Gegenstände mit einer Verwal-
tungsübertretung nach § 366 oder nach § 367 Z 15, 16, 17, 18, 19 oder 20 im Zu-
sammenhang stehen; bei einer Verwaltungsübertretung nach § 367 Z 15 kann auch 
der Verfall des Automaten, mittels dessen die Gewerbeausübung erfolgte, ausge-
sprochen werden. Von der Verhängung der Strafe des Verfalles ist jedoch Abstand 
zu nehmen, wenn es sich um Gegenstände handelt, die der Beschuldigte zur Aus-
übung seines Berufes oder zur Führung seines Haushaltes benötigt. 

§ 369. Der Verfall von Waren, Eintrittskarten einschließlich Anweisungen 
auf Eintrittskarten für Theater, Konzerte, Veranstaltungen uä., Werkzeugen, Ma-
schinen, Geräten, Ausrüstungen oder Transportmitteln (§§ 10, 17 und 18 VStG) 
kann ausgesprochen werden, wenn diese Gegenstände mit einer Verwaltungsüber-
tretung nach § 366 oder nach § 367 Z 15, 16, 17, 18, 19 oder 20 im Zusammen-
hang stehen; bei einer Verwaltungsübertretung nach § 367 Z 15 kann auch der 
Verfall des Automaten, mittels dessen die Gewerbeausübung erfolgte, ausgespro-
chen werden. Von der Verhängung der Strafe des Verfalles ist jedoch Abstand zu 
nehmen, wenn es sich um Gegenstände handelt, die der Beschuldigte zur Aus-
übung seines Berufes oder zur Führung seines Haushaltes benötigt 

§ 370. (1) Wurde die Bestellung eines Geschäftsführers angezeigt oder ge-
nehmigt, so sind Geldstrafen gegen den Geschäftsführer zu verhängen. 

(2) ... 
(3) ... 

§ 370. (1) Wurde die Bestellung eines Geschäftsführers angezeigt oder ge-
nehmigt, so sind Geld- oder Verfallsstrafen gegen den Geschäftsführer  zu verhän-
gen. 

(1a) Geldstrafen können auch gegen juristische Personen oder eingetragene 
Personengesellschaften verhängt werden, wenn es sich um Verpflichtungen han-
delt, die sich aus den §§ 365m bis 365z (Maßnahmen zur Verhinderung der Geld-
wäsche und der Terrorismusfinanzierung) ergeben, die zu ihren Gunsten von einer 
Person begangen wurden, die entweder allein oder als Teil eines Organs der juris-
tischen Person oder eingetragenen Personengesellschaft gehandelt hat und eine 
Führungsposition innerhalb der juristischen Person oder der eingetragenen Perso-
nengesellschaft aufgrund 
 1. der Befugnis zur Vertretung der juristischen Person oder der eingetrage-

nen Personengesellschaft, 

283 der Beilagen XXIII. GP - Regierungsvorlage - TGÜ 45 von 63



Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 2. der Befugnis, Entscheidungen im Namen der juristischen Person oder der 

eingetragenen Personengesellschaft zu treffen, oder 
 3. einer Kontrollbefugnis innerhalb der juristischen Person oder der einge-

tragenen Personengesellschaft innehat. 
(1b) Juristische Personen oder eingetragene Personengesellschaften können 

bei Verpflichtungen, die sich aus den §§ 365m bis 365z ergeben, auch verantwort-
lich gemacht werden, wenn mangelnde Überwachung oder Kontrolle durch eine in 
Abs. 1a genannte Person die Begehung von Verstößen nach Abs. 1a zugunsten der 
juristischen Person oder der eingetragenen Personengesellschaft durch eine ihr 
unterstellte Person ermöglicht hat. 

VI. Hauptstück 
EWR-Anpassungsbestimmungen 

Anerkennung von beruflichen Qualifikationen von Staatsangehörigen eines 
Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines Vertragsstaates des Eu-

ropäischen Wirtschaftsraumes 

VI. Hauptstück 
EWR-Anpassungsbestimmungen 

Vorübergehende grenzüberschreitende Dienstleistung im Rahmen der Dienst-
leistungsfreiheit 

§ 373a. (1) Dieses Bundesgesetz ist auf Staatsangehörige eines Mitgliedstaa-
tes der Europäischen Union oder eines Vertragsstaates des Europäischen Wirt-
schaftsraumes nach Maßgabe der in diesem Hauptstück normierten Bestimmungen 
anzuwenden. 

(2) Staatsangehörige der Schweizerischen Eidgenossenschaft sind hinsicht-
lich der Anerkennung von beruflichen Qualifikationen (§§ 373c bis 373f und 
§ 373i) den Staatsangehörigen eines Mitgliedstaates der Europäischen Union oder 
eines Vertragsstaates des EWR gleichgestellt. Die Bestimmungen des § 373g 
Abs. 1 und 3 gelten für Staatsangehörige der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
und Gesellschaften, die nach schweizerischem Recht gegründet wurden und ihren 
satzungsgemäßen Sitz, ihre Hauptverwaltung oder ihre Hauptniederlassung im 
Gebiet der Schweiz haben, sinngemäß mit der Maßgabe, dass Dienstleistungen in 
Österreich erbracht werden dürfen, deren tatsächliche Dauer 90 Arbeitstage pro 
Kalenderjahr nicht überschreitet. 

 § 373a. (1) Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der EU oder eines Ver-
tragsstaates des EWR, die in einem anderen Mitgliedstaat der EU oder Vertrags-
staat des EWR niedergelassen sind und dort eine Tätigkeit befugt ausüben, auf die 
die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes anzuwenden wären, dürfen diese Tätig-
keit vorübergehend und gelegentlich unter den gleichen Voraussetzungen wie 
Inländer in Österreich ausüben. Die Erbringung des allenfalls vorgeschriebenen 
Befähigungsnachweises ist nicht erforderlich, 
 1. wenn die gewerbliche Tätigkeit im Niederlassungsmitgliedstaat reglemen-

tiert ist oder eine reglementierte Ausbildung im Sinne des Art. 3 lit. e der 
Richtlinie 2005/36/EG vorliegt oder 

 2. wenn die gewerbliche Tätigkeit oder die Ausbildung zwar nicht im Sinne 
der Z 1 reglementiert ist, der Dienstleister die gewerbliche Tätigkeit aber 
mindestens zwei Jahre während der vorhergehenden zehn Jahre im Nie-
derlassungsmitgliedstaat ausgeübt hat. 

Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit hat die Ausübung der den Gegens-
tand der Dienstleistung bildenden Tätigkeit zu verbieten, wenn die vorgenannten 
Voraussetzungen für die Erbringung der Dienstleistung nicht erfüllt sind oder 
wenn einer der im § 87 Abs. 1 angeführten Entziehungsgründe oder der Entzie-
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hungsgrund des § 135 Abs. 5 auf den Dienstleistungserbringer zutrifft. Wurde eine 
vorgeschriebene Meldung nach diesem Bundesgesetz nicht erstattet oder gegen die 
Informationspflichten gemäß Abs. 8 verstoßen, kann der Bundesminister für Wirt-
schaft und Arbeit die Ausübung für eine dem Grunde des Verbotes angemessene 
Dauer untersagen. Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen dieses Absatzes 
sind gemäß § 366 Abs. 1 Z 1 zu bestrafen. 

 (2) Der Dienstleister hat bei der Ausübung der den Gegenstand seiner 
Dienstleistung bildenden Tätigkeit die Ausübungsvorschriften nach diesem Bun-
desgesetz und den nach diesem Bundesgesetz erlassenen Verordnungen zu beach-
ten. Zuwiderhandlungen gegen dieses Gebot sind nach den §§ 367 und 368 zu 
ahnden. 

 (3) Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 gelten auch für Gesellschaften 
im Sinne des Art. 34 des EWR-Abkommens, die nach den Rechtsvorschriften 
einer EWR-Vertragspartei gegründet wurden und ihren satzungsgemäßen Sitz, ihre 
Hauptverwaltung oder ihre Hauptniederlassung in einem EWR-Vertragsstaat ha-
ben. Wenn die genannten Gesellschaften lediglich ihren satzungsgemäßen Sitz in 
einem EWR-Vertragsstaat haben, muss ihre Tätigkeit in tatsächlicher und dauer-
hafter Verbindung mit der Wirtschaft eines EWR-Vertragsstaates stehen. 

 (4) Hat die grenzüberschreitende Tätigkeit ein im § 94 angeführtes Ge-
werbe oder Tätigkeiten, die diesen Gewerben zuzuordnen sind, zum Gegenstand, 
so hat der Dienstleister dem Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit die erstma-
lige Aufnahme der Tätigkeit vorher schriftlich anzuzeigen und diesen dabei über 
Einzelheiten zu einem Versicherungsschutz oder einer anderen Art des individuel-
len oder kollektiven Schutzes in Bezug auf die Berufshaftpflicht zu informieren. 
Diese Anzeige ist einmal jährlich zu erneuern, wenn der Dienstleister beabsichtigt, 
während des betreffenden Jahres vorübergehend oder gelegentlich Dienstleistun-
gen zu erbringen. Der Erstanzeige und einer weiteren jährlichen Anzeige bei we-
sentlichen Änderungen sind folgende Dokumente anzuschließen: 
 1. ein Nachweis über die Staatsangehörigkeit des Dienstleisters; 
 2. eine Bescheinigung der zuständigen Behörden oder Stellen darüber, dass 

der Dienstleister in einem Mitglied- oder Vertragsstaat rechtmäßig zur 
Ausübung der betreffenden Tätigkeiten niedergelassen ist, einschließlich 
der Adresse der Niederlassung, ob diese Tätigkeit im Niederlassungsstaat 
reglementiert ist und dass ihm die Ausübung dieser Tätigkeiten zum Zeit-
punkt der Vorlage der Bescheinigung nicht, auch nicht vorübergehend, 
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untersagt ist; 

 3. ein Berufsqualifikationsnachweis des Dienstleisters; 
 4. in den in Abs. 1 Z 2 genannten Fällen ein Nachweis darüber, dass der 

Dienstleister die betreffende Tätigkeit während der vorhergehenden  zehn 
Jahre mindestens zwei Jahre lang ausgeübt hat; 

 5. sofern die Dienstleistung das Sicherheitsgewerbe (Berufsdetektive, Bewa-
chungsgewerbe) gemäß § 94 Z 62, das Waffengewerbe gemäß § 94 Z 80 
oder die Errichtung von Alarmanlagen für Betriebe, Gebäude oder 
Grundstücke gemäß § 106 Abs. 1 Z 3 zum Gegenstand hat, der Nachweis, 
dass beim Dienstleister und seinen Arbeitnehmern keine Vorstrafen vor-
liegen. 

Ist der Dienstleister eine Gesellschaft im Sinne des Abs. 3, so sind der Anzeige die 
in Z 2 und 4 angeführten Dokumente sowie ein Berufsqualifikationsnachweis des 
verantwortlichen gesetzlichen Vertreters anzuschließen. 

 (5) Bei Anzeigen über die erstmalige Aufnahme einer Tätigkeit gemäß 
Abs. 4 ist vom Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit wie folgt zu verfahren: 
 1. Die Anzeigen über die erstmalige Aufnahme einer Tätigkeit gemäß Abs. 4 

sind zu überprüfen; dem Antragsteller ist binnen eines Monats der Emp-
fang der Unterlagen zu bestätigen; gegebenenfalls ist ihm mitzuteilen, 
welche Unterlagen gemäß Abs. 4 fehlen bzw. dass gegen die Ausübung 
der Tätigkeit kein Einwand besteht. 

 2. Bei den Gewerben gemäß § 94 Z 2, 4, 5, 6, 10, 14, 16, 17, 18, 23, 25, 28, 
30, 32, 33, 34, 41, 42, 43, 46, 48, 53, 58, 62, 65, 66, 69, 80, 81 und 82 o-
der gemäß Abs. 6 durch Verordnung festgelegten weiteren Gewerben oder 
bei gewerblichen Tätigkeiten, welche diesen Gewerben zuzuordnen sind, 
hat der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit vor der ersten Ausübung 
einer gewerblichen Tätigkeit neben dem Vorliegen der im Abs. 1 festge-
legten Voraussetzungen zu überprüfen, ob aufgrund der mangelnden Be-
rufsqualifikation des Dienstleisters eine schwerwiegende Beeinträchti-
gung der öffentlichen Gesundheit oder Sicherheit bzw. der Gesundheit 
oder Sicherheit des Dienstleistungsempfängers zu befürchten ist: 

 a) Wenn eine Beeinträchtigung aufgrund mangelnder Berufsqualifikation 
nicht zu befürchten ist, ist dies dem Anzeiger binnen einer Frist von 
höchstens einem Monat nach Eingang der vollständigen Unterlagen 
mitzuteilen. In diesem Fall ist die Tätigkeit ab Einlangen der Mittei-
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lung des Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit beim Antragsteller 
zulässig. 

 b) Besteht ein wesentlicher Unterschied zwischen der beruflichen Quali-
fikation des Dienstleisters und der in Österreich geforderten Ausbil-
dung derart, dass dies der öffentlichen Gesundheit oder Sicherheit ab-
träglich ist, ist die Anzeige binnen einer Frist von höchstens einem 
Monat nach Eingang der vollständigen Unterlagen nur unter der Be-
dingung mit Bescheid zur Kenntnis zu nehmen, dass der Anzeiger eine 
Eignungsprüfung nach Abs.7 oder einen entsprechenden Anpassungs-
lehrgang erfolgreich ablegt. Der Inhalt der Eignungsprüfung oder des 
Anpassungslehrganges ist vom Bundesminister für Wirtschaft und Ar-
beit im Bescheid festzulegen. Die Erbringung der Dienstleistung muss 
innerhalb des Monats erfolgen können, der auf die Entscheidung des 
Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit folgt. 

 c) Wenn im Verfahren Schwierigkeiten auftreten, die zu einer Verzöge-
rung führen könnten, so unterrichtet der Bundesminister für Wirtschaft 
und Arbeit den Antragsteller innerhalb eines Monats nach Eingang der 
Anzeige und der Begleitdokumente über die Gründe für diese Verzöge-
rung und über den Zeitplan für eine Entscheidung. Die Entscheidung 
muss vor Ablauf des zweiten Monats ab Eingang der vollständigen Un-
terlagen beim Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit ergehen. 

 3. Wenn bis zum Ablauf des zweiten Monats ab Eingang der vollständigen 
Unterlagen beim Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit keine Reakti-
on des Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit erfolgt, darf die Tätig-
keit erbracht werden. 

Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit hat Dienstleister im Sinne des 
Abs. 4 bzw. Abs. 6 Z 1 unter Angabe von Name (Firma), Vorname, Adresse der 
Niederlassung, einer etwaigen Kontaktadresse, etwaigen sonstigen Kontaktdaten 
im Inland und der ausgeübten Tätigkeit im Internet sichtbar zu machen. 

 (6) Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit kann durch Verordnung 
 1. zusätzlich zu den Gewerben gemäß § 94 auch freie Gewerbe bezeichnen, 

bei denen wegen Vorliegen einer Gefährdung der öffentlichen Ordnung, 
Sicherheit, Gesundheit oder des Schutzes der Umwelt eine Anzeige ge-
mäß Abs. 4 vorzunehmen ist, sowie 

 2. weitere Gewerbe gemäß § 94 (bzw. § 31) bezeichnen, für die eine Über-
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prüfung gemäß Abs. 5 vorzunehmen ist. Unter Bedachtnahme auf die 
Richtlinie 2005/36/EG hat der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit 
dabei Gewerbe zu bezeichnen, die die öffentliche Gesundheit oder Si-
cherheit berühren und bei denen bei mangelnder Berufsqualifikation eines 
Dienstleisters eine schwerwiegende Beeinträchtigung der Gesundheit oder 
Sicherheit von Personen zu erwarten ist. 

 (7) Die im Abs. 5 genannte Eignungsprüfung ist vor einer von der 
Meisterprüfungstelle zu bildenden Kommission abzulegen. Dem Anzeiger ist zu 
ermöglichen, die Eignungsprüfung innerhalb eines Monats nach Rechtskraft des 
Bescheides abzulegen. Auf die Durchführung der Eignungsprüfung sind die Be-
stimmungen der §§ 350 bis 352 sinngemäß anzuwenden. Sofern die Eignungsprü-
fung oder ein Anpassungslehrgang gemäß Abs. 5 vom Prüfungswerber nicht er-
folgreich absolviert worden sind, darf er die den Gegenstand seiner Anzeige bil-
dende Dienstleistung nicht erbringen. Zuwiderhandlungen gegen dieses Verbot 
sind gemäß § 366 Abs. 1 Z 1 zu bestrafen. 

 (8) In Fällen von Gewerben gemäß Abs. 5 Z 2 und Abs. 6 Z 2 hat die 
Dienstleistung unter der Berufsbezeichnung des Aufnahmemitgliedstaates, in allen 
anderen Fällen unter der Berufsbezeichnung des Niederlassungsmitgliedstaates, 
sofern eine solche nicht existiert, unter Angabe des Ausbildungsnachweises in 
einer Amtssprache des Niederlassungsmitgliedstaates zu erfolgen. Bei nicht dem 
Abs. 5 Z 2 oder Abs. 6 unterliegenden Gewerben hat der Dienstleister zusätzlich 
zur Erfüllung sonstiger Informationsanforderungen dem Dienstleistungsempfänger  
folgende Informationen zu liefern: 
 1. falls der Dienstleister in ein Handelsregister oder ein ähnliches öffentli-

ches Register eingetragen ist, das Register, in das er eingetragen ist, und 
die Nummer der Eintragung oder gleichwertige, der Identifikation die-
nende Angaben aus diesem Register; 

 2. falls die Tätigkeit im Niederlassungsmitgliedstaat zulassungspflichtig ist, 
den Namen und die Anschrift der zuständigen Aufsichtsbehörde; 

 3. die Berufskammern oder vergleichbare Organisationen, denen der 
Dienstleister angehört; 

 4. die Berufsbezeichnung oder, falls eine solche Berufsbezeichnung nicht 
existiert, den Ausbildungsnachweis des Dienstleisters und den Mitglied-
staat, in dem die Berufsbezeichnung verliehen bzw. der Ausbildungs-
nachweis ausgestellt wurde; 
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 5. falls der Dienstleister eine mehrwertsteuerpflichtige Tätigkeit ausübt, die 

Umsatzsteueridentifikationsnummer nach Artikel 22 Absatz 1 der Richtli-
nie 77/388/EWG zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mit-
gliedstaaten über die Umsatzsteuern - Gemeinsames Mehrwertsteuersys-
tem: einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrundlage; 

 6. Einzelheiten zu einem Versicherungsschutz oder einer anderen Art des 
individuellen oder kollektiven Schutzes in Bezug auf die Berufshaft-
pflicht. 

§ 373b. Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der Europäischen Union oder 
eines Vertragsstaates des Europäischen Wirtschaftsraumes dürfen Gewerbe wie 
Inländer ausüben. 

§ 373b. Die Bestimmungen des § 373a gelten für Staatsangehörige der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft und Gesellschaften, die nach schweizerischem 
Recht gegründet wurden und ihren satzungsgemäßen Sitz, ihre Hauptverwaltung 
oder ihre Hauptniederlassung in der Schweiz haben, sinngemäß mit der Maßgabe, 
dass von ihnen Dienstleistungen in Österreich erbracht werden dürfen, deren tat-
sächliche Dauer 90 Arbeitstage pro Kalenderjahr nicht überschreitet. Hinsichtlich 
der Erbringung des allenfalls vorgeschriebenen Befähigungsnachweises sind die 
Voraussetzungen für die Erbringung der Dienstleistung erfüllt, wenn der 
Dienstleister – bei Gesellschaften deren verantwortliche Vertreter – die Anerken-
nung gemäß § 373c oder die Gleichhaltung gemäß § 373d oder § 373e erlangt hat. 
Hinsichtlich der Anerkennung von beruflichen Qualifikationen zum Zwecke der 
Gründung einer Niederlassung in Österreich sind Staatsangehörige der Schweize-
rischen Eidgenossenschaft Staatsangehörigen eines Mitgliedstaates der EU oder 
eines Vertragsstaates des EWR gleichgestellt. 

Anerkennung Niederlassungsfreiheit 
Regelungen für die Anerkennung von Ausbildungsnachweisen 

§ 373c. (1) Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit hat einem Staats-
angehörigen eines Mitgliedstaates der EU oder eines Vertragsstaates des EWR die 
tatsächliche Ausübung von Tätigkeiten in einem anderen Mitgliedstaat der EU 
oder einem anderen Vertragsstaat des EWR als ausreichenden Nachweis der Befä-
higung auf Antrag mit Bescheid anzuerkennen, wenn 
 1. die Tätigkeiten allenfalls in Verbindung mit einer einschlägigen Ausbil-

dung oder einem Eignungs- oder Befähigungsnachweis nach Art und 
Dauer den Voraussetzungen der Verordnung gemäß Abs. 2 entsprechen 
und 

 2. keine Ausschlussgründe gemäß § 13 vorliegen. 

§ 373c. (1) Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit hat auf Antrag ei-
nes Staatsangehörigen eines Mitgliedstaates der EU oder eines Vertragsstaates des 
EWR die tatsächliche Ausübung von Tätigkeiten in einem anderen Mitgliedstaat 
der EU oder einem anderen Vertragsstaat des EWR als ausreichenden Nachweis 
der Befähigung mit Bescheid anzuerkennen, wenn 
 1. die Tätigkeiten allenfalls in Verbindung mit einer einschlägigen Ausbil-

dung nach Art und Dauer den Voraussetzungen der Verordnung gemäß 
Abs. 2 entsprechen und 

 2. keine Ausschlussgründe gemäß § 13 vorliegen. 
(2) Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit hat unter Berücksichtigung 
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(2) Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit hat unter Berücksichtigung 

der Richtlinie des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 7. Juni 1999, 
99/42/EG, sowie der Richtlinie des Rates vom 13. Dezember 1976, 77/92/EWG, 
durch Verordnung Art und Dauer der Tätigkeiten festzulegen, deren Nachweis 
Voraussetzung für eine Anerkennung ist. Die Verordnung gilt bis zur Erlassung 
einer Verordnung gemäß § 18 Abs. 1 für Staatsangehörige eines Mitgliedstaates 
der EU oder eines Vertragsstaates des EWR, die im Inland nach Art und Dauer 
entsprechende Ausbildungen oder Tätigkeiten absolviert haben, sinngemäß. 

(3) Das Vorliegen der Anerkennungsvoraussetzungen ist nach Maßgabe der 
Anerkennungsregeln der im Abs. 2 genannten Richtlinien durch Bescheinigungen 
(§ 373i) folgender Art nachzuweisen: 
 1. Bescheinigung über eine einschlägige selbständige Tätigkeit, 
 2. Bescheinigung über eine einschlägige Tätigkeit in leitender Stellung oder 

als Betriebsleiter, 
 3. Bescheinigung über einschlägige unselbständige Tätigkeiten anderer Art, 
 4. Bescheinigung über eine einschlägige Ausbildung, 
 5. Eignungs- oder Befähigungsnachweis für die betreffende Tätigkeit. 

(4) In einer Verordnung gemäß Abs. 2 kann nach Maßgabe der Anerken-
nungsregelungen der im Abs. 2 genannten Richtlinien hinsichtlich der im Abs. 3 
Z 1 bis 3 genannten Tätigkeiten auch bestimmt werden, dass diese nur anzurech-
nen sind, wenn sie der Anerkennungswerber jedenfalls bis zu einem bestimmten 
Zeitpunkt vor der Antragstellung auf Anerkennung ausgeübt hat. Weiters kann 
nach Maßgabe der Anerkennungsregelungen der im Abs. 2 genannten Richtlinien 
festgelegt werden, dass Tätigkeiten gemäß Abs. 3 Z 1 bis 3 nur insoweit anzu-
rechnen sind, als der Anerkennungswerber diese nach Vollendung eines bestimm-
ten Lebensalters ausgeübt hat. 

(5) In einer Verordnung gemäß Abs. 2 kann die Anerkennung nach Maßgabe 
der Anerkennungsregelungen der im Abs. 2 genannten Richtlinien davon abhängig 
gemacht werden, dass der Anerkennungswerber die Übereinstimmung der von ihm 
ausgeübten Tätigkeit (Abs. 3 Z  1 bis 3) mit den Berufsmerkmalen desjenigen 
Gewerbes, hinsichtlich dessen die Anerkennung beantragt wird, nachweist. 

(6) Werden die in der Verordnung gemäß Abs. 2 festgelegten Anerkennungs-
voraussetzungen nicht erfüllt, so hat der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit 
die Gleichhaltung der durch den Antragsteller erworbenen Kenntnisse und Fähig-

der Richtlinie 2005/36/EG über die Anerkennung der Berufsqualifikationen, sowie 
der Richtlinie 74/556/EWG über die Einzelheiten der Übergangsmassnahmen auf 
dem Gebiet der Tätigkeiten des Handels mit und der Verteilung von Giftstoffen 
und der Tätigkeiten, die die berufliche Verwendung dieser Stoffe umfassen, ein-
schliesslich der Vermittlertätigkeiten, durch Verordnung Art und Dauer der Tätig-
keiten festzulegen, deren Nachweis Voraussetzung für eine Anerkennung ist. 

(3) Das Vorliegen der Anerkennungsvoraussetzungen ist nach Maßgabe der 
Anerkennungsregeln der im Abs. 2 genannten Richtlinien durch Bescheinigungen 
(§ 373f) folgender Art nachzuweisen: 
 1. Bescheinigung über eine einschlägige selbständige Tätigkeit, 
 2. Bescheinigung über eine einschlägige Tätigkeit in leitender Stellung oder 

als Betriebsleiter, 
 3. Bescheinigung über einschlägige unselbständige Tätigkeit anderer Art, 
 4. Bescheinigung über eine einschlägige Ausbildung. 

(4) In einer Verordnung gemäß Abs. 2 kann nach Maßgabe der Anerken-
nungsregelungen der im Abs. 2 genannten Richtlinien hinsichtlich der im Abs. 3 
Z 1 bis 3 genannten Tätigkeiten auch bestimmt werden, dass diese nur anzurech-
nen sind, wenn sie der Anerkennungswerber jedenfalls bis zu einem bestimmten 
Zeitpunkt vor der Antragsstellung auf Anerkennung ausgeübt hat. 

(5) Werden die in der Verordnung gemäß Abs. 2 festgelegten Anerkennungs-
voraussetzungen nicht erfüllt, kann ein Staatsangehöriger eines Mitgliedstaates der 
EU oder eines Vertragsstaates des EWR das Verfahren gemäß § 373d in Anspruch 
nehmen. 
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keiten mit dem vorgeschriebenen Befähigungsnachweis für die Ausübung einer im 
Anhang A erster Teil der Richtlinie 99/42/EG genannten gewerblichen Tätigkeiten 
auf Antrag binnen vier Monaten auszusprechen, wenn 
 1. die Fähigkeiten und Kenntnisse durch Diplome, Prüfungszeugnisse oder 

sonstige Befähigungsnachweise bescheinigt werden, die der Antragsteller 
zur Ausübung dieser gewerblichen Tätigkeit in einem anderen EWR-
Vertragsstaat erworben hat, 

 2. die vergleichende Prüfung ergibt, dass die gemäß Z 1 bescheinigten 
Kenntnisse und Fähigkeiten den im vorgeschriebenen Befähigungsnach-
weis verlangten Kenntnissen und Fähigkeiten entsprechen und 

 3. keine Ausschlussgründe gemäß § 13 vorliegen. 
(7) Weisen die zu vergleichenden Qualifikationen grundlegende Unterschiede 

auf, so ist die Gleichhaltung unter der Bedingung auszusprechen, dass der An-
tragsteller die fehlenden Kenntnisse und Fähigkeiten nach seiner Wahl entweder 
durch den Besuch eines Anpassungslehrganges im Sinne des § 373d Abs. 5 oder 
durch die Ablegung einer Eignungsprüfung im Sinne des § 373d Abs. 6 nachweist.

(8) Abweichend von Abs. 7 kann der Bundesminister für Wirtschaft und Ar-
beit dem Antragsteller  den Besuch eines Anpassungslehrganges oder die Able-
gung einer Eignungsprüfung vorschreiben, wenn die in Aussicht genommenen 
gewerblichen Tätigkeiten die Kenntnisse und die Anwendung der spezifischen 
inländischen Vorschriften erfordern  und die Anwendung dieser Vorschriften im 
Rahmen der Erbringung dieses Befähigungsnachweises verlangt wird. 

(9) Beteiligt sich der Antragsteller an einem Verfahren zur Vergabe öffentli-
cher Aufträge, so ist der Bescheid über die Anerkennung gemäß Abs. 1 binnen 
zwei Monaten ab Antragstellung, jedoch ebenso wie die Gleichhaltung gemäß 
Abs. 6 jedenfalls vor Erteilung des Zuschlags zu erlassen. 

Gleichhaltung auf Grund einer Äquivalenzprüfung  
§ 373d. (1) Soweit nicht § 373c anzuwenden ist, hat der Bundesminister für 

Wirtschaft und Arbeit auf Antrag eines Staatsangehörigen eines Mitgliedstaates 
der EU oder eines Vertragsstaates des EWR unter Bedachnahme auf das Qualifi-
kationsniveau des jeweiligen Gewerbes oder der jeweiligen Tätigkeit des Gewer-
bes die vom Antragsteller erworbene und nachgewiesene Berufsqualifikation 
(Abs. 2) mit dem Befähigungsnachweis des betreffenden Gewerbes oder der 
betreffenden Tätigkeit des Gewerbes nach der Richtlinie 89/48/EWG oder der 

§ 373d. (1) Soweit nicht § 373c anzuwenden ist, hat der Bundesminister für 
Wirtschaft und Arbeit auf Antrag eines Staatsangehörigen eines Mitgliedstaates 
der EU oder eines Vertragsstaates des EWR unter Bedachtnahme auf das Qualifi-
kationsniveau des jeweiligen Gewerbes oder der jeweiligen Tätigkeit des Gewer-
bes die vom Antragsteller erworbene und nachgewiesene Berufsqualifikation 
(Abs. 2) mit dem Befähigungsnachweis des betreffenden Gewerbes oder der 
betreffenden Tätigkeit des Gewerbes nach der Richtlinie 2005/36/EG gleichzuhal-
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Richtlinie 92/51/EWG gleichzuhalten, wenn 
 1. die vom Anerkennungswerber erworbene und nachgewiesene Berufsqua-

lifikation mit dem Befähigungsnachweis äquivalent ist und 
 2. keine Ausschlussgründe gemäß § 13 vorliegen. 

(2) Zum Nachweis seiner im Heimat- oder Herkunftsstaat erworbenen Be-
rufsqualifikation hat der Anerkennungswerber folgende Unterlagen vorzulegen: 
 1. Sofern der Beruf oder die beruflichen Tätigkeiten im Herkunftsstaat reg-

lementiert sind: 
 a) das ,,Diplom“ im Sinne des Artikels 1 lit. a der Richtlinie 89/48/EWG 

oder 
 b) das ,,Diplom“ im Sinne des Artikels 1 lit. a der Richtlinie 92/51/EWG 

oder 
 c) das ,,Prüfungszeugnis“ im Sinne des Artikels 1 lit. b der Richtlinie 

92/51/EWG oder 
 d) den ,,Befähigungsnachweis“ im Sinne des Artikels 1 lit. c der Richtli-

nie 92/51/EWG; 
 2. Sofern der Beruf oder die beruflichen Tätigkeiten im Herkunftsstaat nicht 

reglementiert sind: 
 a) die ,,Nachweise`` im Sinne des Artikels 3 lit. b der Richtlinie 

89/48/EWG oder 
 b) die ,,Nachweise`` im Sinne des Artikels 3 lit. b der Richtlinie 

92/51/EWG oder 
 c) die ,,Nachweise“ im Sinne des Artikels 5 lit. b der Richtlinie 

92/51/EWG oder 
 d) die ,,Nachweise`` im Sinne des Artikels 6 lit. b der Richtlinie 

92/51/EWG oder 
 e) die ,,Nachweise`` im Sinne des Artikels 6 lit. c der Richtlinie 

92/51/EWG oder 
 f) die ,,Nachweise`` im Sinne des Artikels 8 lit. b der Richtlinie 

92/51/EWG. 
(3) Liegt keine Äquivalenz vor, so ist die Gleichhaltung unter der Bedingung 

einer Anpassung in Form einer zusätzlichen Berufserfahrung (fachliche Tätigkeit) 
oder in Form eines Anpassungslehrganges (Abs. 5) oder einer Eignungsprüfung 
(Abs. 6) auszusprechen, wenn auf diese Weise die Äquivalenz erreicht werden 

ten, wenn 
 1. die vom Anerkennungswerber erworbene und nachgewiesene Berufsqua-

lifikation dem Befähigungsnachweis äquivalent ist und 
 2. keine Ausschlussgründe gemäß § 13 vorliegen. 

(2) Zum Nachweis seiner im Heimat- oder Herkunftsstaat erworbenen Be-
rufsqualifikation hat der Anerkennungswerber folgende Befähigungs- oder Aus-
bildungsnachweise vorzulegen: 
 1. den Befähigungsnachweis im Sinne des Art. 11 lit. a der Richtlinie 

2005/36/EG oder 
 2. das Zeugnis im Sinne des Art. 11 lit. b der Richtlinie 2005/36/EG oder 
 3. das Diplom im Sinne des Art. 11 lit. c der Richtlinie 2005/36/EG oder 
 4. das Diplom im Sinne des Art. 11 lit. d der Richtlinie 2005/36/EG oder 
 5. den Nachweis im Sinne des Art. 11 lit. e der Richtlinie 2005/36/EG. 
Jeder andere Ausbildungsnachweis oder jede Gesamtheit von anderen Ausbil-
dungsnachweisen, die von einer zuständigen Behörde in einem Mitgliedstaat der 
EU oder in einem Vertragsstaat des EWR ausgestellt wurden, sind den Nachwei-
sen gemäß Z 1 bis 5 auch im Bezug auf das entsprechende Qualifikationsniveau 
gleichgestellt, sofern sie eine in der EU oder dem EWR erworbene Ausbildung 
abschließen und von dem ausstellenden Staat als gleichwertig anerkannt werden 
und im Bezug auf die Aufnahme oder Ausübung eines Berufs dieselben Rechte 
verleihen oder, sofern der ausstellende Staat den Beruf nicht reglementiert, auf die 
Ausübung dieses Berufs vorbereiten. 

(3) Die vorgelegten Befähigungs- oder Ausbildungsnachweise müssen in ei-
nem Mitgliedstaat der EU oder einem Vertragsstaat des EWR von einer entspre-
chend dessen Rechts- und Verwaltungsvorschriften benannten zuständigen Behör-
de ausgestellt worden sein. Sie müssen bescheinigen, dass das Berufsqualifikati-
onsniveau des Inhabers zumindest unmittelbar unter dem Niveau nach Art. 11 der 
RL 2005/36/EG liegt, das nach diesem Bundesgesetz für die Ausübung der bean-
tragten Tätigkeit vorgeschrieben ist. Sofern der Beruf oder die beruflichen Tätig-
keiten im Herkunftsstaat reglementiert sind, muss der vorgelegte Befähigungs- 
oder Ausbildungsnachweis zur Aufnahme und Ausübung dieses Berufs oder dieser 
beruflichen Tätigkeiten im Hoheitsgebiet des Herkunftsstaates berechtigen. Sofern 
der Beruf oder die beruflichen Tätigkeiten im Herkunftsstaat nicht reglementiert 
sind, muss der Antragsteller über einen oder mehrere Befähigungs- oder Ausbil-
dungsnachweise verfügen und diesen Beruf oder die beruflichen Tätigkeiten voll-
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kann. Dabei ist unter Berücksichtigung der Nachweise des Anerkennungswerbers 
(Abs. 2) bei der Einstufung des Befähigungsnachweises des jeweiligen Gewerbes 
oder der jeweiligen bestimmten Tätigkeit des Gewerbes als 
 1. Diplom im Sinne des Art. 1 lit. a der Richtlinie 89/48/EWG gemäß den  

Bestimmungen des Art. 3 und 4 der Richtlinie 89/48/EWG oder des Art. 3 
und 4 der Richtlinie 92/51/EWG, 

 2. Diplom im Sinne des Art. 1 lit. a der Richtlinie 92/51/EWG gemäß den 
Bestimmungen des Art. 3, 4 oder 5 der Richtlinie 92/51/EWG, 

 3. Prüfungszeugnis im Sinne des Art. 1 lit. b der Richtlinie 92/51/EWG 
gemäß den Bestimmungen des Art. 6 und 7 der Richtlinie 92/51/EWG 

vorzugehen. 
(4) Vor der Gleichhaltung unter der Bedingung eines Anpassungslehrganges 

oder einer Eignungsprüfung ist zu prüfen, ob die vom Anerkennungswerber wäh-
rend seiner Berufserfahrung erworbenen Kenntnisse die wesentlichen Unterschie-
de 
 1. gemäß Art. 4 Abs. 1 lit. b der Richtlinie 89/48/EWG bei einer Einstufung 

des Befähigungsnachweises des jeweiligen Gewerbes oder der jeweiligen 
bestimmten Tätigkeit des Gewerbes als Diplom im Sinne des Art. 1 lit. a 
der Richtlinie 89/48/EWG, 

 2. gemäß Art. 4 Abs. 1 lit. b der Richtlinie 92/51/EWG bei einer Einstufung 
des Befähigungsnachweises des jeweiligen Gewerbes oder der jeweiligen 
bestimmten Tätigkeit des Gewerbes als Diplom im Sinne der Richtlinie 
92/51/EWG oder der Richtlinie 89/48/EWG, 

 3. zwischen dem als Diplom im Sinne des Art. 1 lit. a der Richtlinie 
92/51/EWG einzustufenden Befähigungsnachweis des jeweiligen Gewer-
bes oder der jeweiligen bestimmten Tätigkeit des Gewerbes und dem 
Nachweis des Anerkennungswerbers gemäß Art. 1 lit. b der Richtlinie 
92/51/EWG bei einem Prüfungsvorgang gemäß Art. 5 der Richtlinie 
92/51/EWG, 

 4. gemäß Art. 7 lit. a der Richtlinie 92/51/EWG bei einer Einstufung des 
Befähigungsnachweises des jeweiligen Gewerbes oder der jeweiligen Tä-
tigkeit des Gewerbes als Prüfungszeugnis gemäß Art. 1 lit. b der Richtli-
nie 92/51/EWG 

ganz oder teilweise abdecken. 

zeitlich zwei Jahre lang in den vorhergehenden zehn Jahren in diesem Staat ausge-
übt haben. Die zweijährige Berufsausübung ist nicht nachzuweisen, wenn der 
Ausbildungsnachweis des Antragstellers eine reglementierte Ausbildung im Sinne 
des Art. 3 Abs. 1 lit. b der RL 2005/36/EG der Qualifikationsniveaus gemäß 
Abs. 2 Z 2, 3, 4 oder 5 darstellt. 

(4) Die Äquivalenz der Befähigungs- oder Ausbildungsnachweise ist nicht 
gegeben, wenn 
 1. die nachgewiesene Ausbildungsdauer mindestens ein Jahr unter der nach 

diesem Bundesgesetz geforderten Ausbildungsdauer liegt oder 
 2. die bisherige Ausbildung sich auf Fächer bezieht, die sich wesentlich von 

denen unterscheiden, die durch den Ausbildungsnachweis abgedeckt wer-
den, der nach diesem Bundesgesetz vorgeschrieben ist, oder 

 3. das Gewerbe oder die gewerblichen Tätigkeiten eine oder mehrere beruf-
liche Tätigkeiten umfassen, die im Herkunftsmitgliedstaat des Antragstel-
lers nicht Bestandteil des entsprechenden reglementierten Berufs sind, 
und wenn dieser Unterschied in einer besonderen Ausbildung besteht, die 
nach diesem Bundesgesetz vorgeschrieben wird und sich auf Fächer be-
zieht, die sich wesentlich von denen unterscheiden, die von dem Befähi-
gungs- oder Ausbildungsnachweis abgedeckt werden, den der Anerken-
nungswerber vorlegt. 

Unter den Fächern gemäß Z 2 und 3, die sich wesentlich unterscheiden, sind jene 
Fächer zu verstehen, deren Kenntnis eine wesentliche Voraussetzung für die Aus-
übung des Berufs ist und bei denen die bisherige Ausbildung des Antragstellers 
bedeutende Abweichungen hinsichtlich Dauer und Inhalt gegenüber der nach 
diesem Bundesgesetz geforderten Ausbildung aufweist. 

(5) Liegt keine Äquivalenz vor, so ist die Gleichhaltung unter der Bedingung 
einer Anpassung in Form eines Anpassungslehrganges (Abs. 6) oder einer Eig-
nungsprüfung (Abs. 7) auszusprechen, wenn auf diese Weise die Äquivalenz er-
reicht werden kann. Vor der Gleichhaltung unter der Bedingung eines Anpas-
sungslehrganges oder einer Eignungsprüfung ist nach dem Grundsatz der Verhält-
nismäßigkeit zu prüfen, ob die vom Anerkennungswerber während seiner Berufs-
erfahrung erworbenen Kenntnisse die wesentlichen Unterschiede gemäß 
Abs. 4 Z 2 oder 3 ganz oder teilweise abdecken. 

(6) Unter Anpassungslehrgängen sind Anpassungslehrgänge im Sinne des 
Art. 3 Abs. 1 lit. g der Richtlinie 2005/36/EG zu verstehen. 
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(5) Unter Anpassungslehrgängen sind Anpassungslehrgänge im Sinne des 

Art. 1 lit. f der Richtlinie 89/48/EWG oder im Sinne des Art. 1 lit. i der Richtlinie 
92/51/EWG zu verstehen. 

(6) Unter Eignungsprüfungen sind Eignungsprüfungen im Sinne des Art. 1 
lit. j der Richtlinie 92/51/EWG zu verstehen. Als Inhalt der vorzuschreibenden 
Eignungsprüfung kann auch die Ablegung bestimmter, in Verordnungen auf 
Grund dieses Bundesgesetzes geregelter Befähigungsprüfungen oder von Teilen 
von diesen vorgesehen werden, wobei hinsichtlich der Durchführung der Eig-
nungsprüfung die Bestimmungen der §§ 350 bis 352und der auf diese Bestim-
mungen gegründeten Verordnungen sinngemäß zur Anwendung kommen. 

(7) Wird die Gleichhaltung unter der Bedingung einer Anpassung in Form ei-
nes Anpassungslehrganges oder einer Eignungsprüfung ausgesprochen, ist dem 
Antragsteller die Wahlmöglichkeit zwischen Anpassungslehrgang (Abs. 5) und 
Eignungsprüfung (Abs. 6) einzuräumen, sofern nicht 
 1. Art. 4 Abs. 1 lit. b letzter Unterabsatz der  Richtlinie 89/48/EWG oder 
 2. Art. 4 Abs. 1 lit. b letzter Unterabsatz der Richtlinie 92/51/EWG oder 
 3. Art. 7 lit. b der Richtlinie 92/51/EWG anzuwenden ist. 

(8) Die Äquivalenzprüfung gemäß Abs. 1 bis 7 hat innerhalb von vier Mona-
ten nach Vorlage der vollständigen Unterlagen des Anerkennungswerbers zu er-
folgen. Beteiligt sich der Antragsteller an einem Verfahren zur Vergabe öffentli-
cher Aufträge, so ist der Bescheid über die Gleichhaltung jedenfalls vor Erteilung 
des Zuschlags zu erlassen. 

(7) Unter Eignungsprüfungen sind Eignungsprüfungen im Sinne des 
Art. 3 Abs. 1 lit. h der Richtlinie 2005/36/EG zu verstehen. Als Inhalt der vorzu-
schreibenden Eignungsprüfung kann auch die Ablegung bestimmter, in Verord-
nungen auf Grund dieses Bundesgesetzes geregelter Befähigungsprüfungen und 
Meisterprüfungen oder von Teilen von diesen vorgesehen werden, wobei hinsicht-
lich der Durchführung der Eignungsprüfung die Bestimmungen der §§ 350 bis 
352a und der auf diese Bestimmungen gegründeten Verordnungen sinngemäß zur 
Anwendung kommen. 

(8) Wird die Gleichhaltung unter der Bedingung einer Anpassung in Form ei-
nes Anpassungslehrganges oder einer Eignungsprüfung ausgesprochen, ist dem 
Antragsteller die Wahlmöglichkeit zwischen Anpassungslehrgang (Abs. 6) und 
Eignungsprüfung (Abs. 7) einzuräumen. Davon ausgenommen sind Gewerbe oder 
gewerbliche Tätigkeiten, deren Ausübung eine genaue Kenntnis des österreichi-
schen Rechts erfordert und bei denen Beratung und/oder Beistand in Bezug auf 
das österreichische Recht ein wesentlicher und beständiger Teil der Berufsaus-
übung sind. 

(9) Die Äquivalenzprüfung gemäß Abs. 1 bis 8 hat spätestens innerhalb von 
vier Monaten nach Vorlage der vollständigen Unterlagen des Anerkennungswer-
bers zu erfolgen. 

(10) Erfüllt die Berufsqualifikation des Antragstellers die Kriterien einer 
„gemeinsamen Plattform“ gemäß Art. 15 der Richtlinie 2005/36/EG und ist somit 
geeignet, wesentliche Unterschiede der Ausbildungsanforderungen verschiedener 
Mitgliedstaaten auszugleichen, so entfallen die Ausgleichsmaßnahmen gemäß 
diesem Paragrafen. 

Gleichhaltung gemäß der Architekturrichtlinie  
§ 373e. (1) Einem Antragsteller, der eine Berechtigung hinsichtlich der Pla-

nung von Hochbauten anstrebt, ist die Gleichhaltung dann auszusprechen, wenn 
 1. dieser in bezug auf seine Berufsqualifikation Zeugnisse vorlegt, die ge-

mäß Artikel 7 der Richtlinie 85/384/EWG für die gegenseitige Anerken-
nung der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnach-
weise auf dem Gebiet der Architektur und für Maßnahmen zur Erleichte-
rung der tatsächlichen Ausübung des Niederlassungsrechts und des Rechts 
auf freien Dienstleistungsverkehr mitgeteilt und im Amtsblatt 
der Europäischen Union veröffentlicht wurden oder die gemäß Artikel 11 

§ 373e. (1) Einem Antragsteller, der eine Berechtigung hinsichtlich der Pla-
nung von Hochbauten anstrebt, hat der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit 
die Gleichhaltung dann auszusprechen, wenn er 
 1. in Bezug auf seine Berufsqualifikation Zeugnisse vorlegt, die 
 a) gemäß Art. 21 Abs. 1 der Richtlinie 2005/36/EG in Anhang 5.7.1. 

dieser Richtlinie aufgeführt sind, oder 
 b) gemäß Art. 21 Abs. 7 der Richtlinie 2005/36/EG mitgeteilt und im 

Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht wurden, oder 
 c) gemäß Art. 49 dieser Richtlinie anerkannt werden, und 
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dieser Richtlinie anerkannt wurden, 

 2. er eine entsprechende selbständige oder unselbständige Berufstätigkeit 
zum Erwerb praktischer Erfahrungen im Heimat-oder Herkunftsstaat zu-
mindest in der Dauer ausgeübt hat, die Inländer mit einer äquivalenten 
Berufsqualifikation entsprechend den Bestimmungen über den Befähi-
gungsnachweis nachweisen müssen und 

 3. keine Ausschlussgründe gemäß § 13 vorliegen. 
(2) Auf Antrag des Antragstellers sind auch Diplome, Prüfungszeugnisse und 

sonstige Befähigungsnachweise im Bereich der Richtlinie 85/384/EWG, die vom 
Anerkennungswerber außerhalb der Europäischen Union erworben wurden und 
bereits in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union anerkannt worden sind, 
sowie die dazu in einem Mitgliedstaat absolvierten Ausbildungsgänge und/oder 
die dort erworbene Berufserfahrung, zu prüfen. Die Prüfung hat innerhalb einer 
Frist von drei Monaten nach Vorlage des Antrages und der vollständigen Unterla-
gen zu erfolgen. 

(3) Wenn die Dauer an praktischen Erfahrungen des Antragstellers wesentlich 
kürzer als die in Österreich vorgeschriebene fachliche Tätigkeit für äquivalent 
Ausgebildete ist, ist im Sinne des Artikels 23 Absatz 2 der Richtlinie 85/384/EWG 
eine Berufserfahrung (fachliche Tätigkeit) vorzuschreiben. Im Falle der Niederlas-
sung ist der Antragsteller im Sinne des Artikels 26 Absatz 1 der Richtlinie 
85/384/EWG zu verpflichten, sich mit den österreichischen Rechtsvorschriften 
und Standesregeln bei den diesbezüglichen Informationsstellen in Österreich ver-
traut zu machen. 

 2. keine Ausschlussgründe gemäß § 13 vorliegen. 
(2) Falls der Antragsteller die Voraussetzungen gemäß Abs. 1 nicht erfüllt, 

kann er das Verfahren nach § 373d beanspruchen, wenn er 
 1. von den Voraussetzungen des Art. 49 Abs. 2 der Richtlinie 2005/36/EG 

lediglich die Anforderungen der tatsächlichen und rechtmäßigen Be-
rufsausübung nicht erfüllt oder 

 2. über einen in einem Mitgliedstaat der EU oder in einem Vertragsstaat des 
EWR ausgestellten Ausbildungsnachweis verfügt, der nicht in Anhang 
5.7.1. der Richtlinie 2005/36/EG aufgeführt ist und er im Herkunftsmit-
gliedstaat (ausstellenden Staat) berechtigt ist, die Berufsbezeichnung „Ar-
chitekt“ zu führen, oder 

 3. über einen in einem Drittland ausgestellten Ausbildungsnachweis im 
Bereich der Architektur verfügt und er über drei Jahre Berufserfahrung 
hinsichtlich der Planung von Hochbauten im Hoheitsgebiet desjenigen 
Mitgliedstaates der EU oder Vertragsstaates des EWR verfügt, der diesen 
Ausbildungsnachweis unter Beachtung der Mindestanforderungen des 
Art. 46 der Richtlinie 2005/36/EG anerkannt hat und dieser Staat diese 
Berufserfahrung bescheinigt. 

(3) Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit hat auf Antrag eine Be-
scheinigung darüber auszustellen, dass die inländischen Ausbildungsnachweise 
des Antragstellers, die zumindest zur Planung von Hochbauten nach diesem Bun-
desgesetz berechtigen, den in Titel III Kapitel III der Richtlinie 2005/36/EG ver-
langten Nachweisen für Architekten entsprechen. 

Ausstellung von Bescheinigungen  
§ 373f. Die Behörde hat auf Antrag einem Staatsangehörigen eines Mitglied-

staates der EU oder eines Vertragsstaates des EWR zum Zweck der Niederlassung 
oder der Erbringung von Dienstleistungen in einem anderen Mitgliedstaat der EU 
oder einem anderen Vertragsstaat des EWR Bescheinigungen über eine inländi-
sche Ausbildung oder Befähigung, die zur Ausübung einer in diesem Bundesge-
setz geregelten Tätigkeit berechtigt, auszustellen. Ebenso hat die Behörde die 
Ausübung einer selbständigen oder unselbständigen fachlichen Tätigkeit in einem 
Gewerbe zu bescheinigen. 

§ 373f. (1) Der Antragsteller hat zum Nachweis seiner im Herkunfts- oder 
Heimatstaat erworbenen Berufsqualifikation, hinsichtlich des Nichtvorliegens von 
Gewerbeausschlussgründen (§ 13), hinsichtlich seiner für die Ausübung des Ge-
werbes erforderlichen Sprachkenntnisse und im Falle einer etwa erforderlichen 
Prüfung der Zuverlässigkeit die Nachweise vorzulegen, wie sie entsprechend dem 
Gewerbe oder der bestimmten Tätigkeit eines Gewerbes, dessen Ausübung ange-
strebt wird, in Art. 50 und Anhang VII der Richtlinie 2005/36/EG angeführt sind. 
Davon ausgenommen sind die Bestimmungen über die vorübergehende grenzüber-
schreitende Dienstleistung im Rahmen der Dienstleistungsfreiheit gemäß § 373a. 
Die zuständige Behörde hat dem Antragsteller den Empfang der vorgelegten 
Nachweise binnen eines Monats zu bestätigen und diesem gegebenenfalls mitzu-
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teilen, welche Unterlagen fehlen. 

(2) Im Falle der Niederlassung in Österreich sind Staatsangehörige anderer 
Mitgliedstaaten der EU oder des EWR berechtigt, ihre in ihrem Heimat- oder 
Herkunftsstaat bestehende rechtmäßige Ausbildungsbezeichnung und die allenfalls 
bestehende Abkürzung in der Sprache des Herkunftsmitgliedstaates samt Hinweis 
auf Name und Ort der Lehranstalt, die diese Ausbildungsbezeichnung verliehen 
hat, oder des Prüfungsausschusses, der diese Ausbildungsbezeichnung verliehen 
hat, zu führen. Dies gilt jedoch nicht für das Führen einer allfälligen Berufsbe-
zeichnung, die im Heimat- oder Herkunftsstaat rechtmäßig besteht. Auf das Füh-
ren der Berufsbezeichnung „Meister“ mit Beziehung auf das entsprechende 
Handwerk ist § 20 anzuwenden. 

§ 373g. (1) Staatsangehörige einer EWR-Vertragspartei, die in einem EWR-
Vertragsstaat ansässig sind und eine Tätigkeit befugt ausüben, auf die die Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes anzuwenden wären, dürfen bestellte gewerbliche 
Arbeiten im Inland unter den gleichen Voraussetzungen wie Inländer ausführen. 
Hinsichtlich der Erbringung des allenfalls vorgeschriebenen Befähigungsnachwei-
ses liegen die gleichen Voraussetzungen im Sinne des ersten Satzes auch vor, 
wenn der grenzüberschreitend tätige Gewerbetreibende die Anerkennung gemäß 
§ 373c oder die Gleichhaltung gemäß § 373d oder § 373e erlangt hat. Der Bun-
desminister für Wirtschaft und Arbeit hat die Ausführung der Arbeiten zu verbie-
ten, wenn einer der im § 87 Abs. 1 angeführten Entziehungsgründe auf den zur 
Ausführung der Arbeiten Berechtigten zutrifft. Zuwiderhandlungen gegen dieses 
Verbot sind gemäß § 366 Abs. 1 Z 1 zu bestrafen. 

(2) Die Bestimmung des Abs. 1 gilt auch für Gesellschaften im Sinne des Ar-
tikels 34 des EWR-Abkommens, die nach den Rechtsvorschriften einer EWR-
Vertragspartei gegründet wurden und ihren satzungsgemäßen Sitz, ihre Hauptver-
waltung oder ihre Hauptniederlassung in einem EWR- Vertragsstaat haben. Wenn 
die genannten Gesellschaften lediglich ihren satzungsgemäßen Sitz in einem 
EWR-Vertragsstaat haben, muss ihre Tätigkeit in tatsächlicher und dauerhafter 
Verbindung mit der Wirtschaft eines EWR-Vertragsstaates stehen. 

(3) Der Dienstleister hat die Erbringung einer Dienstleistung auf dem Gebiet 
der Planung von Hochbauten vorher dem Bundesministerium für Wirtschaft und 
Arbeit anzuzeigen, wenn sie die Durchführung eines Bauvorhabens in Österreich 
zur Folge hat. 

§ 373g. Hinsichtlich der inländischen Niederlassung von Finanzinstituten im 
Sinne des Art. 1 Z 6 der Richtlinie 89/646/EWG aus anderen Mitgliedstaaten der 
EU oder des EWR, die Tätigkeiten gemäß Z 2 bis 14 des Anhanges zur genannten 
Richtlinie, die diesem Bundesgesetz unterliegen, ausüben, und hinsichtlich der 
grenzüberschreitenden Dienstleistungserbringung durch solche Finanzinstitute 
nach Österreich gelten die diesbezüglichen Bestimmungen des Bankwesengeset-
zes. Den genannten Bestimmungen des Bankwesengesetzes entgegenstehende 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes sind nicht anzuwenden. 

 Ausstellung von Bescheinigungen 
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§ 373h. Hinsichtlich der inländischen Niederlassung von Finanzinstituten im 

Sinne des Art.1 Z 6 der Richtlinie 89/646/EWG aus anderen EWR-
Vertragsstaaten, die Tätigkeiten gemäß Z 2 bis 14 des Anhanges zur genannten 
Richtlinie, die diesem Bundesgesetz unterliegen, ausüben, und hinsichtlich der 
grenzüberschreitenden Dienstleistungserbringung durch solche Finanzinstitute 
nach Österreich gelten die diesbezüglichen Bestimmungen des Bankwesengeset-
zes. Den genannten Bestimmungen des Bankwesengesetzes entgegenstehende 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes sind nicht anzuwenden. 

§ 373h. Die Behörde hat auf Antrag eines Staatsangehörigen eines Mitglied-
staates der EU oder eines Vertragsstaates des EWR sowie einer Gesellschaft im 
Sinne des § 373a Abs. 3 folgende Bescheinigungen auszustellen: 
 1.  zum Zweck der Erbringung von Dienstleistungen eine Bescheinigung 

über die rechtmäßige Niederlassung zur Ausübung einer in diesem Bun-
desgesetz geregelten Tätigkeit und die Berechtigung zur Ausübung dieser 
Tätigkeit, 

 2. zum Zweck der Niederlassung oder der Erbringung von Dienst-
leistungen in einem anderen Mitgliedstaat der EU oder einem anderen Vertrags-
staat des EWR eine Bescheinigung über eine inländische Ausbildung oder Befähi-
gung, die zur Ausübung einer in diesem Bundesgesetz geregelten Tätigkeit berech-
tigt sowie die Ausübung einer selbständigen oder unselbständigen fachlichen Tä-
tigkeit in einem Gewerbe. 

§ 373i. (1) Der Antragsteller hat zum Nachweis seiner im Herkunfts- oder 
Heimatstaat erworbenen Berufsqualifikation Unterlagen vorzulegen, die von den 
zuständigen Behörden des Heimat- oder Herkunftsstaates bescheinigt sind. 

(2) Der Antragsteller hat hinsichtlich des Nichtvorliegens von Gewer-
beausschlußgründen (§ 13) und im Falle einer etwa erforderlichen Prüfung der 
Zuverlässigkeit die Nachweise vorzulegen, wie sie entsprechend dem Gewerbe 
oder der bestimmten Tätigkeit eines Gewerbes, dessen Ausübung angestrebt wird, 
in den jeweiligen in der Anlage angeführten Richtlinien oder im Artikel 6 der 
Richtlinie 89/48/EWG oder im Artikel 10 der Richtlinie 92/51/EWG oder in den 
Artikeln 17 bis 19 und 24 der Richtlinie 85/384/EWG festgelegt sind. 

(3) Im Falle der Niederlassung in Österreich sind Staatsangehörige anderer 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder des Europäischen Wirtschaftsraums 
berechtigt, ihre in ihrem Heimat- oder Herkunftsstaat bestehende rechtmäßige 
Ausbildungsbezeichnung und die allenfalls bestehende Abkürzung samt Hinweis 
auf Name und Ort der Lehranstalt, die diese Ausbildungsbezeichnung verliehen 
hat, oder des Prüfungsausschusses, der diese Ausbildungsbezeichnung verliehen 
hat, zu führen. Dies gilt jedoch nicht für das Führen einer allfälligen Berufsbe-
zeichnung, die im Heimat- oder Herkunftsstaat rechtmäßig besteht. Auf das Füh-
ren der Berufsbezeichnung ,,Meister'' mit Beziehung auf das entsprechende 
Handwerk ist § 20 anzuwenden. 

§ 373i. (1) Die Behörden haben mit den zuständigen Behörden der anderen Mit-
gliedstaaten der EU oder eines Vertragsstaates des EWR und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft zur Anwendung der Richtlinie 2005/36/EG eng zusammenzu-
arbeiten und diesen Behörden Amtshilfe zu leisten. Die Vertraulichkeit der ausge-
tauschten Informationen ist sicherzustellen. 
(2) Die Verpflichtungen nach Abs. 1 umfassen insbesondere den Austausch fol-
gender Informationen betreffend diesem Gesetz unterliegende Personen: 
 1. Informationen über disziplinarische oder strafrechtliche Sanktionen oder 

sonstige schwerwiegende genau bestimmte Sachverhalte, die sich auf die 
ausgeübten Tätigkeiten auswirken könnten, sowie 

 2. betreffend die Erbringung einer Dienstleistung 
 a) alle Informationen über die Rechtmäßigkeit der Niederlassung und die 

gute Führung des Dienstleisters; 
 b) alle Informationen, die im Falle von Beschwerden eines Dienstleis-

tungsempfängers gegen einen Dienstleister für ein ordnungsgemäßes 
Beschwerdeverfahren erforderlich sind, wobei der Dienstleistungsemp-
fänger über das Beschwerdeergebnis zu unterrichten ist und 

 c) Informationen darüber, dass keine berufsbezogenen disziplinarischen 
oder strafrechtlichen Sanktionen vorliegen 

(3) Die Behörden haben die gemäß Abs. 1 und Abs. 2 mitzuteilenden Sach-
verhalte angemessen zu prüfen und den Aufnahmemitgliedstaat über gezogene 
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Konsequenzen zu informieren. 

§ 376. ..... 
 9b. (Übergangsregelung zu § 63 Abs.1) 

 Vordrucke und Bestellscheine sowie Webseiten haben bei den in § 63 
Abs. 1 genannten Gewerbetreibenden spätestens ab 1. Jänner 2010 dem § 63 
Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 161/2006 zu entsprechen, 
soweit die dort festgelegten Anforderungen von den bis zum 31.12.2006 geltenden 
Bestimmungen abweichen. 

§ 376. ..... 
 9b. (Übergangsregelung zu § 63 Abs.1) 

 Vordrucke, Bestellscheine, Websites und E-Mail-Adressen haben bei den 
in § 63 Abs. 1 genannten Gewerbetreibenden spätestens ab 1. Jänner 2010 dem 
§ 63 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 161/2006 zu entspre-
chen, soweit die dort festgelegten Anforderungen von den bis zum 31.12.2006 
geltenden Bestimmungen abweichen. 

  16a. (Immobilientreuhänder:) Personen, die schon vor dem Inkrafttreten des 
§ 117 Abs. 7 die Berechtigung zur Ausübung des Gewerbes der Immobi-
lientreuhänder besessen haben, sind verpflichtet, der Behörde vor Ablauf 
von sechs Monaten nach Inkrafttreten dieser Bestimmung den Bestand ei-
ner Vermögensschadenhaftpflichtversicherung nach § 117 Abs. 7 nach-
zuweisen. Erfolgt ein solcher Nachweis nicht rechtzeitig, so hat die Be-
hörde unverzüglich ein Gewerbeentziehungsverfahren einzuleiten und die 
Streichung aus dem Gewerberegister vorzunehmen. Die Einleitung des 
Gewerbeentziehungsverfahrens ist in diesem Fall im Gewerberegister zu 
vermerken. 

Anhängige Verfahren 
§ 379. Im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 111/2002 anhängige Verfahren sind nach den bisherigen Vorschriften zu Ende 
zu führen. Ein Bescheid über die Erteilung der Nachsicht vom vorgeschriebenen 
Befähigungsnachweis gilt als Feststellungsbescheid gemäß § 19. Für die folgenden 
Verfahren, die nach den angeführten Bestimmungen in der Fassung vor dem In-
Kraft-Treten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 111/2002 eingeleitet wurden, gilt die 
mit dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 111/2002 neu geschaffene Rechtslage: 
 1. Verfahren zur Gleichstellung mit Inländern gemäß § 14 

Abs. 2, 
 2. Verfahren zur Erteilung einer Nachsicht gemäß § 26 Abs. 2 

und 3, 
 3. Entziehungsverfahren gemäß § 87 Abs. 1 Z 2 und 

 4. Verfahren betreffend die Zulassung zu einer Meisterprüfung o-
der sonstigen Befähigungsprüfung. 

Anhängige Verfahren 
§ 379. Im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. xxx/yyyy anhängige Verfahren betreffend Betriebsanlagen sind nach den bis-
herigen Vorschriften zu Ende zu führen. Für die Verfahren nach den §§ 373c, d 
und e, die vor In-Kraft-Treten des im ersten Satz genannten Bundesgesetzes einge-
leitet wurden, gilt die mit diesem Bundesgesetz neu geschaffene Rechtslage. 

§ 381. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist, sofern Abs. 2 bis 7 § 381. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist, sofern Abs. 2 bis 7 
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nicht anderes bestimmen, der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit, bei Maß-
nahmen zur Verhinderung der Geldwäsche der Bundesminister für Inneres und in 
Angelegenheiten des Betriebes von Schleppliften, sofern sie von den Bestimmun-
gen des Seilbahngesetzes 2003, BGBl. I Nr. 103, umfasst sind, der Bundesminister 
für Verkehr, Innovation und Technologie hinsichtlich der jeweils in Betracht 
kommenden Bestimmungen betraut, und zwar… 

nicht anderes bestimmen, der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit, bei Maß-
nahmen zur Verhinderung der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung der 
Bundesminister für Inneres, hinsichtlich der jeweils in Betracht kommenden Be-
stimmungen betraut, und zwar… 

Anlage 1

Richtlinien des Rats sowie des Europäischen Parlaments und des Rats 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über die Verwirklichung 

der Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs 
77/92/EWG des Rates vom 13. Dezember 1976 über Maßnahmen zur Er-

leichterung der tatsächlichen Ausübung der Niederlassungsfreiheit und des freien 
Dienstleistungsverkehrs für die Tätigkeiten des Versicherungsagenten und des 
Versicherungsmaklers (aus ISIC-Gruppe 630), insbesondere Übergangsmaßnah-
men für solche Tätigkeiten, Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften vom 
31. Jänner 1977, L 26/14 

85/384/EWG des Rates vom 10. Juni 1985 für die gegenseitige Anerkennung 
der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise auf dem 
Gebiet der Architektur und für Maßnahmen zur Erleichterung der tatsächlichen 
Ausübung der Niederlassungsrechts und des Rechts auf freien Dienstleistungsver-
kehr, Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften vom 21. August 1985, L 
223/15 

89/48/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 über eine allgemeine Rege-
lung zur Anerkennung der Hochschuldiplome, die eine mindestens dreijährige 
Berufsausbildung abschließen, Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften vom 
24. Jänner 1989, L 19/16 

92/51/EWG des Rates vom 18. Juni 1992 des Rates über eine zweite allge-
meine Regelung zur Anerkennung beruflicher Befähigungsnachweise in Ergän-
zung zur Richtlinie 89/48/EWG, Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften vom 
24. Juli 1992, L 209/25 

94/38/EG der Kommission vom 26. Juli 1994 zur Änderung der Anhänge C 
und D der Richtlinie 92/51/EWG des Rates über eine zweite allgemeine Regelung 
zur Anerkennung beruflicher Befähigungsnachweise in Ergänzung zur Richtlinie 

Anlage 1 

Richtlinien des Rates sowie des Europäischen Parlaments und des 
Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft sowie der europäi-
schen Kommission über die Verwirklichung der Niederlassungsfrei-

heit und des freien Dienstleistungsverkehrs 
Richtlinie 77/92/EWG des Rates vom 13. Dezember 1976 über Maßnahmen 

zur Erleichterung der tatsächlichen Ausübung der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs für die Tätigkeiten des Versicherungsagenten und 
des Versicherungsmaklers (aus ISIC-Gruppe 630), insbesondere Übergangsmaß-
nahmen für solche Tätigkeiten, Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften vom 
31. Jänner 1977, L 26/14 

Richtlinie 2002/92/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
9. Dezember 2002 über Versicherungsvermittlung, ABI. Nr. L 9 vom 15. Jänner 
2003  S. 3. 

Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
29. April 2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, 
sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten 

Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
7. September 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikationen, Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften vom 30. September 2005, L 255/22 

Richtlinie 2005/60/EG des europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Oktober 2005 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke 
der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung 

Richtlinie 2006/70/EG der Kommission vom 1. August 2006 mit Durchfüh-
rungsbestimmungen für die Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates hinsichtlich der Begriffsbestimmung von „politisch exponierte Per-
sonen“ und der Festlegung der technischen Kriterien für vereinfachte Sorgfalts-
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89/48/EWG, Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften vom 23. August 1994, 
L 217/8 

95/43/EG der Kommission vom 20. Juli 1995 zur Änderung der Anhänge C 
und D der Richtlinie 92/51/EWG des Rates über eine zweite allgemeine Regelung 
zur Anerkennung beruflicher Befähigungsnachweise in Ergänzung zur Richtlinie 
89/48/EWG, Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften vom 3. August 1995, L 
184/21 

97/38/EG der Kommission vom 20. Juni 1997 zur Änderung des Anhangs C 
der Richtlinie 92/51/EWG des Rates über eine zweite allgemeine Regelung zur 
Anerkennung beruflicher Befähigungsnachweise in Ergänzung zur Richtlinie 
89/48/EWG, Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften vom 12. Juli 1997, L 
184/31 

1999/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. Juni 1999 
über ein Verfahren zur Anerkennung der Befähigungsnachweise für die unter die 
Liberalisierungs- und Übergangsrichtlinien fallenden Berufstätigkeiten in Ergän-
zung der allgemeinen Regelung zur Anerkennung der Befähigungsnachweise, 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften vom 31. Juli 1999, L 201/77 

2000/5/EG der Kommission vom 25. Februar 2002 zur Änderung der Anhän-
ge C und D der Richtlinie 92/51/EWG des Rates über eine zweite allgemeine 
Regelung zur Anerkennung beruflicher Befähigungsnachweise in Ergänzung zur 
Richtlinie 89/48/EWG, Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften vom 
26. Februar 2000, L 54/42 

2001/19/EG des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 14. Mai 2001 
zur Änderung der Richtlinien 89/48/EWG und 92/51/EWG des Rates über eine 
allgemeine Regelung zur Anerkennung beruflicher Befähigungsnachweise und der 
Richtlinien 77/452/EWG, 77/453/EWG, 78/686/EWG, 78/687/EWG, 
78/1026/EWG, 78/1027/EWG, 80/154/EWG, 80/155/EWG, 85/384/EWG, 
85/432/EWG, 85/433/EWG und 93/16/EWG des Rates über die Tätigkeiten der 
Krankenschwester und des Krankenpflegers, die für die allgemeine Pflege verant-
wortlich sind, des Zahnarztes, des Tierarztes, der Hebamme, des Architekten, des 
Apothekers und des Arztes, Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften vom 
31. Juli 2001, L 206/1 

2001/97/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Dezember 
2001 zur Änderung der Richtlinie 91/308/EWG des Rates zur Verhinderung der 
Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche 

pflichten sowie für die Befreiung in Fällen, in denen nur gelegentlich oder in sehr 
eingeschränktem Umfang Finanzgeschäfte getätigt werden. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Richtlinie 2002/92/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

9. Dezember 2002 über Versicherungsvermittlung, ABl. Nr. L 9 vom 15. Jänner 
2003 S. 3. 
 
 
 
 

283 der Beilagen XXIII. GP - Regierungsvorlage - TGÜ 63 von 63


